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Fratze aus dem Sack! 

Erste Forderungen der Ein¬ 
zelhandelsunternehmer 
zur Tarifrunde - hinter 
der geschwätzigen Maske 
steckt die wirkliche Fratze, 
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NSU-Prozess beginnt 

Dr. Ulrich Schneider, Bun¬ 
dessprecher der VVN-BdA, 
sieht zu Beginn des NSU- 
Prozesses viele ungelöste 
Probleme. 
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Verfassungsschutz ist 
Systemschutz 

Kerstin Köditz fordert 
die Abschaffung der 
Inlandsgeheimdienste. 
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Es geht auch um gelebte Solidarität... 

Bundesweite Aktionen des Bündnis UmFAIRteilen 


A m 13. April wird das Bündnis 
UmFAIRteilen aus Gewerk¬ 
schaften, Sozialverbänden und 
Migrantlnnenorganisationen bundes¬ 
weit für eine dauerhafte Vermögens¬ 
steuer und eine einmalige Vermögens¬ 
abgabe für Reiche und Superreiche 
auf Straßen und Plätze gehen. Aktuel¬ 
le Berichte über das Vermögen reicher 
Steuerflüchtlinge unterstreichen die 
Forderung nach einem konsequenten 
Kampf gegen Steuerbetrug und Steu¬ 
eroasen. Dabei fordert UmFAIRteilen 
europaweite, ja internationale Rege¬ 
lungen. Nationalstaatliche Grenzen 
sind längst kein Hindernis mehr, um 
Reichtum legal oder illegal den Zu¬ 
griffen der Finanzämter zu entziehen. 
Das Bündnis benennt gesellschaftli¬ 
chen Bedarf: „Wir brauchen Geld für 
Investitionen in mehr Bildung und So¬ 
ziales, Pflege und Gesundheit, in bes¬ 
sere öffentliche Infrastruktur, sozialen 
Wohnungsbau und die Energiewende. 
Wir brauchen finanzielle Spielräume 
für den Schuldenabbau und interna¬ 
tionale Armutsbekämpfung. Und es 
geht um gelebte Solidarität in unse¬ 
rer Gesellschaft.“ 

Aktuell setzt das Bündnis auf dezen¬ 
trale Aktionen in möglichst vielen 


Kommunen, von Demonstrationen 
über Menschenketten und Informati¬ 
onsständen bis hin zu Saalveranstal¬ 
tungen. Vielfältig sind die Materialien, 
die nachweisen: Deutschland ist kein 
armes Land, es müsste niemand in 
Suppenküchen essen, auf Zahnersatz 
verzichten oder in überfüllten und re¬ 
novierungsbedürftigen Schulräumen 
sitzen. Aber der Reichtum ist ungleich 
verteilt, gerade mal 70 000 Begüterte 
besitzen ein Viertel davon, die „untere 
Hälfte“ so gut wie nichts. Das ist auch 
die Folge einer Steuerpolitik, welche 
Millionäre, Konzerne und Banken seit 
Jahrzehnten entlastet, oft völlig von 
Steuerzahlungen befreit, während 
die Masse über die Mehrwert- und 
Verbrauchersteuern geschröpft wird. 
UmFAIRteilen will vor der Bundes¬ 
tagswahl den Druck für einen Politik¬ 
wechsel erhöhen. 

Die DKP gehört zu den unterstützen¬ 
den Organisationen. Ihre Aktivisten 
werden sich wieder an den Aktionen 
beteiligen, im Bündnis oder mit eigen¬ 
ständigen Beiträgen. Sie werden un¬ 
terstreichen, dass jede Bewegung gut 
ist, die zur Ablösung von Schwarz- 
Gelb bei der Bundestagswahl bei¬ 
tragen kann. Aber auch darauf, dass 


ein Regierungswechsel allein zu Rot- 
Grün längst noch kein Politik Wechsel 
sein wird. Die Agendapolitik und die 
Hartzgesetzgebung sind nicht verges¬ 
sen. Wenn heute ein Viertel der Ar¬ 
beitenden prekär beschäftigt ist, in 
endlosen Befristungen, in Zeit- und 
Leiharbeit und zu Hungerlöhnen, 
dann ist das auch der Umsetzung des 
Willens der Konzerne und Banken 
durch Schröder und Fischer geschul¬ 
det. Ohne massiven Druck aus den 
Betrieben und auf den Straßen, von 
Gewerkschaften und sozialen Bewe¬ 
gungen, würden die „Stones“ montags 
nach der Wahl dort weitermachen, wo 
Merkel und Rösler sonntags aufhör¬ 
ten. 

UmFAIRteilen ist nicht nur eine Frage 
der Steuerpolitik. Eine Umverteilung 
muss gerade dort erkämpft werden, 
wo der Reichtum gesellschaftlich ge¬ 
schaffen, aber privat angeeignet wird. 
Dazu gehört der Kampf um Lohn¬ 
erhöhungen über Inflationsrate und 
Produktivitätssteigerung hinaus, ge¬ 
hört die Solidarität mit allen, die sich 
vom Standortgefasel nicht dumm ma¬ 
chen lassen. Hier ist auch die Solida¬ 
rität der Rentnerlnnen gefordert, ist 
doch ihre mickrige Rentenerhöhung 


letztendlich auch ein Ergebnis des 
Lohndumpings. Umverteilt werden 
muss auch die Arbeitszeit. Statistisch 
arbeiten alle Beschäftigten und Er¬ 
werbslosen rund 30 Stunden in der 
Woche. In der Praxis aber haben Mil¬ 
lionen null Stunden und null Arbeits¬ 
einkommen, während anderen in end¬ 
losen Arbeitstagen die Gesundheit ru¬ 
iniert wird und sie trotzdem oft vom 
Lohn allein nicht leben können. Das 
strategische Ziel ist die 30-Stunden- 
Woche bei vollem Lohn- und Perso¬ 
nalausgleich. Der praktische Kampf 
beginnt aber schon dort, wo zunächst 
die Einhaltung des Arbeitszeitgeset¬ 
zes durchgesetzt oder der verkaufsof¬ 
fene Sonntag verhindert werden muss. 
Das alles gehört zum UmFAIRteilen , 
auch wenn nicht alles am selben Tag 
im selben Flugblatt stehen muss. Diese 
Erkenntnis in den konkreten Ausein¬ 
andersetzungen zu mehren, auch den 
Blick für die tieferen Ursachen im Ka¬ 
pitalismus selbst und für Alternativen 
zu ihm zu schärfen, ist Aufgabe linker 
Politik. Die Mitglieder der DKP wer¬ 
den dazu am 13. April ihre Beiträge 
leisten. 

Volker Metzroth 


Krieg der Worte 

Peking verurteilt „provokative Reden und Taten“ 


Die Regierung der Demokratischen 
Volksrepublik Korea scheint weiter¬ 
hin davon auszugehen, dass es einzig 
ihre militärischen und nuklearen Ka¬ 
pazitäten sind, die zwischen der Sou¬ 
veränität des Landes und einer nord¬ 
amerikanischen Invasion steht. Die 
Wortwahl klingt aber absurd. Denn 
Nordkorea besitzt zwar Atomwaffen, 
verfügt aber nicht über die Trägermit¬ 
tel, um „ein Meer von Feuer zu ent¬ 
fachen“, das Washington verschlingt, 
oder in einem nuklearen „Präventiv¬ 
schlag den Aggressor in seinen Hoch¬ 
burgen zu vernichten“, wie kürzlich 
angedroht. Selbstverständlich hat 


jedes Land der Welt ein Recht auf 
Selbstverteidigung und selbstver¬ 
ständlich gilt das auch für Pjöngjang. 
Der Krieg der Worte ist aber nicht 
auf eine Seite beschränkt. Die südko¬ 
reanische Präsidentin Park Geun-hye, 
Tochter des Diktators Park Chung- 
hee und seit Februar im Amt, kündigte 
kraftvolle Antworten auf jede nordko¬ 
reanische Aktion an. Bei einem Tref¬ 
fen mit der Armeespitze: „Ich glau¬ 
be, dass wir massiv, unmittelbar und 
ohne weitere politische Rücksichtnah¬ 
me auf jede Provokation des Nordens 
antworten sollten.“ Ihren Wahlkampf 
hatte sie mit Parolen von einer wün¬ 


schenswerten Annäherung der beiden 
koreanischen Staaten geführt. Seit 
Amtsantritt fährt sie einen kompro¬ 
misslosen Kurs, wie die wochenlangen 
gemeinsamen provokatorischen Ma¬ 
növer der südkoreanischen und der 
US-Armee belegen. Ihr Kriegsminis¬ 
ter Kin Kwan Jin schlug bei demsel¬ 
ben Treffen Präventivschläge gegen 
Atomkraftwerke und Militäreinrich¬ 
tungen Nordkoreas vor. 

Der chinesische Präsident Xi Jin- 
ping hat die nordkoreanische Hal¬ 
tung kritisiert. Auf dem Boao Forum 
for Asia, einem regionalen Business- 
Forum, erklärte er, Raketentests und 
die Ankündigung von Präventivschlä¬ 
gen seien eine Bedrohung der Stabi¬ 
lität in Asien. China werde eine kon¬ 
struktive Rolle bei der Bewältigung 


der entstandenen Probleme spielen: 
„Wir sind fest entschlossen, den Frie¬ 
den und die Stabilität in Asien und der 
Welt zu wahren.“ Außenminister Wang 
Yi verurteilte „alle provokativen Re¬ 
den und Taten, durch wen auch immer 
sie geschehen“. 

Immerhin scheint die US-Regierung 
jetzt einzulenken. „Angesichts der 
Spannungen“ mit Nordkorea wur¬ 
de ein in Kalifornien geplanter Ra¬ 
ketentest verschoben. Dadurch solle 
verhindert werden, dass der Test in der 
derzeitigen angespannten Lage „miss¬ 
verstanden“ werde. 

M.l. 

Seite 8:„Die Pflicht,einen Krieg in Ko¬ 
rea zu verhindern“ 


Thema der Woche 


Sofortiger Stopp aller 
Rüstungsexporte! 

Wenn der Widerstand nicht größer 
wird und die Forderung nach soforti¬ 
gem Stopp aller Rüstungsexporte der 
Bundesrepublik nicht lauter, wird sich 
sicher auch künftig nichts ändern - 
trotz des ersten globalen Abkommens 
über den Waffenhandel (ATT), das 
die UN-Vollversammlung am 2. Ap¬ 
ril mit Mehrheit beschloss. 
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++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung+++ 

Versicherung 

Berlin: Im Rahmen der Verhandlungen 
für einen globalen Waffenlieferungs- 
vertrag beteuert der deutsche Außen¬ 
minister noch einmal, dass deutsche 
Waffen nach ihrem Export nicht wie 
die von anderen Staaten geeignet sind, 
an Terroristen oder Kriegstreiber zu 
fallen und Menschen zu verletzen, weil 
sie ausschließlich - wie es die deutsche 
Tradition gebietet - für humanistische 
Ziele produziert werden: 

Deutsche Waffen sind seit jeher ga¬ 
rantiert biologisch abbaubar, kuschel¬ 
freundlich, umweltverträglich und vom 
Design her modisch-ansprechend bis 
ästhetisch. 

Sie können zwar töten, müssen es aber 
nicht und werden nach ihrer Benut¬ 
zung gerne im Museum ausgestellt. 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit (z)-Textdienst) 


Demonstration 

„Gegen Naziterror, 
staatlichen und alltäglichen 
Rassismus - Verfassungs¬ 
schutz abschaffen!“ 

München, 13. April, 13 Uhr Stachus 

Am 17. April 2013 wird in München der 
Prozess gegen das NSU-Mitglied Bea¬ 
te Zschäpe sowie vier der Unterstüt¬ 
zer beginnen. Ein breites antifaschis¬ 
tisches Bündnis ruft deshalb zu einer 
bundesweiten Großdemonstration in 
München am Samstag vor Prozessbe¬ 
ginn auf. 


Aktionsmaterial 
für den i. Mai 

Pünktlich zum 1. Mai können beim 
Parteivorstand der DKP neue Akti¬ 
onsmaterialien bestellt werden: 
Aufkleber zur 30-Stunden-Woche 
(Abbildung unten) und zu FHartz 
IV (siehe Seite 13). 100 Stück kos¬ 
ten 5 Euro. Wir bieten ebenfalls ein 
Transparent zur 30-Stunden-Wo- 
che an. Format 3 mal 1 Meter, ge- 
öst. Das Transparent kostet 60 Euro 
plus Porto. 

Der„Agenda 2020“ wird das i.-Mai- 
Plakat gewidmet, ebenfalls wird 
ein entsprechender Aufkleber er¬ 
scheinen. 



Bestellungen bitte an den Partei¬ 
vorstand der DKP, 

Tel: 02011778 890 
oder dkp.pv@t-online.de. 
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unsere zeit CE 


Kolumne von Manfred Dietenberger 

Treibjagd auf kranke 
Hartz-IV-Empfänger 


Wie die „Bild-Zeitung“ (Montags¬ 
ausgabe) unter Berufung auf eine 
neue interne siebenseitige Weisung 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
meldete, sollen Hartz-IV-Empfänger, 
die öfter krank sind, ab sofort durch 
schärfere Kontrollen der Jobcenter 
zusätzlich diskriminiert und schika¬ 
niert werden. 

Die Sachbearbeiter in den Jobcen¬ 
tern werden jetzt per ordre de Mufti 
dazu verdonnert, ab sofort zu über¬ 
prüfen, ob „begründbare Zweifel 
an der angezeigten Arbeitsunfä¬ 
higkeit“ des Arbeitslosen bestehen. 
In den „fachlichen Hinweisen“ der 
Bundesagentur für Arbeit wird de¬ 
finiert, dass ab jetzt Jeder und Jede 
verdächtig ist, der sich „auffällig häu¬ 
fig oder auffällig häufig nur für kur¬ 
ze Dauer“ krank meldet; häufig am 
„Beginn oder am Ende einer Woche“ 
krank wird; Einladungen zu Melde¬ 
terminen beim Arbeitsamt wegen 
Krankheit versäumt; eine Maßnah¬ 
me (z.B. Fortbildungskurse) oder 
einen neuen Job wegen Krankheit 
nicht antritt; nach einem Streit mit 
seinem Sachbearbeiter im Jobcenter 
seine Abwesenheit ankündigt oder 
keinen Urlaub genehmigt bekommt 
und auch wer am Ende des Urlaubs 
krank wird. Bei den von Arbeitslo¬ 
sen vorgelegten Arzt-Attesten sol¬ 
len die Jobcenter genauer hinsehen, 
damit Gefälligkeits-Krankschrei¬ 
bungen aufgedeckt werden können. 
„Ernsthafte Zweifel werden ausge¬ 
löst, wenn zum Beispiel eine Rück¬ 
datierung der Krankschreibung von 
mehr als zwei Tagen vorliegt, oder 
aber auch, wenn die Folgebeschei¬ 
nigung einer Krankschreibung am 
selben Tag ausgestellt wurde, wie die 
Erstbescheinigung. Bei Verdacht sol¬ 
len die Jobcenter den Medizinischen 
Dienst der Krankenkassen (MDK) 
einschalten. Die MDK-Ärzte sollen 
die Hartz-Empfänger wenn nötig, 
sogar die Krankgemeldeten, Zuhau¬ 
se untersuchen. Für ihren Einsatz 
bekommt der MDK vom Jobcen¬ 
ter zwischen 130 (bei Entscheidung 
nach Aktenlage) also etwa zwei Drit¬ 
tel des monatlichen Hartz-IV-Satzes 
von 382 Euro. Bei einem Hausbesuch 
gibfis sogar 260 Euro Honorar. Wer 
so des „Blaumachen“ überführt wird, 
dem wird die Stütze gekürzt. 

Diese neue Direktive der Bundesan¬ 
stalt für Arbeit stellt alle ALG II-Be- 
zieher unter Generalverdacht. Das ist 
ein nicht hinnehmbarer Skandal. Die 
Versichertenvertreter in der BA-Spit- 
ze müssen sofort dafür Sorge tragen, 
dass diese Direktive zurückgezogen 
wird. Es ist eine traurige Tatsache, 
dass Arbeitslosigkeit krank macht. 
Das belegt zum Beispiel eine DGB 



Studie aus dem Jahre 2010. Dieser 
zu Folge sind Menschen ohne Ar¬ 
beit teils doppelt so häufig krank 
wie Berufstätige. Die Arbeitslosen 
seien durch körperliche und seelische 
Krankheiten „weit stärker belastet“ 
als Erwerbstätige, wurde schon da¬ 
mals festgestellt. Dabei nimmt das 
Krankheitsrisiko unter Erwerbslosen 
im Vergleich mit den Beschäftigten 
zum dem Alter zu, so die DGB Stu¬ 
die. Die Studie ergab, dass die Kran¬ 
kenstandsquote in der Gruppe der 
15- bis 24-Jährigen unter Arbeitneh¬ 
mern bei drei Prozent, bei Arbeits¬ 
suchenden hingegen bereits bei 4,4 
Prozent lag. Bei den 50- bis 54-Jähri¬ 
gen waren Arbeitslose schon damals 
zweieinhalb Mal so häufig krank wie 
Beschäftigte. Ihre Krankenstands¬ 
quote lag dazu im Vergleich bei 13,5 
Prozent. Diese Studie zeigte, dass Ar¬ 
beitslose im Vergleich mit Beschäf¬ 
tigten einen „nachweisbar schlech¬ 
teren Gesundheitszustand“ haben, 
so der DGB. Das Risiko von Er¬ 
krankungen ist deutlich höher, das 
Krankheitsspektrum breiter als bei 
Menschen mit Arbeit. Auch bekom¬ 
men Arbeitslose von Ärzten häufiger 
Psychopharmaka verschrieben. 
Erwerbslose sind auch häufiger im 
Krankenhaus und sterben früher. Mit 
der Dauer der Arbeitslosigkeit steigt 
auch das Krankheitsrisiko. Laut der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) 
bekommen von den 4,5 Millionen 
Hartz-IV-Empfängern in Deutsch¬ 
land 1,08 Millionen Menschen das 
Arbeitslosengeld II bereits seit der 
Einführung im Jahr 2005. Demnach 
liegt die Quote der Dauerbezieher 
bei 22,7 Prozent in Westdeutschland 
und im Osten bei 27,8 Prozent. An¬ 
gesichts all dieser Fakten wird klar: 
Der Kapitalismus macht nicht nur 
Arbeitende sondern auch Arbeitslo¬ 
se krank und gehört daher wie Hartz 
abgeschafft. 


Mehr Geld muss her 

Erster Streik bei Amazon steht bevor 


Die Beschäftigten des Versandhänd¬ 
lers Amazon in Leipzig sind bereit für 
mehr Lohn zu streiken. Dies ist das Er¬ 
gebnis einer Urabstimmung, zu der ver. 
di aufgerufen hatte. Insgesamt haben 
sich 92 % der ver.di-Mitglieder an der 
Abstimmung beteiligt. 97 % stimmten 
für Streik bei Amazon. 

Zu der Urabstimmung hatte ver.di 
aufgerufen, nachdem auch im dritten 
Sondierungsgespräch Ende Febru¬ 
ar die Amazon-Geschäftsführung die 
Aufnahme von Tarifverhandlungen 
abgelehnt hatte, ver.di fordert für die 
Beschäftigten eine tarifliche Bezah¬ 
lung analog zum Einzel- und Versand¬ 
handel in Sachsen. 

Das Ergebnis der Urabstimmung sei 
ein eindeutiges Votum für die Ent¬ 
schlossenheit der Beschäftigten bei 
Amazon, sagte ver.di-Verhandlungs¬ 
führer Jörg Lauenroth-Mago. Wenn 
die Geschäftsführung dieses Zeichen 
nicht verstehen will, dann laufe alles 


auf Streik hinaus, ver.di wird nun mit 
der konkreten Streikplanung begin¬ 
nen. Nach der hohen Zustimmung bei 
der Urabstimmung, ist davon auszuge¬ 
hen, dass es auch eine große Beteili¬ 
gung bei einem Streik geben wird. 

In Leipzig arbeiten rund 1 200 Fest¬ 
angestellte, zusätzlich zirka 800 befris¬ 
tet eingestellte Beschäftigte. Verstärkt 
kommt es aktuell wieder zur Einstel¬ 
lung von Leiharbeitnehmern. Der 
Einstiegslohn beträgt 9,30 Euro, nach 
zwei Jahren werden 10,57 Euro gezahlt. 
Weihnachts- und Urlaubsgeld gibt es 
nicht. Nachtarbeitszuschläge gewährt 
Amazon erst ab Mitternacht, ver.di for¬ 
dert ein tarifliches Urlaubs- und Weih¬ 
nachtsgeld, Nachtzuschläge ab 20 Uhr 
und eine Lohnuntergrenze von 10,66 
Euro für alle. Nach einem Jahr sollen 
es dann 11,39 Euro werden. Die Be¬ 
schäftigten sollen an den ständig stei¬ 
genden Umsätzen und Gewinnen von 
Amazon beteiligt werden. 


Fratze aus dem Sack! 

Erste Forderungen der Einzelhandelsunternehmer zur Tarifrunde 


H inter dem anfänglichen und an¬ 
haltenden „lieblichen“ Gesäusel 
der Einzelhändler von der not¬ 
wendigen „Modernisierung der veral¬ 
teten Tarifverträge“ dem angeblichen 
unternehmerischen Wunsch, stärker 
„auf Belange der Arbeitnehmer reagie¬ 
ren zu können“um damit „die Attrakti¬ 
vität der Arbeitsplätze“ in der Branche 
zu erhöhen und auch für „junge Men¬ 
schen“ ein Signal zu setzen, „dass sich 
eine Berufsausbildung lohnt“ - hinter 
dieser billigen geschwätzigen Maske 
der Unternehmer schaut seit einiger 
Zeit (endlich) die wirkliche Fratze ih¬ 
rer tarifpolitischen Ziele hervor. Am 
27. März verkündete der Handelsver¬ 
band Deutschland (HDE) seine ers¬ 
ten Forderungen für die anstehende 
Tarifauseinandersetzung, die er zwei 
Monate zuvor mit der Kündigung der 
Gehalts- und Lohn-, aber ebenso der 
Manteltarifverträge kräftig eingeläu¬ 
tet hatte. 

Doch niemand sollte sich selbst und 
andere beruhigen, damit sei bereits 
„die Katze aus dem Sack“. Wer die 
Einzelhändler kennt, der weiß, dass sie 
bis zur letzten Minute vor der Unter¬ 
zeichnung neuer Tarifverträge - 2011 
in Hessen sogar noch nach deren Ab¬ 
schluss bei der an sich bloß redaktio¬ 
nellen Besprechung ihrer Texte - ver¬ 
suchen, die Bezahlung und die Ar¬ 
beitsbedingungen der Beschäftigten 
zu ihren Gunsten zu verschlechtern. 
Und diesmal soll es anders sein? Wer‘s 
glaubt, wird selig! Deshalb darf die Be¬ 
teuerung des HDE, er wolle „wichtige 
tarifliche Leistungen wie zum Beispiel 
Dauer der regelmäßigen Wochenar¬ 
beitszeit, Weihnachts- und Urlaubs¬ 
geld, Urlaubsdauer“ nicht angreifen, 
wohl eher als blanke Irreführung oder 
als Beschwichtigung der Beschäftigten 
verstanden werden. 

Die Fratze ihrer Forderungen wäre 
zwar nicht weniger hässlich und ge¬ 
fährlich, aber deutlich ehrlicher, wenn 
die Unternehmer offen sagen würden, 
was sie mit dem von ihnen heraufbe¬ 
schworenen Tarifkonflikt tatsächlich 
bezwecken. „Wir streben eine Über¬ 
arbeitung und Aktualisierung der 
vollkommen veralteten Tätigkeitsbe¬ 
schreibungen an“, so lassen sie die Öf¬ 
fentlichkeit wissen. Dabei geht es ih¬ 
nen natürlich nicht nur um die Strei¬ 
chung früherer Tätigkeiten wie die der 
„Kaltmamsell“ oder der „Kontrolleur/ 
in an Packtischen“. Ihre „Modernisie¬ 
rung“ soll weiter führen und die Ta¬ 
rifgruppe der „Ungelernten“ von der 
der Ausgebildeten hermetisch „abrie¬ 
geln“. Bisher sorgt hier eine bewusste 
Durchlässigkeit dafür, dass ehemals 
„Ungelernten“ im Lauf der Jahre und 
mit zunehmender Berufserfahrung 
auch eine leistungs- und fachkennt¬ 
nisgerechte Bezahlung zusteht. Gera¬ 
de dies hat sich in Zeiten bewährt, da 
viele Menschen - und nicht nur jene 
mit so genanntem „Migrationshinter¬ 
grund“ - ohne abgeschlossene Schul- 
und Berufsausbildung einen Arbeits¬ 
platz suchen, um sich dort „on the job“ 
zu qualifizieren. Geht es nach den Un¬ 
ternehmern, so soll diese berufliche 
Perspektive im Einzelhandel für ei¬ 
nen wachsenden Teil der Bevölkerung 
künftig gezielt „verbaut“ werden. 
Darüber hinaus möchten sie „Tätigkei¬ 
ten außerhalb der einzelhandelsspezi¬ 
fischen Kernkompetenzen zu wett¬ 
bewerbsfähigen Arbeitsbedingungen 
(wieder) mit eigenen Mitarbeitern“ 
erledigen. Hinter diesem schon verlo¬ 
gen anmutenden Kauderwelsch ver¬ 
birgt sich wohl nichts weiter als das 
Vorhaben, beispielsweise für die so 
genannten „Auffüller“ oder „Nacht- 
verräumer“ der Waren in die Rega¬ 
le - in Wirtschaftsdeutsch auch „night 
stocking crew“ genannt - in die beste¬ 
henden Tarifverträge eine billigere als 
die jetzt schon vorhandene niedrigste 
Gehaltsgruppe (8,54 Euro pro Stunde) 
einzuführen. Zudem soll diesen Nied¬ 
riglöhnern der tarifliche Rechtsan¬ 
spruch auf Nachtzuschläge vorenthal- 
ten werden. Es wäre natürlich darüber 
zu streiten, inwiefern das Auffüllen der 
Regale heute keine „einzelhandelsspe¬ 


zifische Kernkompetenz“ mehr sein 
soll, doch wichtiger ist im Moment, zu 
verhindern, dass durch niedrigste Löh¬ 
ne „wettbewerbsfähige Arbeitsbedin¬ 
gungen“ geschaffen werden können. 
Denn wie massiv diese „Wettbewerbs¬ 
fähigkeit“ die Lebensbedingungen der 
Beschäftigten verschlechtert, können 
hierzulande mehr als 10 Millionen 
Menschen erzählen, die nach Berech¬ 
nungen des Armuts- und Reichtums¬ 
berichts der Bundesregierung von 
2012 bereits für Niedriglöhne schuften 
müssen. Der HDE hätte hierzu gerne 
das „Feigenblatt“ einer tarifvertrag¬ 
lich vereinbarten Billigstlohngruppe, 
womit sich die Unternehmer bei Kri¬ 
tik und Skandalen durch den Hinweis, 


ver.di habe dies „abgesegnet“, schnell 
aus der Affäre ziehen könnten. Wer die 
großsprecherisch verkündeten Ziele 
der Einzelhändler richtig zu erkennen 
und zu deuten weiß, der kann auch de¬ 
ren Maske lüften, wenn sie urplötzlich 
„die Einführung eines verbindlichen 
tariflichen Mindestlohns“ fordern. Vor 
zwei Jahren wurde ein entsprechender 
Vorschlag von ver.di, die unterste Ta¬ 
rifgruppe als Mindestbezahlung zu ver¬ 
einbaren, von ihnen wie ein ekeliges, 
lästiges Insekt vom Verhandlungstisch 
„gewischt“. Wer glaubt heute ernsthaft, 
sie hätten seither dazu gelernt? 
Unabhängig von ihrer Glaubwürdig¬ 
keit in anderen Fragen, so scheint eine 
Forderung des HDE mit großer Si¬ 
cherheit nicht nur aufrichtig gemeint, 
sondern nicht einmal mit dem übli¬ 
chen Wortschwall vernebelt zu sein: 
„die Einführung von Arbeitszeitkon¬ 
ten oder Gleitzeitregelungen“ und die 
Zulässigkeit von „Teamentscheidun¬ 
gen“. Damit soll augenscheinlich eine 
wesentliche Stütze der Mitbestim¬ 
mung von Betriebsräten bei der tägli¬ 
chen und wöchentlichen Dauer der Ar¬ 
beitseinsätze sowie der Schichtpläne 
der Beschäftigten „abgesägt“ werden. 
Die METRO-Tochter MediaMarkt 
hat hierzu schon unmittelbar nach der 
Kündigung der Tarifverträge durch 
die Einzelhändler gezielt vorgebaut: 
In den vielen betriebsratslosen Filia¬ 
len ließ die Geschäftsleitung die Be¬ 
schäftigten eine Zusatzvereinbarung 
zum Arbeitsvertrag unterzeichnen, 
welche die Einführung eines Jahres¬ 
arbeitszeitkontos sowie von wöchent¬ 
lichen Arbeitszeiten zwischen 10 und 
60 Stunden vorsieht (...). Dadurch 
wird auf „freiwilliger“ Basis wohl je¬ 
nes Mehr an „Flexibilität“ erzeugt, das 
den Unternehmen erlaubt, auf Kosten 
der Gesundheit und Familie der Be¬ 
schäftigten den „Rahmen der notwen¬ 
digen kundenorientierten Arbeitszeit¬ 
planung“ zu erweitern. 


Doch offensichtlich befürchten 
die Unternehmer, die Beschäftig¬ 
ten könnten den mit so herrlichen 
Worten servierten, aber letztlich ge¬ 
schmacklosen „Braten“ riechen. Des¬ 
halb bedient sich der Verhandlungs¬ 
leiter des HDE, Kai-Uwe Weitz von 
Karstadt, in seinem Brief an die „lie¬ 
ben Karstädter/innen“ eines „ultima¬ 
tiven“ Arguments, das er sicher schon 
hier und dort von Gewerkschafter/ 
inne/n hörte: die zunehmende Flucht 
des Einzelhandels aus der Tarifbin¬ 
dung erhöhe den Druck auf die Be¬ 
legschaften der tarifgebundenen Un¬ 
ternehmen. Wohl deshalb verweist er 
darauf: „viele unserer Konkurrenten 
nutzen den Tarifvertrag nicht und 


verschaffen sich so massive Vortei¬ 
le“. Dann die Lösung des Problems: 
„Mit einem modernen Tarifwerk 
kann man diese Unternehmen in die 
Tarifbindung zurückholen, so dass 
dann gleiche Bedingungen für alle 
herrschen.“ 

Ist dem unternehmerischen Hardliner 
nicht bekannt, dass solche Manöver 
noch in keiner Branche funktionier¬ 
ten? Er weiß es! Aber er will ja auch 
gar keine größere Tarifbindung in der 
Branche, sondern lediglich „für alle“ 
verschlechterte tarifvertragliche Leis¬ 
tungen und Rechte, damit „Gerech¬ 
tigkeit“ und „gleiche Bedingungen „ 
auf möglichst niedrigem Niveau her¬ 
gestellt werden. Von dem aus können 
flugs neue und weitere Angriffe auf die 
Tarifverträge gestartet werden. Dabei 
hilft ihm die nicht tarifgebundene Kon¬ 
kurrenz erneut, weil sie angeblich nur 
dann eine Verpflichtung zur Einhal¬ 
tung der Tarifverträge eingehen will, 
wenn diese abermals und abermals 
und abermals verschlechtert werden. 
Die Spirale nach unten hört also ge¬ 
nauso wenig auf wie die Begehrlichkeit 
der Unternehmer. 

„Reformierte zeitgemäße Tarifver¬ 
träge fallen nicht vom Himmel, son¬ 
dern sind das Ergebnis von Verhand¬ 
lungen „, so meint Heribert Jöris, 
Tarifgeschäftsführer des HDE, ganz 
richtig. Doch wie diese ausgehen, das 
wird nicht nur am Verhandlungstisch, 
sondern auch in den Betrieben ent¬ 
schieden. Was dazu in den nächsten 
Wochen und Monaten an Aktionen 
und Engagement notwendig ist, ha¬ 
ben andere, seriösere Märchenerzäh¬ 
ler als die des HDE, nämlich die hes¬ 
sischen Brüder Jakob und Wilhelm 
Grimm, den arbeitenden Menschen 
in der heute natürlich nicht wört¬ 
lich zu nehmenden Geschichte vom 
„KnüppelausdemSack“ anschaulich 
dargestellt. 

Horst Gobrecht 



Mr. Hyde, das zweite, fratzenhafte Wesen des Dr. Jekyll: jede Ähnlichkeit mit 
lebenden (tarifpolitisch) Doppelgesichtigen ist sicher rein zufällig! 
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Deutlich mehr Geld 

Tarifabschluss im Baugewerbe - Fahrplan für die Angleichung 
derOst- an die Westlöhne vereinbart 


N ach fast 24 Stunden intensiven 
Verhandlungen einigte sich die 
Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) mit dem 
Zentralverband des Deutschen Bau¬ 
gewerbes (ZDB) und dem Haupt¬ 
verband der Deutschen Bauindustrie 
(HDB) auf ein Tarifergebnis, das für 
die rund 750 000 Beschäftigten am Bau 
bedeutet, dass sie ab 1. Mai 2013 deut¬ 
lich mehr Geld erhalten. „Diese Tarif¬ 
runde war von einem besonders har¬ 
ten Ringen gekennzeichnet. Die An¬ 
strengung hat sich aber gelohnt. Das 
nun erzielte Gesamtpaket stellt einen 
für alle Beteiligten tragbaren Kom¬ 
promiss dar‘,‘ sagte der stellvertretende 
IG BAU-Bundesvorsitzende und Ver- 


schneller ein gemeinsames Niveau er¬ 
reichen. Die Vereinbarung sieht für 
diese Lohnuntergrenze einen verbind¬ 
lichen Stufenplan vor, nach dem zum 
1. Januar 2017 Lohngleichheit herrscht 
(siehe Tabelle). Der nur im Westen ge¬ 
zahlte Mindestlohn II steigt bis 2017 
jährlich um 25 Cent. 


Mindestlohn I 

bis 31.12.2013 
ab 1.1.2014 
ab 1.1.2015 
ab 1.1.2016 
ab 1.1.2017 
„Der Stufenplan 


West Ost 

11,05 € 10,25 € 
11,10 € 10,50 € 
11,15 € 10,75 € 
11,25 € 11,05 € 
11,30 € 11,30 € 
lin zu gleichen Min¬ 


destlöhnen im gesamten Bundesgebiet 


ist ein Durchbruch. Gleiche Einkom¬ 


lungsführer der Unternehmerseite, 
ZDB-Vizepräsident Frank Dupre: 
„Aufgrund des Nullmonats im April 
und der Vertragsdauer von 13 Mo¬ 
naten ist die Lohnerhöhung für uns 
gerade noch vertretbar. (...) Mit den 
weiteren Komponenten des erzielten 
Abschlusses hat uns die Gewerkschaft 
aber Vieles abverlangt. Wir haben das 
Ergebnis daher nur schweren Herzens 
akzeptiert, um nach dem Stillstand der 
Baustellen im Winter nicht noch wei¬ 
tere Produktionsunterbrechungen zu 
provozieren. (...) Die vereinbarte Er¬ 
höhung des Mindestlohns II, der nur in 
den alten Bundesländern gilt, um vier 
mal 25 Cent auf 14,70 Euro zum 1. Ja¬ 
nuar 2017 (war) eine dicke Kröte, die 



;ymann 


Die Tarifrunde am Bau, war von hartem Ringen gekennzeichnet. 


handlungsführer Dietmar Schäfers. Be¬ 
sonders hartnäckig verhandelten die 
Tarifparteien über die Angleichung der 
Ost- an die Westlöhne. Am Ende konn¬ 
ten sie sich auf einen Fahrplan zu einer 
gesamtdeutschen Einkommenseinheit 
verständigen. 

Im Einzelnen sieht das Tarifergebnis 
ein Plus von 3,2 Prozent im Westen ab 
dem 1. Mai 2013 vor. Die Ost-West- 
Tarif schere am Bau soll innerhalb der 
kommenden neun Jahre geschlossen 
werden. In einem ersten Angleichungs¬ 
schritt dazu erhöhen sich die Löhne im 
Osten um zusätzlich 0,8 Prozent. Der 
Mindestlohn I der Branche wird noch 


men in Ost und West sind 23 Jahre 
nach der Wiedervereinigung über¬ 
fällig. Es gibt keinen Grund für eine 
Lohnmauer mehr“, so Schäfers. „Der 
Abstand lässt sich aber nicht mit ei¬ 
nem Schritt überwinden. Mit dem 
vorliegenden Stufenplan haben wir 
nun eine umsetzbare Lösung erreicht. 
Damit stehen wir besser da als viele 
andere Branchen“. Gleichzeitig ver¬ 
einbarten die Tarifvertragsparteien 
eine Übernahmeregelung für Auszu¬ 
bildende. Der Tarifvertrag hat eine 
Laufzeit bis zum 1. Mai 2014. Inter¬ 
essant ist die Einschätzung des Ta¬ 
rifergebnisses durch den Verhand¬ 


wir schlucken mussten.“ Darüber hin¬ 
aus wurde eine Mitteilungspflicht des 
Ausbildungsbetriebes gegenüber dem 
Auszubildenden vereinbart, nach der 
dem Auszubildenden spätestens drei 
Monate vor Ablauf seiner Lehrzeit 
mitgeteilt werden muss, ob er über¬ 
nommen wird oder nicht. 

Nur zur Erinnerung: Die IG BAU hat¬ 
te ursprünglich 6,6 Prozent mehr Geld 
für die Beschäftigten der Branche und 
eine Übernahmegarantie für Auszu¬ 
bildende gefordert. Auf dem Verhand¬ 
lungswege war aber nicht mehr zu ho¬ 
len. 

Manfred Dietenberger 


Zufriedene Arbeitslose - 
nur Klischee 

Schweizer Wissenschaftler belegen: 
Arbeitslosigkeit macht krank 


Wissenschaftler der Universität Lau¬ 
sanne haben herausgefunden, dass Ar¬ 
beitslose stark unter dem Verlust ihres 
Arbeitsplatzes leiden. Trotzdem bleibt 
nach jeder Wirtschaftskrise, auch wenn 
sich der Arbeitsmarkt wieder erholt, 
eine steigende Zahl von Menschen 
dauerhaft arbeitslos. 

Diesen Umstand beschreiben bürgerli¬ 
che Wissenschaftler gerne als Hystere¬ 
se, also das Fortdauern einer Wirkung 
(z.B. Arbeitslosigkeit) nach Wegfall 
der Ursache (Wirtschaftskrise) und 
gehen im Falle der Fortdauer der Ar¬ 
beitslosigkeit gerne von einem mög¬ 
lichen „Gewöhnungseffekt“ aus. Zu 
diesem käme es, so oft die freche Be¬ 
hauptung, weil der durch die Arbeits¬ 
losigkeit verursachte Leidensdruck mit 
zunehmender Dauer oder bei häufigen 
Jobverlusten abnehme. Die Arbeitslo¬ 
sen gewöhnten sich an ihre Situation, 
und richteten sich scheinbar bequem 
im Sozialleistungsbezug ein und wür¬ 
den die Arbeitssuche aufgeben. Die¬ 
se diffamierende Sichtweise ähnelt 
allerdings sehr der weitverbreiteten 
Dumpfbackenmeinung „wer arbeiten 
will bekommt auch Arbeit“, entspricht 
aber der Lebensrealität der Arbeitslo¬ 
sen ganz und gar nicht. 
Dankenswerterweise haben Daniel 
Oesch und Oliver Lipps von der Uni¬ 
versität Lausanne diese infame The¬ 
orie nun wissenschaftlich widerlegt. 
Sie kamen zu dem Ergebnis: Weder 
Dauer noch Häufigkeit mindern den 
Leidensdruck der Arbeitslosen. Ganz 
im Gegenteil verschlechtere sich das 
Wohlbefinden, je länger die Arbeitslo¬ 
sigkeit andauere. Langzeitarbeitslose 
haben eine deutlich geringere Lebens¬ 
zufriedenheit als Kurzzeitarbeitslose. 
Menschen mit einer mehr als ein Jahr 
andauernden Arbeitslosigkeit haben 
die geringste Lebenszufriedenheit. 
Überraschend macht es, so die beiden 
Schweizer, keinen Unterschied, ob die 
Arbeitslosen in einer Region mit hoher 
oder niedriger allgemeiner Arbeitslo¬ 
sigkeit leben oder zu einer wirtschaft¬ 
lichen Rezessions- oder Aufschwung¬ 
phase. Arbeitslosigkeit belastet, so 
wurde weiter festgestefit, nicht weni¬ 


ger, wenn viele Menschen davon be¬ 
troffen sind. Von einem komfortablen 
Einrichten oder einer gewollten Ar¬ 
beitslosigkeit könne also nicht gespro¬ 
chen werden, so die Wissenschaftler, 
deren Ergebnisse auf Auswertungen 
sowohl schweizer wie auch deutscher 
Erhebungen beruhen. 

Interessant auch das Resümee der bei¬ 
den Forscher: Kürzungen von Arbeits¬ 
losengeld und „Hartz IV“-Leistungen 
bringen Arbeitslose kaum in Arbeit. 
Sie machen aber „ein schwieriges 
Leben nur elender“. Den Hysterese- 
Effekt erklären sie folglich nicht mit 
einer sinkenden Arbeitsbereitschaft 
der (Langzeit-)Arbeitslosen. Stattdes- 
sen seien die länger zurückliegende 
Arbeitserfahrung und ein geringeres 
Selbstbewusstsein gemeinsam mit Ar¬ 
beitgebervorbehalten bei der Auswahl 
der Hintergrund von Schwierigkeiten 
bei der Jobsuche. Sinnvolle Arbeits¬ 
marktpolitik solle sich daher weniger 
auf Sanktionen und mehr auf eine 
Steigerung der Arbeitskräftenachfrage 
und effektive Qualifizierung und Un¬ 
terstützung von (Langzeit-)Arbeitslo- 
sen bei der Arbeitssuche konzentrie¬ 
ren. Wilhelm Dörner 


Die Arbeitslosenquote stieg im Fe¬ 
bruar im Euroraum auf 12,0 %, in 
der EU auf 10,9 % - Rekord! So 
viele Arbeitslose gab es in Europa 
noch nie: 26,3 Millionen in der EU - 
glatte zehn Millionen mehr als im 
Februar 2008 (16,2 Millionen); 62 % 
mehr als vor fünf Jahren. Eurozone: 
19,1 Millionen, 7,7 Millionen mehr 
als 2008 (11,4 Millionen), ein Plus 
von 68 %. Hinter diesen nüchter¬ 
nen Zahlen verbergen sich milli¬ 
onenfache Einzel- und Familien¬ 
schicksale, zerstörte Existenzen und 
Lebensplanungen, Hoffnungs- und 
Ratlosigkeit. Und insbesondere was 
die Jugend anbelangt: Perspektiv- 
losigkeit, verbaute Zukunft. (Siehe 
auch isw-wirtschaftsinfo 47: Bilanz 
2012 - Bilanz schwarz-gelbe Bun¬ 
desregierung - Ausblick 2013. Er¬ 
scheint am 15. April 2013) 


Goldene Eier für DAX-Aktionäre 

ln Deutschland angesiedelte transnationale Konzerne profitieren von Niedrigzinsen infolge der Schuldenkrise 


Ostern war für die Aktionäre ein Freu¬ 
denfest. So viele goldene Eier wurden 
ihnen noch nie ins Portefeuille gelegt. 
Nachdem sich jetzt fast alle Konzerne 
festgelegt haben, ist klar: Es wird in 
diesem Jahr eine Rekord-Dividenden¬ 
ausschüttung geben. Knapp 30 Milliar¬ 
den Euro werden nach den jeweiligen 
Hauptversammlungen den Dax-Aktio¬ 
nären zufließen. Der bisherige Rekord 
lag bei 28,1 Milliarden Euro im Vorkri¬ 
senjahr 2007. Für die Aktionäre einer 
ganzen Reihe von Dax-Firmen bedeu¬ 
tet das eine ansehnliche Dividenden¬ 
rendite (Ausschüttung im Verhältnis 
zu aktuellem Kurs) von bis zu acht 
Prozent. Der Durchschnitt liegt bei 
3,4 Prozent. Auch das kann sich sehen 
lassen, wenn man bedenkt, dass Staats¬ 
und Firmenanleihen mit ein Prozent 
und weniger rentieren. 

Hinzu kommen noch die erheblichen 
Kurssteigerungen vom vergangenen 
Jahr. Der deutsche Leitindex stieg um 
knapp 30 Prozent - die höchste Zunah¬ 
me seit 2003. Wer also ein Dax-Index- 
papier erworben hatte, war am Ende 
des Jahres um 30 Prozent reicher. 

„Die Gewinnmaschinen“ 

Die Dividendenausschüttungen ba¬ 
sieren auf den Super-Profiten des 
Vorjahres. „Die Chefs der großen 
deutschen Konzerne sind in Rekord¬ 
laune“, schreibt das Handelsblatt (18. 
3. 2013). „Ihre Einheiten haben sie in 
Gewinnmaschinen verwandelt. Eu¬ 
ropa diskutiert über die Schulden¬ 
krise, Deutschland über Boni - und 
die Manager schreiben Gewinne wie 
noch nie“. Der großen Bilanzanalyse 


des Handelsblatts zufolge, verdienten 
die 30 Dax-Konzerne 65,6 Milliarden 
Euro, zwei Prozent mehr als im Vor¬ 
jahr. Wären nicht die Ausreißer Thys¬ 
sen-Krupp und Deutsche Telekom 
gewesen, wäre der Rekordwert von 
72 Milliarden Euro aus dem Jahr 2007 
übertroffen worden. Beide mussten 
insgesamt zehn Milliarden Euro Ab¬ 
schreibungen bei ihren Amerika-Ex¬ 
pansionen - Brasilien und USA - vor¬ 
nehmen. Klammert man sie aus, „stie¬ 
gen die Gewinne der Dax-Konzerne 
um 18 Prozent - mehr als in anderen 
Industrienationen“. Sieben Dax-Kon- 
zerne erzielten den höchsten Profit ih¬ 
rer Firmengeschichte. Der Umsatz al¬ 
ler Dax-Konzerne zusammen stieg um 
neun Prozent auf den Rekordwert von 
1 238 Milliarden Euro. 

Über-flüssig 

Soviel Liquidität war noch nie. Die 
Konzerne sind im wahrsten Sinne 
des Wortes überliquide - über-flüssig. 
Das Handelsblatt (14.2.2013) schreibt: 
„Dank sprudelnder Gewinne, harter 
Sparprogramme und günstigem Zu¬ 
gang zu Finanzierungen aller Art sit¬ 
zen die Konzerne weltweit auf einem 
Berg von Bargeld. Allein in den USA 
halten die 500 im Index S&P-500 ver¬ 
einten Firmen Schätzungen zufolge 1,5 
Billionen Dollar an liquiden Mitteln“. 
Allen voran der iPhone-Hersteller 
Apple, in dessen Tresoren 137 Milliar¬ 
den Dollar an Bargeld lagern. Damit 
könnte der Handy- und Computerher- 
steller die Deutsche Telekom und Sie¬ 
mens zusammen kaufen und bar be¬ 
zahlen. 


In Deutschland haben die Autobauer 
die größten liquiden Mittel. Volkswa¬ 
gen 25,4 Milliarden Euro, Daimler 14,8 
und BMW 12,8 Milliarden, zusammen 
über 50 Milliarden Euro. Sie hätten 
viel Geld, aber keine Ideen, monieren 
die Wirtschaftsblätter. Sie sollten es in 
neue Produkte und Anlagen investie¬ 
ren. Aber wozu investieren, wenn die 
Märkte gesättigt sind, es infolge Real¬ 
lohnstagnation an zusätzlicher Nach¬ 
frage mangelt. So bunkern die Kon¬ 
zerne lieber die Gelder, verwenden es 
für Sonderauschüttungen, für Aktien¬ 
rückkäufe. 

Krisengewinner deutsche Konzerne 

Oder sie spekulieren damit auf den Fi¬ 
nanzmärkten. Viele agieren ohnehin 
wie Banken mit angeschlossener In¬ 
dustrieabteilung; manche, wie Siemens, 
die Autokonzerne und andere besitzen 
für ihre Finanzgeschäfte Vollbanken- 
Lizenzen. 

Das ermöglicht es ihnen, an die EZB- 
Niedrigzinskredite (1 Prozent) her¬ 
anzukommen. Am günstigsten konn¬ 
te sich Siemens Geld beschaffen: Im 
Sommer 2012 waren es mehrere Anlei¬ 
hen für insgesamt 2,7 Milliarden Euro. 
Für seine Euro-Anleihe mit zwei Jah¬ 
ren Laufzeit muss der Elektro-Multi 
gerade mal 0,375 Prozent Zins zahlen, 
für die siebenjährige Anleihe sind es 
1,5 Prozent. Mit dem Geld hat Siemens 
seit August 2012 für 2,9 Milliarden 
Euro Aktien vom Markt genommen. 
Für die 38 Millionen zurückgekauf¬ 
ter müssen keine Dividenden bezahlt 
werden, wodurch der Konzern allein in 
diesem Jahr 114 Millionen Euro an Di¬ 


vidende spart (HB, 6.12.2012). Zudem 
treiben die Aktienrückkäufe in der Re¬ 
gel den Kurs nach oben, was von Vor¬ 
teil für die Aktionäre ist. Die Aktien¬ 
rückkäufe auf Pump rechnen sich. 
Aber auch andere in Deutschland an¬ 
gesiedelte transnationale Konzerne 
profitieren von den Niedrigzinsen in¬ 
folge der Schuldenkrise und erlangen 
dadurch Wettbewerbsvorteile gegen¬ 
über Konkurrenten. Beispiel Auto¬ 
mobilindustrie: „Fiat und BMW. Fiat 
hat seit Jahresbeginn (2012 - F.S.) 16,3 
Prozent Absatz verloren und schreibt 
tiefrote Zahlen im Autogeschäft. Für 
einen vierjährigen Bond zahlt Italiens 
größter Industriekonzern mittlerweile 
7,75 Prozent Zinsen. Auf der anderen 
Seite der Alpen bekommt BMW das 
Geld praktisch hinterhergeworfen. Der 
Münchener Edelhersteller pumpt sich 
2012 mehr als 20 Milliarden Euro und 
zahlte für seinen letzten Bond beschei¬ 
dene 1,25 Prozent. Bei einer Inflations¬ 
rate von knapp zwei Prozent zahlen die 
Anleger also drauf, um BMW Geld lei¬ 
hen zu dürfen. So kann BMW Leasin¬ 
graten von unter 200 Euro bieten und 
einen neuen Rekordgewinn einfah- 
ren“ (HB, 20.11. 2012). VW kann die 
Leasingrate für einen Golf um achtzig 
Euro im Monat billiger anbieten, als 
Peugeot mit einem vergleichbaren Mo¬ 
dell. Die Ratingagenturen verstärken 
den Trend rückläufiger Absatzzahlen 
zusätzlich. Auch deutsche Autohänd¬ 
ler sind in Verbindung mit den Auto¬ 
banken aufgrund der Niedrigzinsen 
bei der Kreditfinierung der Autos we¬ 
sentlich günstiger als die Händler in 
Frankreich oder Italien. Peugeot-PSA 


braucht mittlerweile staatliche Garan¬ 
tien für seine Autobank, um sich über¬ 
haupt noch Geld leihen zu können. 

Allerhöchster Profit 
aller Zeiten 

Bereits im Jahr 2011 hat VW mit 
knapp 16 Milliarden Euro einen Ge¬ 
winn erzielt, wie noch nie ein deut¬ 
scher Konzern. Diesen Rekord-Pro¬ 
fit überbot der Autokonzern im ver¬ 
gangenen Jahr nochmals um 41 %: 
22 Milliarden Euro nach Steuern. 
Etwa die Hälfte entfällt auf Sonder¬ 
effekte, die mit der Übernahme und 
Konsolidierung des Porsche-Kon¬ 
zerns Zusammenhängen. Der Um¬ 
satz stieg auf 193 Milliarden Euro. 
Zum Vergleich: Das BIP von Finnland 
betrug 2012195 Milliarden Euro. 


2013: Nochmals 
Gewinnsteigerung!? 

Trotz Flaute und sogar Rezession 
scheint es möglich, dass 2013 die Top- 
30-Dax-Konzerne nochmals Rekord¬ 
gewinne einfahren; denn sie haben 
vorgesorgt. Analysten der DZ-Bank 
kommen zu dem Ergebnis: „Die vie¬ 
len Spar- und Restrukturierungspro¬ 
gramme legen den Grundstein dafür, 
dass die Unternehmenszahlen ab dem 
kommenden Jahr wieder besser wer¬ 
den dürften“. Und das Handelsblatt 
(5. 11. 2012) schlußfolgert: „Kommt 
es so, dürften die 30 Dax-Konzerne 
zwar nicht 2012, wohl aber im nächs¬ 
ten Jahr so viel verdienen wie noch 
nie - trotz der Krise in Euro-Land“. 

Fred Schmid, isw 
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Solingen-Pogrom und Liquidation 
des Asylrechts unvergessen 

Antirassistische Kampagne mit Flüchtlings-Tribunal 
im Bundestagswahljahr 


20 Jahre Abschaffung des Grundrechts 
auf Asyl, 20 Jahre Mordanschlag von 
Solingen. Zum doppelten Jahrestag 
(26. und 29. Mai) ruft die bundesweite 
Kampagnen-Plattform „Fight Racism 
Now!“ von unterschiedlichen Flücht¬ 
lingsgruppen und antirassistischen Ini¬ 
tiativen für 25. Mai zu einer bundeswei¬ 
ten Demonstration in Berlin auf. Bis 
zur Bundestagswahl am 22. September 
planen neun überregionale Unterstüt¬ 
zerorgani¬ 
sationen - 
darunter 
Afrique- 
Europe- 
Interact, 

The Voice 
Refugee 
Forum 
Germany 
und das 
Bündnis 

Ums Ganze - sowie rund 50 Initiativen 
vor Ort - weitere Aktionen in vielen 
Städten. Die Kampagne, die sich mit 
den aktuellen Kämpfen von Geflüchte¬ 
ten in Berlin und in der gesamten Bun¬ 
desrepublik solidarisiert, soll Isolation 
überwinden, bessere Verknüpfung er¬ 
möglichen und zu einer gemeinsamen 
Offensive beitragen. In jüngster Zeit 
formieren sich sogenannte Betroffe¬ 
ne, um eine intellektuelle politische 
Gegenmacht zur herrschenden Politik 
aufzubauen. So bereitet das Netzwerk 
der KARAWANE für die Rechte der 
Flüchtlinge und Migranten eigenstän¬ 
dig ein internationales Tribunal gegen 
die Bundesrepublik Deutschland vor 
(13. bis 16. Juni in Berlin). Als Vorbild 
dient das Russell Tribunal von 1966 ge¬ 
gen den Vietnam-Krieg. 

„Rassismus entsteht in globalen Macht- 
und Ausbeutungsverhältnissen und 
kann nur zusammen mit ihnen über¬ 
wunden werden“, erklärte eine Spre¬ 
cherin von „Fight Racism Now!“ zur 
aktuellen Pressevorstellung der Kam¬ 
pagne in den Kreuzberger Räumen des 
Migrationsrates Berlin-Brandenburg. 
Dort unterstrichen der Demonstrati¬ 
onsanmelder Bruno Watara (Interact); 
Hamze Bytyci, Sprecher der selbstorga¬ 
nisierten Roma-Kampagne „Alle blei¬ 
ben“; Osaren Igbinoba, nigerianischer 
Mitbegründer der Flüchtlingsorgani¬ 
sation The Voice Germany; Garip Bali, 
Kurde aus der Türkei mit deutschem 
Paß und Gründungsmitglied von All¬ 
mende e.V., sowie Dirk Stegemann 
(VVN-BdA,), Sprecher der Kampag¬ 
ne „Zusammen Handeln gegen rassis¬ 
tische Hetze und soziale Ausgrenzung“: 
„Wir wollen nicht um Privilegien kon¬ 
kurrieren, wir kämpfen für eine solida¬ 
rische Gesellschaft. Rassistische Hetze 
gegen Roma, gegen Bürgerinnen süd¬ 
europäischer Staaten, gegen die dop¬ 
pelte Staatsbürgerschaft und gegen 
Flüchtlingsunterkünfte in Wohngebie¬ 
ten. Schon jetzt ist klar, dass wir viel zu 
tun haben werden.“ 

Im Zusammenhang mit dem bevorste¬ 
henden Prozess gegen die NSU ver¬ 
weist die Kampagne auf die Grundge¬ 
setzänderung von 1993, die von Rech¬ 
ten und Nazis als Triumph empfunden 
wurde. „Sie haben erfahren, dass rassis¬ 
tische Gewalt auf breite Zustimmung 
trifft und etwas bewirkt. Aus dieser 
Erfahrung ist die Generation NSU 
entstanden: Nazis, die über Jahrzehn¬ 
te ganze Landstriche zu No-Go-Areas 
für alle gemacht haben, die nicht ins 
rassistische Weltbild passen - bis heu¬ 
te! Hinter all den Pannen und Skan¬ 
dalen rund um den NSU und den Ver¬ 
fassungsschutz steht ein gemeinsames 
Problem - Rassismus.“ 

Garip Bali erinnerte, dass offiziell nur 
ein Drittel der 183 rechtslastigen, zum 
Teil unaufgeklärten Morde an türki¬ 
schen Menschen zugegeben wird, wäh¬ 
rend man zu schon früh aufgezeigten 
Zusammenhängen der NSU-Anschlä¬ 
ge auf taube Ohren stieß. Unmittelbar 
vor dem Prozess in München und ge¬ 
meinsam mit Hinterbliebenen halten 
Allmende e.V. und die von der Op¬ 
ferberatungsstelle Reachout betreute 
Nachbarschafts-„Initiative für die Auf¬ 


klärung des Mordes an Burak B.“ öf¬ 
fentliches Bewusstsein in Berlin-Neu¬ 
kölln wach. Für den in der Nacht vom 
4. zum 5. April 2012 auf offener Straße 
begangenen Mord an dem 22-jährigen 
Burak Bektas schließt Reachout-Mit- 
arbeiterin Helga Seyb ein rassistisches 
Motiv nicht aus. Jetzt, ein Jahr später, 
sah sich die Polizei gezwungen, den un¬ 
bekannten Täter zur TV-Fahndung bei 
„XYZ - Aktenzeichen ungelöst“ auszu¬ 
schrei¬ 
ben, 
weil 
sie of¬ 
fenbar 
im lan¬ 
ge von 
Neo¬ 
nazis 
atta¬ 
ckier¬ 
ten 

Stadtteil keinen Anhaltspunkt dafür 
hat, wer Burak gezielt aus naher Di¬ 
stanz erschoss und zwei seiner Grup¬ 
penmitglieder lebensgefährlich ver¬ 
letzte. Indessen gaben sich am 5. April 
Hunderte Teilnehmer einer Gedenk- 
Demo für Burak auf dem Columbia¬ 
damm nicht damit zufrieden, es wer¬ 
de „in alle Richtungen“ ermittelt, wie 
es bei NSU-Fällen gezielt irreführend 
verlautbarte. Der Hinweis muß berück¬ 
sichtigt werden, dass die NPD in ihrer 
„Deutschen Stimme“ und in Inter¬ 
netforen nur wenige Tage vor diesem 
Mord quasi zu einem Racheakt für den 
„ungesühnten“ Tod (4. April 1992) des 
„Volk-und-Heimat“ -Funktionärs Ger¬ 
hard Kaindl aufgerufen hatte. 

Nach einem sogenannten Wintererlass 
drohte Roma-Familien aus der Bun¬ 
desrepublik am 10. April die nächste 
Abschiebung in das Kosovo, lediglich 
zwei Tage nach dem Worldwide Roma 
Movement. Mit Ballon-Aktionen in 50 
Ländern und in 20 deutschen Städten, 
so auch am am Kreuzberger Refugee- 
camp Oranienplatz, setzte es weithin 
sichtbare Zeichen der Solidarität und 
einheitlichen Vorgehens gegen Aus¬ 
grenzung, Diskriminierung, für die 
Rechte und Selbstermächtigung von 
Roma und Flüchtlingen z.B. aus Afrika. 
Beim Pressegespräch prangerte Hamze 
Bytyci auch die mit Serbien und Maze¬ 
donien vereinbarten Rückführungsab¬ 
kommen von Hunderttausenden Roma 
aus ärmeren Schichten an, die 1999 vor 
dem NATO-Krieg geflohen waren. 

Die Veranstaltungen der „Break Iso¬ 
lation Conference and Solidarity Act!“ 
2013 werden im Rahmen der Platt¬ 
form zur Vorbereitung des Flücht¬ 
lingstribunals gegen die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland koordiniert. Vom 
19. bis 21. April lädt daher auch eine 
Frauenflüchtlingskonferenz nach Ham¬ 
burg ein, um eine eigenständige femi¬ 
nistische Perspektive für das Recht auf 
politischen Widerstand zu ermöglichen. 
Ferner sind Workshops zu den Kämp¬ 
fen der Roma, der Kampagne zu Raci- 
al Profiling und Rassismus, zu Dublin 
II und III, zu der Stop Deportation!- 
Kampagne, zur Schließt-alle-Flücht- 
lingslager-Kampagne, zu den Kam¬ 
pagnen gegen Abschiebegefängnisse, 
Isolationslager und Erklärungen der 
Communitys für das online zu verfol¬ 
gende Tribunal im Juni geplant. Der 
Regierung wird zur Last gelegt, mit¬ 
verantwortlich zu sein für die tägli¬ 
che Generierung von Fluchtursachen, 
für das Morden an den europäischen 
Außengrenzen und für das psychische 
und physische Leid, das Flüchtlinge 
und Migranten hier in Deutschland 
täglich erleben. Der Nigerianer Osa¬ 
ren Igbinoba lebte bereits ab 1994 in 
einem Flüchtlingslager und weiß, wie 
sich die Situation seitdem durch Fron¬ 
tex im Vorfeld-System, durch Isolation 
und Botschafts-Beihilfe zur Abschie¬ 
bung verschärft hat: eben erst wieder 
am frühen Morgen des 6. April. Ein 
Sonderkommando der Polizei stürmte 
ein mit schlafenden Flüchtlingen be¬ 
setztes leerstehendes Schulgebäude in 
Kreuzberg und beschlagnahmte „ver¬ 
dächtige“ Ausweispapiere. Hilmar Franz 


/ neuf! 


FIGHT’RACISM 


Der NSU-Prozess beginnt 

Von Dr. Ulrich Schneider, Bundessprecher der VVN-BdA 


A m 17. April 2013 beginnt in 
München vor dem Oberlandes¬ 
gericht der Prozess gegen das 
NSU-Mitglied Beate Zschäpe sowie 
vier der Unterstützer: Ralf Wohlleben, 
Holger Gerlach, Carsten Schultze und 
Andre Eminger. 

Nach all den bisherigen „Pannen“ von 
Verfassungsschutz, Landeskriminaläm¬ 
tern und anderen Staatsschutzeinrich¬ 
tungen soll nun in einem „juristisch ein¬ 
wandfreien“ Verfahren eine strafrecht¬ 
liche Antwort auf die faschistischen 
Morde gegeben werden. 

Man kann dem Gericht nicht vorwer¬ 
fen, sich nicht mit allen Aspekten des 
Falles beschäftigen zu wollen. Fast 370 
Zeugen wurden vom Gericht für das 
Verfahren benannt und bereits jetzt 
ein Sitzungsplan bis November 2013 
aufgestellt. Ob diese Zeit überhaupt 
ausreicht, ist angesichts von fünf An¬ 
geklagten mit zwölf Verteidigern, mehr 
als 70 Nebenklägern mit etwa 60 An¬ 
wälten und vermutlich mindestens drei 
Vertretern der Bundesanwaltschaft 
eher fraglich. 

Die Liste der Zeugen ist bemerkens¬ 
wert. So tritt der Angeklagte Holger 
Gerlach als Belastungszeuge gegen 
Beate Zschäpe auf. Auf der Liste steht 
auch der NPD-Abgeordnete aus dem 
Landtag von Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern David Petereit. Er war verant¬ 
wortlich für das Szeneblatt „Der Weis- 
se Wolf“, das der NSU im Jahr 2002 per 
Brief eine Geldspende zukommen ließ. 


Geladen hat das Gericht auch den frü¬ 
heren hessischen Verfassungsschützer 
Andreas Temme, der sich beim Mord 
des NSU an dem Deutschtürken Halit 
Yozgat im April 2006 in Kassel am Tat¬ 
ort befand. Da er heute einen Verwal¬ 
tungsjob im Regierungspräsidium Kas¬ 
sel hat, dürfte es ihm schwerfallen, sich 
auf ein „Zeugnisverweigerungsrecht“ 
herauszureden. 

Trotz dieses Aufwands wird es dem Ge¬ 
richt schwerfallen, den verheerenden 
Eindruck, den der bisherige offiziel¬ 
le Umgang mit dem NSU in den ver¬ 
gangenen Monaten gemacht hat, zu 
korrigieren. Nachdem lange Zeit nur 
von einer dreiköpfigen „Terrorzelle“ 
die Rede war, tauchte Ende März eine 
Liste des Bundeskriminalamtes auf, in 
der fast 130 Personen aus dem neofa¬ 
schistischen Milieu als Unterstützer des 
NSU genannt werden. Selbst der CDU- 
Obmann im NSU-Untersuchungsaus- 
schuss erklärte: „Die Liste liest sich wie 
das Who is Who der rechtsextremisti¬ 
schen Szene Deutschlands.“ Und es ist 
sicher, dass damit noch lange nicht alle 
Unterstützer erfasst sind. Auf dieser 
Liste findet man - wie Presseberichte 
besagen - zahlreiche V-Leute, also vom 
Staat finanzierte Neonazis, die diese 
kriminelle Struktur ermöglichten. Un¬ 
ter diesen Namen ist auch der ehema¬ 
lige NPD-Landtagsabgeordnete Peter 
Klose aus Zwickau zu finden. 

Die meisten Medien berichten über 
diesen Zusammenhang wenig. Sie kon¬ 


zentrieren sich statt dessen auf die ab¬ 
surde Akkreditierung von Pressever¬ 
tretern, bei der zwar eine Schülerzei¬ 
tung einen Platz bekam, jedoch kein 
türkisches Medium. Akkreditierungen 
wurden allein nach der Reihenfolge der 
Anmeldungen vergeben, ohne auf die 
Hintergründe des Verfahrens Rück¬ 
sicht zu nehmen. Damit unterstrich das 
Gericht, dass man dieses Verfahren als 
„normales“ Strafverfahren behandeln 
wolle. Man versucht, die politische Di¬ 
mension auszublenden. In einem Kom¬ 
mentar von Zeit-Online Ende März 
hieß es dazu treffend: 

„In den Ermittlungen nach den NSU- 
Morden versagten Polizei und Geheim¬ 
dienste. Nun versagt im Strafprozess 
die Justiz. Die Richter streben ein revi¬ 
sionssicheres Urteil an, um ein weiteres 
Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 
zu vermeiden. Das ist nachvollziehbar, 
darf aber nicht zulasten der Opfer ge¬ 
hen. Denn wer keinen Weg finden will, 
auch türkische Medien direkt teilhaben 
zu lassen, straft auch die Nebenkläger - 
Angehörige der Mordopfer.“ 

Und da antifaschistische Kräfte sich 
damit ebenfalls nicht abfinden wollen, 
rufen über 200 Organisationen in ei¬ 
nem breiten antifaschistischen Bünd¬ 
nis zu einer Großdemonstration in 
München am Samstag, den 13.04.2013 
auf unter dem Motto: Greift ein ge¬ 
gen Naziterror, staatlichen und alltäg¬ 
lichen Rassismus - Verfassungsschutz 
abschaffen! 


Kohlekraftwerke ruinieren unsere Gesundheit 

Verstromung von Braunkohle steigt 



RWE-Braunkohlekraftwerk Niederaussem bei Köln. 


Deutsche Kohlekraftwerke töten. Jedes 
Jahr sterben mehr als 3 000 Menschen 
an den Folgen der Stromerzeugung 
aus Stein- und Braunkohle. Mehr als 
700 000 Arbeitstage sind im Jahr 2010 
durch Krankheiten verloren gegangen, 
die auf Schadstoffe aus Kohlekraftwer¬ 
ken zurückzuführen sind. Das sind die 
Ergebnisse einer Studie, die vom Insti¬ 
tut für Energiewirtschaft und rationelle 
Energieanwendung (IER) der Univer¬ 
sität Stuttgart im Auftrag der Umwelt¬ 
schutzorganisation Greenpeace erstellt 
wurde. Besonders gefährlich sei die 
Braunkohle. 

Dennoch wurde im letzten Jahr in 
Deutschland mehr Braunkohle für die 
Stromgewinnung verbrannt als im Jahr 
2011. Die Produktion von Braunkoh¬ 
le und die Lieferung an die Kraftwer¬ 
ke nahmen um rund 5 Prozent zu, teilt 
der Branchenverband DEBRIV mit. 
Im Rheinischen Revier stieg die Pro¬ 
duktion um 6 Prozent, in der Lausitz 
um 4,5 Prozent; nur im Mitteldeutschen 
Revier ging die Produktion leicht zu¬ 
rück. In Deutschland sind außerdem 
17 neue Kohlekraftwerke in Bau oder 
Planung. 

Bei der Verbrennung von Kohle wer¬ 
den giftige Luftschadstoffe freigesetzt. 
Schwefeldioxid, Stickoxide, Ruß und 
Staub sind die größten industriellen 
Ursachen von Feinstäuben, die in die 
Lunge eindringen und vom Blutkreis¬ 
lauf aufgenommen werden können. 
Atemwegsprobleme, Asthma und Lun¬ 
genkrebs sind die Folge. Zudem werden 
jedes Jahr mehrere tausend Kilogramm 
giftiger Metalle wie Quecksilber, Blei, 
Arsen und Cadmium freigesetzt. 
Durch internationale Studien wird be¬ 
stätigt, dass von Kohlekraftwerken er¬ 
hebliche Gesundheitsrisiken ausgehen. 
So wurde in der Provinz La Spezia in 
Norditalien festgestefit, dass Frauen, 
die der Luftverschmutzung durch Koh¬ 
lekraftwerke ausgesetzt sind, ein dop¬ 
pelt so hohes Risiko haben, an Lungen¬ 
krebs zu sterben. In Spanien stellte man 
fest, dass im Umkreis von 50 Kilome¬ 
tern um ein Kohlekraftwerk ein erhöh¬ 
tes Risiko besteht, an Lungen-, Kehl¬ 
kopf- oder Blasenkrebs zu erkranken. 
In der Umgebung des Kraftwerks No- 
väky in der Slowakei wurden erhöhte 
Konzentrationen an Arsen in Haaren 
und Urin gefunden. Kinder verloren 
öfter ihr Gehör und es besteht ein er¬ 


höhtes Hautkrebsrisiko. In der chine¬ 
sischen Provinz Chongqing führte die 
Schließung eines Kohlekraftwerks zu 
einem Rückgang der Konzentration 
von Giftstoffen in den Nabelschnüren 
von Neugeborenen und zu einer Ver¬ 
besserung der geistigen Fähigkeiten 
von Kindern. 

Der Energiekonzern Vattenfall wiegelt 
ab. Die Luftqualität im Umfeld seiner 
Braunkohlekraftwerke werde nicht 
oder nur unwesentlich beeinträchtigt. 
Zudem diene die Greenpeace-Studie 
nur dazu, Angst in der Bevölkerung 
zu schüren. Grenzwerte für Luftschad¬ 
stoffe würden in der Regel unterschrit¬ 
ten, weil moderne Technologien ange¬ 
wendet werden. Greenpeace weist da¬ 
gegen darauf hin, dass die Grenzwerte 
für Emissionen in der EU zu hoch sind. 
In den USA sei man wesentlich stren¬ 
ger. So habe die US-Umweltbehörde 
EPA einen Grenzwert für den Aus¬ 
stoß von Schwefeldioxid definiert, der 
etwa ein Drittel des EU-Grenzwertes 
beträgt. Bei Feinstaubemissionen sei 
nur ein Zehntel des in der EU zuge¬ 
lassenen Wertes erlaubt. Vattenfall 
überschreitet damit die US-Werte bei 
Feinstaub immer noch um das Fünffa¬ 
che und bei Schwefeldioxid um fast das 
Doppelte. 

Trotz Energiewende wird in Deutsch¬ 
land die meiste Kohle verströmt. Die 
installierte Leistung der deutschen 
Kohlekraftwerke ist mit 52 000 Me¬ 
gawatt erheblich höher als in anderen 


EU-Ländern. Polen, das seinen Strom 
zu 90 Prozent aus Kohle gewinnt und 
als ausgesprochenes Kohleland gilt, 
hat lediglich eine installierte Leistung 
von 33 000 Megawatt. Weil die Preise 
für Importkohle und Emissionszertifi¬ 
kate so niedrig sind, nimmt die Koh- 
leverstromung in Deutschland zu. Die 
Braunkohle ist derzeit so gewinnbrin¬ 
gend für die Konzerne, dass bei Leip¬ 
zig und in der Lausitz neue Tagebaue 
erschlossen werden sollen. 

Wenn die Braunkohle unter kapitalis¬ 
tischen Bedingungen unwirtschaftlich 
werden soll, müsste die Tonne zwischen 
40 und 60 Euro teurer werden, erklärt 
DEBRIV, was durch Emissionszertifi¬ 
kate möglich wäre. Derzeit liegen de¬ 
ren Kosten bei 5 Euro pro Tonne Koh¬ 
lendioxid - ein wirtschaftlicher Anreiz 
zu einer umweit- und gesundheits- 
schonenderen Energieerzeugung ist 
deshalb nicht gegeben. Politisch moti¬ 
vierte Änderungen der Handelsbedin¬ 
gungen lehnt der Branchenverband 
aber strikt ab. Denn wenn die Verstro¬ 
mung von Braunkohle unrentabel wür¬ 
de oder niedrigere Emissionsgrenzen 
eingeführt würden, wären kleinere EU- 
Staaten wie Polen in ihrer Souveräni¬ 
tät verletzt, schreibt George Milojcic, 
Hauptgeschäftsführer von DEBRIV. 
Sie könnten nicht mehr selbst über ih¬ 
ren Energiemix entscheiden. 

Was er nicht schreibt: Den Energieko¬ 
nzernen würden dann enorme Profite 
verloren gehen. Bernd Müller 
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Philosophen-Siggi 


Verfassungsschutz 

abschaffen! 


Vielleicht war es ja so: Die SPD macht 
mit ihrem, sagen wir mal Cash-affinen 
Kanzlerkandidaten eher so die zweit¬ 
beste Figur. Offenbar Grund genug für 
den Sigmar Gabriel, es mit etwas Tief¬ 
gang zu versuchen. 

„Habe nun, ach! Philosophie, Juristerei 
und Medizin, und leider auch Theolo¬ 
gie durchaus studiert, mit heißem Be- 
mühn.“ Das könnte der „Siggi Pop“, 
zu dessen herausragenden politischen 
Leistungen das Glühlampenverbot zu 
zählen sein dürfte, wohl eher weniger 
behaupten. Weshalb er eine leibhaftige 
Philosophin, die Direktorin des Potsda¬ 
mer Einsteinforums Susan Neiman, als 
Koautorin engagiert hat. 

„Wie wäre es mit Aufklärung?“ heißt 
das Werk der Beiden, welches die FAZ 
die Ehre hatte abdrucken zu dürfen. 


Dass die bundesdeutschen Geheim¬ 
dienste auf dem rechten Auge blind 
sind, wissen inzwischen die meisten. 
Das ergibt sich schon aus ihrer Grün¬ 
dungsgeschichte, als ehemalige Nazis 
die Sache in die Hand nahmen. Und 
in ihrem Geiste wurden die kommen¬ 
den Schlapphüte ausgebildet, wuchsen 
ihre Nachfolger heran. Sie mischten, 
wie Gerichte feststellten, in wichti¬ 
gen Organisationen wie der NPD mit. 
Sie lieferten 1956 das Material zum 
Verbot der Kommunistischen Partei 
Deutschlands und in der Zeit danach 
zur grundgesetzwidrigen Verfolgung 
der marxistisch Gesinnten. Sie liefer¬ 
ten die Materialien für die Verfolgung 
von Kommunisten, Sozialisten bis hin 
zu Sozialdemokraten, denen Berufs¬ 
verbote auferlegt wurden. Und natür¬ 
lich waren und sind sie Lieferanten für 
die Verfolgung all jener, die sich für 
den souveränen Staat namens Deut¬ 
sche Demokratische Republik enga¬ 
giert haben. 

Über den Ruf der bundesdeutschen 
Geheimdienste gibt es seit einigen 
Jahren eine neue Diskussion. Die For¬ 
derungen nach Auflösung dieser Ins¬ 
titutionen haben zugenommen. Denn 
immer neue Skandale, nicht nur die im 
Zusammenhang mit der neonazisti¬ 
schen Terrorgruppe NSU, haben Zwei¬ 
fel genährt, welchen Nutzen solche Ins¬ 
titutionen im Rahmen des Grundgeset¬ 
zes, also der Verfassung dieses Landes, 
haben. 

Die Geheimdienste haben vielfältige 
Aufgaben zur Überwachung und Aus- 
horchung sowie offensichtlich auch zur 
Anstiftung, Nun hat das Politikmaga¬ 
zin Report 50 V-Leute identifiziert und 
deren Wirken analysiert. Zwölf der 50 
V-Männer hätten während ihrer Tä¬ 
tigkeit Straftaten begangen, ermittel¬ 
te Report Mainz. Dazu gehörten un¬ 
ter anderem Aufruf zum Mord, Bom¬ 
benbau, Körperverletzung, Nötigung, 


Am Sonntag wird in Berlin die Anti- 
Euro-Partei „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD) gegründet. Besonders 
die Zeitungen aus dem Hause Axel 
Springer widmen sich hingebungsvoll 
diesem Ereignis. In der Zeitung „Die 
Welt“ wurde erneut auf das große 
Wählerpotenzial von 24 Prozent ver¬ 
wiesen. Die „Welt am Sonntag“ hatte 
bei Infratest Dimap eine Meinungsum¬ 
frage in Auftrag gegeben. Laut dieser 
Umfrage gebe es in Ostdeutschland 
(27 Prozent) ein größeres Potenzial als 
in Westdeutschland (23 Prozent) und 
bei Frauen (27 Prozent) ein größeres 
als bei Männern (21 Prozent). Haupt¬ 
schulabsolventen (33 Prozent) neigen 
der AfD eher zu als Abiturienten (10 
Prozent) und bei Jüngeren (18 bis 29 
Jahre: 36 Prozent) hat die Partei grö¬ 
ßere Chancen als bei Älteren (18 Pro¬ 
zent). 


„Die Realpolitik der Eurokrise löst 
vielleicht Probleme, sorgt aber nicht 
für Vertrauen“, verkündet gleich der 
erste Satz. Nötig sei „das Bekenntnis 
zur europäischen Wertegemeinschaft“. 
Schon hier wird klar, dass sich der freie 
Geist nicht durch des Gedankens Bläs¬ 
se anzukränkeln gedenkt, von welchen 
gelösten Problemen, die kein Vertrauen 
schaffen, hier die Rede sein soll Oder, 
ob das Bekenntnis zur europäischen 
Wertegemeinschaft, letztlich nicht doch 
nur auf das Bekenntnis zu den DAX- 
Werten hinausgelaufen ist. 

Die „konservativen Regierungen“ 
praktizierten ein „lebloses und tech¬ 
nokratisches Krisenmanagement“, es 
gebe eine „Misere des politischen Prag¬ 
matismus“, wird der Leser „aufgeklärt“. 
Kühle, technokratische Realpolitik ver- 


Sprengstoff- und Waffenhandel, 
sowie Sprengstoff- und Brand¬ 
anschläge. Mindestens sechs 
V-Männer seien vom Verfas¬ 
sungsschutz sogar vor drohen¬ 
der Strafverfolgung gewarnt 
worden. 

15 der 50-V-Leute hätten von 
den Sicherheitsbehörden ein 
fünf- bis sechsstelliges Honorar 
bekommen. Mindestens sechs 
seien im Einsatz um die NSU- 
Terrorgruppe gewesen. Ein frü¬ 
herer V-Mann habe möglicher¬ 
weise Autos für Straftaten der 
NSU angemietet, was der al¬ 
lerdings gegenwärtig bestreitet. 

Der Direktor des Kriminologi¬ 
schen Forschungsinstitutes Nie¬ 
dersachsen, Christian Pfeiffer, 
sprach von einer „Bilanz des 
Schreckens“ V-Leute hätten er¬ 
hebliche Schäden angerichtet, 

„mit wenig Nutzen und dicken 
Fragezeichen zu der Art und Weise, 
wie sie eingesetzt wurden.“ 

Auch ein anderer Vorgang muss die 
Demokraten alarmieren. Auf Anfrage 
der Partei „Die Linke“ im Bundestag 
musste das Parlamentarische Kont- 
rollgremium des Bundestages veröf¬ 
fentlichen, dass zum Beispiel im Jahr 
2009 insgesamt 6,8 Millionen Emails 
und Datenverbindungen, 2010 sogar 
37 Millionen und 2011 noch 2,9 Milli¬ 
onen von den Geheimdiensten über¬ 
prüft wurden. Die hohe Zahl von 2010 
war nach BND-Angaben ein „Ausrei¬ 
ßer aufgrund einer weltweiten Welle 
von Spam-Mails“. Als „nachrichten¬ 
dienstlich relevant“ wurden 2011 nur 
290 Emails und Datenverbindungen 
eingestuft. Die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Partei „Die Linke“, Ulla Jel¬ 
pke: 2,9 Millionen elektronische Nach¬ 
richten zu überprüfen, um gerade ein¬ 
mal 290 Treffer zu erhalten, die nicht 
näher bezeichnetes ,relevantes Mate¬ 


lm Laufe der letzten drei Monate habe 
die AfD laut „Die Welt“ einige Tausend 
Mitglieder gewonnen, die Mitglieder¬ 
zahl wird mit jetzt 7 000 angegeben. 
Auch der Parteiaufbau ginge zügig vor¬ 
an. Nach einem Landesverband in Bay¬ 
ern gründeten sich nach Ostern Lan¬ 
desverbände in Sachsen-Anhalt und 
Hamburg sowie in Nordrhein-Westfa¬ 
len, Rheinland-Pfalz und Baden-Würt¬ 
temberg. Auf dem Gründungsparteitag 
am 14. April soll zugleich der Landes¬ 
verband Sachsen aus der Taufe geho¬ 
ben werden. 

Auch über die konkreten Ziele in¬ 
formieren die Springer-Blätter breit. 
Stichworte sind: Auflösung des Euro- 
Währungsgebietes und die Wiederein¬ 
führung der D-Mark, die Banken sollen 
die Euro-Rettung bezahlen, eine gere¬ 
gelte Zuwanderung nach Deutschland 
soll ä la Kanada geregelt werden (je hö- 


kenne aber „das Wesen und den Sinn 
von Politik“. (Wenn das der Helmut 
Schmidt liest.) 

Nicht, dass der Herr Oppositionsfüh¬ 
rer mit der Lage unzufrieden wäre. Das 
ist schon alles top. Die übrige Welt be¬ 
fände sich „auf der Suche nach Vorbil¬ 
dern - die Europa schon bieten könnte, 
wenn es sich von Trägheit und Selbst¬ 
zweifeln“ befreite. 

Na, Selbstzweifel ist wohl das letzte, 
das dem „Siggi“ vorzuwerfen wäre. 
Kant und Voltaires „Candide“ zu le¬ 
sen schlägt er vor, gegen ein „Euro¬ 
pa ohne Geist“. Damit liegt man beim 
Bildungsbürger immer richtig und wir 
wollen den SPD-Chef auch nicht mit 
Bebel oder gar Marx erschrecken. Er 
möchte doch nur „die Hoffnung der 
Menschen zur demokratischen Verän- 


rial’ enthalten, das ist eine Erfolgsquo¬ 
te von 0,01 Prozent.“ In 99,99 Prozent 
der Fälle habe der Geheimdienst also 
ohne jeden Grund wichtige Grund¬ 
rechte verletzt. 

„Natürlich“ können die Geheimdiens¬ 
te auch die Telefone und den Schrift¬ 
verkehr „verdächtiger Einzelpersonen“ 
überwachen. Das muss eine sogenann¬ 
te G-10-Kommission genehmigen, der 
Experten und Parlamentarier angehö¬ 
ren, die zur Verschwiegenheit verpflich¬ 
tet sind. Diese Kommission genehmigte 
im Jahr 2011 insgesamt 156 Abhörmaß¬ 
nahmen. Betroffen davon waren im ers¬ 
ten Halbjahr 396 Personen, im zweiten 
Halbjahr 344 Personen. Die Abhör¬ 
maßnahmen wurden vom Amt für Ver¬ 
fassungsschutz und vom Bundesnach¬ 
richtendienst beantragt. Die Landes¬ 
ämter für Verfassungsschutz und der 
Polizei sind hierbei nicht erfasst. 

Zu Recht dürfen wir daher eine Viel¬ 
zahl weiterer Abhörmaßnahmen ver¬ 


lier die Qualifikation, desto eher ist Zu¬ 
wanderung möglich), Steuerrecht ä la 
Kirchhof, steuerfinanzierte Wind- und 
Solarenergie, keine Nebentätigkeiten 
für Abgeordnete. 

Hauptschlager der Euro-Skeptiker ist 
die Währung. Parteigründer Gauland, 
Publizist und Ex-CDU-Staatssekretär: 
„Dieser Euro funktioniert nicht. Die 
Währung eint den Kontinent nicht, sie 
spaltet ihn.“ Genau auf diesem Grund 
wollen die AfD-Leute fischen und spe¬ 
kulieren darauf, dass es unter Unions¬ 
und FDP-Anhängern viele gibt, die es 
ähnlich sehen. „Natürlich haben die 
jetzt Angst vor uns“, sagt AfD-Unter- 
stützer und Ex-BDI-Chef Olaf Henkel, 
der die AfD als „demokratische Alter¬ 
native“ zur verfehlten Europa-Politik 
sieht. Vorwürfe, anti-europäisch oder 
gar rechtsextremistisch zu sein, weist er 
zurück: „Wir sind europäischer als alle 


derung durch Mut, Ideen und Visionen 
wieder nähren“. 

Auf ein „Europa, in dem in die Inno- 
vations- und Wettbewerbsfähigkeit be¬ 
wusst investiert wird, an langfristigen 
Entwicklungszielen orientiert über Ge¬ 
nerationen hinweg; ein Europa, das sich 
wieder traut, seine Gemeinschaftsauf¬ 
gaben durch Steuern und nicht durch 
Schulden zu finanzieren.“ 

„Hier steh ich nun, ich armer Tor ...“ 
Europa zerfällt in Armut und Elend 
und der SPD-Chef möchte „Hoffnun¬ 
gen nähren“. Wer Visionen hat, sollte 
zum Arzt gehen, meinte schon Helmut 
Schmidt. Recht hat er, wenn sie ein¬ 
deutig in Halluzinationen übergehen. 
„Si tacuisses, philosophus mansisses.“ 
(Boethius) Hättest du’s Maul gehal¬ 
ten ... Gun tram Hasselkamp 


muten. Daher fordert die DKP konse¬ 
quent: Verfassungsschutz und Geheim¬ 
dienste auflösen! 

Persönliche Nachsätze: Angesichts die¬ 
ser Vorgänge sollte uns Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten allerdings das 
eigene Verhalten nachdenklich ma¬ 
chen. Es ist nicht gerade eine einheitli¬ 
che und solidarisch handelnde Kampf¬ 
gemeinschaft von Gleichgesinnten hin¬ 
ter Emails zu vermuten, die im Vorfeld 
des 20. Parteitages der DKP versandt 
wurden. Da war in öffentlich zugängli¬ 
chen Mails zu lesen, wer auf dem Par¬ 
teitag abgewählt oder stattdessen ge¬ 
wählt werden sollte, wer sowieso nicht 
gewählt werden würde. Es wurde na¬ 
mentlich festgehalten, „wessen Felle 
davon schwimmen würden“ und dass 
man jetzt „aufräumen“ wolle. Und vie¬ 
les mehr, wie aus der Email-Eingangs¬ 
liste der Autoren zu ersehen ist. Horch 
und Guck hatten echte Freudentage. 

Rolf Priemer 


anderen Parteien.“ Die AfD-Vorstel- 
lungen seien durchaus auch im Sinne 
der südeuropäischen Länder, die sich 
„den Euro gar nicht leisten können“. 
Entscheidend für ihr Abschneiden bei 
der Bundestagswahl, so Infratest-Ge- 
schäftsführer Hilmer, werde sein, „ob 
die Bürger weiterhin Bundeskanzle¬ 
rin Angela Merkel und Finanzminister 
Wolfgang Schäuble vertrauen oder ob 
irgendwann Zweifel an ihrem Krisen¬ 
management aufkommen.“ Weil Eu¬ 
ro-Skeptiker vor allem in den Regie¬ 
rungsparteien sichtbar seien, könnten 
diese besonders viele Stimmen an die 
neue Partei verlieren. Ein Warnsignal 
kam schon aus Niedersachsen. Dem 
CDU-Ministerpräsidenten fehlten in 
der Endabrechnung nur 335 Stimmen 
zum Machterhalte. Die AfD, die mit 
den Freien Wählern angetreten war, 
kam auf 1,1 Prozent der Stimmen. RP 


Staatlichen und alltäglichen 
Rassismus bekämpfen! 

Aufruf zur Demonstration 
am 13. April 2013 in München! 

Am 17. April 2013 beginnt in München 
der NSU-Prozess, in dem unter ande¬ 
rem zehn Morde aufzuklären sind. Da¬ 
von unabhängig müssen aus dem Ver¬ 
sagen von Polizei und Geheimdiensten 
weitreichende politische Konsequen¬ 
zen gezogen werden. Die Selbstent¬ 
tarnung des „Nationalsozialistischen 
Untergrunds“ (NSU) offenbarte in 
der Folge eine Masse von Fehlleistun¬ 
gen der Geheimdienste und der Polizei 
bei der Nicht-Verfolgung der Mordse¬ 
rie. Die Untersuchungsausschüsse des 
Bundestages und der Landtage Thü¬ 
ringens, Sachsens und Bayerns decken 
immer neue Skandale auf: Akten wa¬ 
ren geschreddert worden, die Verfas¬ 
sungsschutzämter oder - im Falle Ber¬ 
lins - der polizeiliche Staatsschutz des 
Landeskriminalamts „vergaßen“ dem 
Ausschuss V-Leute aus dem Umfeld 
der Gruppe zu benennen, Informati¬ 
onen wurden nicht weiter gegeben ... 
Rassismus ist tief im staatlichen Han¬ 
deln verwurzelt. So gibt es auch in 
anderen Bereichen gesetzlich vorge¬ 
sehene Diskriminierung von Migran- 
tlnnen (z.B. gekürzte Sozialleistungen 
für Asylsuchende). Dies stärkt den in¬ 
stitutionellen Rassismus, der auch bei 
den verdachtsunabhängigen Perso¬ 
nenkontrollen deutlich wird, die sich 
vor allem gegen Migrantlnnen, gegen 
People of Colour und Muslime richten. 
Noch immer geschehen täglich zwei bis 
drei rechte Gewalttaten in Deutsch¬ 
land, allein für den Monat Dezember 
2012 nannte die Bundesregierung auf 
Anfrage die Zahl von „vorläufig“ 755 
politisch rechts motivierten Straftaten, 
„davon 43 Gewalttaten und 516 Propa¬ 
gandadelikte“. 

Rassistische Gewalt und rechter Ter¬ 
ror durch Neonazis haben sich in den 
bundesdeutschen Alltag eingeschrie¬ 
ben, und doch bleiben auch heute noch 
Opfer rechter und rassistischer Gewalt 
der fatalen Mischung aus Ignoranz, In¬ 
kompetenz, Verharmlosung und Vertu¬ 
schung bei Strafverfolgern und Justiz 
ausgesetzt, die das Staatsversagen im 
NSU-Komplex im Zusammenspiel mit 
institutionellem Rassismus erst ermög¬ 
licht haben. Die Gängelung und Beein¬ 
trächtigung von antirassistischen Initia¬ 
tiven sowie die anhaltenden Versuche, 
deren Aufklärungsarbeit sowie den 
Protest und Widerstand gegen Neona¬ 
zis zu kriminalisieren, sind ebenfalls in 
diesem Kontext zu sehen und verschaf¬ 
fen den Neonazis weitere Spielräume. 
Während ein neonazistisches Ter¬ 
rornetzwerk mit einem offensicht¬ 
lich breiten Unterstützerkreis mehr 
als zehn Jahre lang unentdeckt in 
Deutschland leben und morden konn¬ 
te, ist eine öffentliche Solidarisierung 
mit den Opfern und den Hinterbliebe¬ 
nen bislang weitgehend ausgeblieben. 
Das betrifft nicht nur geheimdienst¬ 
lich, polizeilich und politisch Verant¬ 
wortliche. Dieser Mangel an Empa¬ 
thie auch einer Mehrheitsgesellschaft 
ist es, der nicht nur die Betroffenen 
nach wie vor allein lässt, sondern ras¬ 
sistische und rechte Täter zu weiterer 
Gewalt ermutigt. Für den Kampf ge¬ 
gen Rassismus und Neonazis braucht 
es nicht noch mehr geheim(dienstlich) 
e Überwachung, sondern eine andere 
Politik mit Migrantlnnen und Asylsu¬ 
chenden sowie eine Polizei, die anders 
Aussehende und anders Lebende als 
vollwertige Bürgerinnen mit gleichen 
Rechten behandelt - egal woher sie 
kommen. 

Wir fordern: 

★ Verfassungsschutz abschaffen! 

★ Keine V-Leute - keine verdeckten 
Ermittlungen! 

★ Staatlichen und alltäglichen 
Rassismus bekämpfen! 

Humanistische Union, Internationa¬ 
le Liga für Menschenrechte, Komitee 
für Grundrechte und Demokratie e.V., 
PRO ASYL, Republikanischer Anwäl- 
tinnen- und Anwälte-Verein e.V, Verei¬ 
nigung Demokratischer Juristinnen und 
Juristen e. V 

(red. gekürzt) 


Neues von den Geheimdiensten 

V-Leute als Straftäter • Millionenfache Email-Kontrolle 



„Der Euro spaltet Europa“ 

Eurokritischer Rechtsausleger AfD findet Unterstützer 
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Stimmengewinne 
für PAME 


Hollande in Not 


Unlängst fanden in Griechenland Ver¬ 
treterwahlen für die gewerkschaftli¬ 
chen Dachverbände GSEE und ADE- 
DY statt. Trotz der unvergleichlich star¬ 
ken Einflussnahme staatlicherseits, was 
in aller Regel die Manipulierung von 
Wahlberechtigtenlisten einschließt, 
konnte die klassenbewusste Gewerk¬ 
schaftsfront PAME Stimmengewinne 
erzielen. Die Listen der regierenden 
Parteien PASOK und ND mussten star¬ 
ke Verluste hinnehmen. Zudem gelang 
es der neuen reformistischen Formati¬ 
on SYRIZA mit ihrer AP-Liste (noch) 
nicht, sich die Verluste der PASKE in 
großem Umfang anzueignen. Die Liste 
EMIS (Wir) bezieht sich auf die Ab¬ 
spaltung der PASKE-Gruppe im Be¬ 
reich des Elektrizitätsunternehmens 
GENOP-DEI. Deren Gewerkschafts¬ 
vorsitzender Fotopoulos hatte im Juni 
zur Wahl von SYRIZA aufgerufen und 
trat bei den Vertreterwahlen nun mit 
eigener Liste an. 

Aufgrund der Krise und der damit ver¬ 
bundenen Schließung von Betrieben 
wählten 150 000 Arbeiter und Ange¬ 
stellte weniger als bei den letzten Wah¬ 
len, 633 000 statt 785 000. 

Bei den Delegiertenwahlen in den 
Branchengewerkschaften verzeich¬ 
net PAME noch erheblich höhere Zu¬ 
wächse: Nahrung, Tourismus. Gast¬ 
stätten (+5,72%), Pharmaindustrie 
(+16,8 %), Druck und Papier (+9,52 %), 
Banken (+2,85 %), Telekommunikati¬ 
on (+2,72 %), Arbeiter und Angestell¬ 
te in den Landwirtschaftlichen Ver¬ 
bänden (+8,46%), Privatangestellte 
(+2,23%), Steuerberater (+8,08%), 
Wasserversorger (+4,27%), Pharma- 
vertreter (+6,45 %), Lebensmittel, Ge¬ 
tränke (+2,23 %). 

Gleiches gilt für die Regionalen Ge¬ 
werkschaftsverbände: Volos (+7,26 %), 
Trikala (+10,08 %), Ioannina (+7,36 %), 
Preveza (+3,40 %), Agrinio (+3,40%), 
Mesolongi (+20,72 %), Evia (+8,25 %), 
Lefkada (+20,68 %), Grevenon 
(+10,52 %), Xanthi (+6,77 %). U. P. 

Delegiertenwahlen für den 


ADEDY: Dachverband 
der öffentlich Beschäftigten 



Vorher 

Nachher 

Liste 

Anteil in %Anteil in% 

PASKE (PASOK) 

43.6 

36,31 

DAKE (ND) 

28,86 

24,42 

DAS (PAME) 

12,05 

16,44 

AP (SYRIZA) 

10,41 

12,05 

SYSPIROPSIS 

5,5 

8,63 


GSEE: Dachverband 
der privat Beschäftigten 



Vorher 

Nachher 

Liste 

Anteil in % Anteil in % 

PASKE 

47 , 9 i 

36,31 

DAKE 

25,5 

24,42 

DAS 

20,8 

16,44 

AP 

6,04 

12,05 

SYSPIROPSIS 

0,2 

8,63 

EMIS (Liste 
Fotopoulos) 

— 

7,57 


Russland: 40 Prozent 
Schattenwirtschaft 

Auf einer Fachkonferenz der Hochschu¬ 
le für Wirtschaft in Moskau erklärte die 
stellvertretende Ministerpräsidentin 
Olga Golodjez, dass 40 Prozent der rus¬ 
sischen Wirtschaft sich staatlicher Kon¬ 
trolle entziehen. Von den 86 Millionen 
der arbeitsfähigen Bevölkerung ist den 
Behörden nur bei 48 Millionen bekannt, 
wo sie arbeiten. Die 38 Millionen Men¬ 
schen, die offiziell nirgendwo arbeiten, 
zahlen natürlich auch nirgendwo Ein¬ 
kommenssteuern oder sonstige an Ein¬ 
kommen gebundene Abgaben. Damit 
entspricht die gegenwärtige Situation 
auf diesem Gebiet noch immer oder 
schon wieder weitgehend dem Zustand 
in der ersten Hälfte der neunziger Jah¬ 
re unter der Präsidentschaft Jelzins, als 
der Umfang der Schattenwirtschaft auf 
70 Prozent geschätzt wurde. 


Anhaltende Wirtschaftsprobleme und eine politische Vertrauenskrise in Frankreich 


E in knappes Jahr nach seiner Wahl 
zum französischen Staatspräsiden¬ 
ten (am 6.5.2012) steht der „Sozia¬ 
list“ Francois Hollande in den Umfra¬ 
gen der Meinungsforscher derzeit noch 
schlechter da als sein rechtskonserva¬ 
tiver Vorgänger Nicolas Sarkozy 2008 
nach einem Jahr Amtszeit. Die Regie¬ 
rung aus „Sozialisten“ und Grünen un¬ 
ter Hollandes Führung ist nicht nur mit 
anhaltenden ökonomischen Schwie¬ 
rigkeiten, sondern jetzt auch mit einer 
großen politischen Glaubwürdigkeits¬ 
und Vertrauenskrise konfrontiert. 

Die zwei „Affären“, die das Land in 
den ersten Apriltagen erschütterten, 
waren nur das bisher letzte i-Tüpfel- 
chen dazu. Am 2. April hatte der für 
den Staatshaushalt zuständige Minister 
Jeröme Cahuzac bei einer Anhörung 
vor einem Richter überraschend ein 
Geständnis abgelegt, dass er seit Jah¬ 
ren ein Schwarzgeldkonto zuerst bei 
der UBS-Bank in der Schweiz und ab 
2009 in Singapur unterhielt. Wochen¬ 
lang hatte er dies entgegen allen Me¬ 
dienberichten immer wieder geleugnet, 
selbst in einer öffentlichen Sitzung vor 
den Abgeordneten des Parlaments. 
Nicht weniger als 600 000 € waren auf 
diesem Konto an der französischen 
Steuer vorbei gebunkert worden, als 
Cahuzac vor 2008 als Inhaber einer 
Klinik für Schönheitschirurgie und 
als „Berater“ für Pharma-Labore tätig 
war. Von dem „Finanzberater“, der für 
Cahuzac den Deal in der Schweiz be¬ 
sorgte, wurde inzwischen bekannt, dass 
er auch als Finanzberater der rechts¬ 
extremistischen „Front National“ tä¬ 
tig ist. Vor einem Jahr war Cahuzac 
von Hollande und Regierungschef 
Ayrault zum Budgetminister ernannt 
worden - offenbar weil er als Anhän¬ 
ger des früheren Finanzministers und 
IWF-Chefs Dominique Strauß-Kahn 
innerhalb der „Parti Socialiste“ als Ga¬ 
rant für eine „sozialliberale Orientie¬ 
rung“ der Haushaltspolitik galt. Hat¬ 
ten die Pharma-Firmen Schmiergelder 
an ihn gezahlt? Und wusste tatsächlich 
niemand in der PS-Führung von seinen 
Geschäften, hat niemand seine finan¬ 
ziellen Verhältnisse überprüft, bevor 
Hollande ihn zum Minister ernannte? 
Kaum zu glauben. 

Ein Budgetminister, der eigentlich von 
Amts wegen Steuerbetrug bekämpfen 
muss, aber selbst ein Schwarzgeldkonto 
unterhält, und der sich seit seiner Er¬ 
nennung als harter Vorkämpfer stren¬ 
ger neoliberaler Sparpolitik betätigte, 


aber dann kaltschnäuzig das Parlament 
belog - das ging schon an die Grenze 
des Vorstellbaren. Doch dann wurde 
zwei Tage später bei den sogenannten 
„ Off shore-Leaks “-Veröffentlichungen 
über die weltweiten „Steuerparadiese“ 
auch noch bekannt, dass der Schatz¬ 
meister der Wahlkampfkampagne Hol¬ 
landes über eine Beteiligung an Firmen 
in China auch an zwei Firmen beteiligt 
ist, die im Steuerparadies der briti¬ 
schen Kaiman-Inseln ihren Sitz haben. 
„Nichts ist illegal“, behauptete der Hol- 
lande-Vertraute, und Hollande selbst 
erklärte eilig, dass er von den Geschäf¬ 
ten seines Wahlkampf-Finanzmanagers 
nichts gewusst habe. Aber selbst wenn 
sich dies als wahr erweisen würde, ist 
der Schaden für die politische Glaub¬ 
würdigkeit Hollandes und seiner Re¬ 
gierung enorm. 

Es muss aber hervorgehoben werden, 
dass die Popularitätswerte Hollandes 
schon vor diesen zwei Vorfällen in den 
Keller gegangen waren. Laut den sechs 
führenden französischen Meinungsfor¬ 
schungsinstituten erreichte der Staats¬ 
präsident, der vor einem Jahr beim 
zweiten Wahlgang 51,6 Prozent der 
Stimmen erhielt, schon Anfang März 
nur noch eine Zustimmungsrate von 
30-35%, während seine Vorgänger 
Chirac im März 1996 und Sarkozy im 
März 2008 nach einjähriger Amtszeit 
noch bei 38 bzw. 37 % lagen. 

Die Ursachen dafür sind nicht schwer 
zu erkennen: die schlechte Wirtschafts¬ 
lage und nicht eingehaltene Wahlver¬ 
sprechen. 

„Die Wende jetzt“ war vor einem Jahr 
die Hauptparole bei Hollandes Wahl¬ 


kampf gewesen. Doch von einer „Wen¬ 
de“ spürt die große Mehrheit der fran¬ 
zösischen Bevölkerung in ihrem Alltag 
bisher nichts. Bestenfalls lassen sich 
Spurenelemente davon in einigen klei¬ 
neren Veränderungen in der Steuerpo¬ 
litik und in der Einführung der „Homo- 
Ehe“ erkennen. Das französische Wirt¬ 
schaftswachstum dümpelt mit einer 
Rate von 0,1-0,3 % weiterhin am Rand 
der Rezession. Die Arbeitslosigkeit 
stieg seit Hollandes Amtsantritt von 
Monat zu Monat weiter an und lag im 
4. Quartal 2012 bei 10,8 %, ein seit 1997 
nicht mehr verzeichneter Höchststand. 
Die französische Statistikbehörde IN¬ 
SEE stellte fest, dass erstmals seit 1984 
in Frankreich ein Rückgang der Kauf¬ 
kraft der Bevölkerung zu verzeichnen 
war. Fast 100 000 Arbeitsplätze sind 
nach der gleichen Quelle im vergange¬ 
nen Jahr abgeschafft worden. 

In diesen Fakten widerspiegelt sich, 
dass die seit elf Monaten praktizierte 
„sozialliberale“ Ausrichtung der Politik 
unter Hollande offensichtlich unfähig 
war, eine Umkehr in der wirtschaftli¬ 
chen und sozialen Entwicklung Frank¬ 
reichs einzuleiten. Die entscheidende 
Ursache dafür liegt in der Unterord¬ 
nung der Hollande-Politik unter die 
Vorgaben des EU-Fiskalpakts, in ihrem 
Festhalten an dem von der EU verfoch- 
tenenS neoliberalen Spar-Dogma und 
in der fehlenden Bereitschaft der Re¬ 
gierung, den Konflikt mit dem Finanz¬ 
kapital tatsächlich zu wagen, das Hol¬ 
lande im Wahlkampf noch als seinen 
„Hauptfeind“ bezeichnet hatte. Statt 
dessen beugten sich Staatspräsident 
und Regierung dem Druck und den 


Vorgaben des Unternehmerverbands 
MEDEF, der „mehr Wettbewerbsfä¬ 
higkeit“ der französischen Wirtschaft 
durch weitere Deregulierung der Ar¬ 
beitsverhältnisse und des Arbeitsrechts 
auf Kosten der lohnabhängig Beschäf¬ 
tigten fordert. Neuerdings will die sozi¬ 
aldemokratische Regierung sogar auch 
wieder eine Privatisierung öffentlicher 
Unternehmen durch den Verkauf von 
Staatsanteilen an das Privatkapital an- 
visieren, um damit das Haushaltsdefizit 
zu reduzieren. Auch im Bereich der in¬ 
ternationalen Politik ist die Hollande- 
Regierung mit ihrer Militärinterventi¬ 
on in Mali und ihrer Vorreiterrolle bei 
der Forderung nach einem massiveren 
Eingreifen des Westens in Syrien nicht 
als Verfechterin einer „Wende“ und der 
Abkehr vom Kurs des früheren Staats¬ 
chefs Sarkozy in Erscheinung getreten. 
So bestätigt sich ein Jahr nach der 
Wahl Hollandes, dass die Orientierung 
an den Dogmen des Neoliberalismus 
mit der Erfüllung der sozialen Erwar¬ 
tungen der Mehrheit der Bevölkerung 
unvereinbar ist. Daraus ergibt sich al¬ 
lerdings die große Gefahr, dass die 
Nutznießer des Abbröckelns der Wäh¬ 
lerbasis Hollandes wieder die Rechten 
und vor allem die Rechtsextremisten 
sein könnten. 

Die Kommunisten und ihre Verbünde¬ 
ten in der Linksfront orientierten des¬ 
halb darauf, durch außerparlamentari¬ 
sche Aktivitäten und parlamentarische 
Initiativen für einen Kurswechsel in der 
Politik des Präsidenten und der Regie¬ 
rung zu kämpfen. Das Anknüpfen an 
die Wahlversprechen Hollandes und 
die Forderung nach deren Verwirkli¬ 
chung bieten dafür eine Grundlage. Ob 
es allerdings auf diesem Weg gelingen 
wird, in einem großen Teil der Anhän¬ 
gerschaft und auch der Funktionsträ¬ 
ger der „Sozialistischen Partei“ die Er¬ 
kenntnis zu festigen, dass der derzeitige 
Kurs Hollandes in eine politische Nie¬ 
derlage führt und nur ein Kurswechsel 
in der Regierungspolitik im Sinn seiner 
ursprünglichen Wahlaussagen sie davor 
bewahren kann. Erste Anzeichen inne¬ 
rer Differenzierungen in der PS deuten 
an, dass sich die Auseinandersetzungen 
darüber auch innerhalb des sozialde¬ 
mokratisch-grünen Lagers verstärken. 
Doch ob daraus tatsächlich eine Bewe¬ 
gung wird, die doch noch eine „Wende 
nach links“ in der französischen Politik 
durchsetzen kann, ist derzeit jedenfalls 
noch offen. 

Pierre Poulain 



Wegen Cahuzac steckt sein Chefin der Tinte 


Reife Chavistas 

ln Venezuela wird der Nachfolger von Hugo Chävez gewählt. 
Die Chancen für Nicoläs Maduro stehen gut 


Am Sonntag entscheidet Venezuela, 
wer als Nachfolger des am 5. März ver¬ 
storbenen Hugo Chävez das höchste 
Staatsamt übernimmt. Zur Wahl stehen 
Nicolas Maduro, den Chävez selbst in 
seiner letzten öffentlichen Ansprache 
am 8. Dezember 2012 als seinen Nach¬ 
folger favorisiert hatte, und der Kandi¬ 
dat der Opposition, Henrique Capriles 
Radonski. Dieser war bereits bei der 
letzten Präsidentschaftswahl im ver¬ 
gangenen Oktober angetreten, damals 
aber klar von Chävez besiegt worden. 
Auch diesmal stehen die Chancen für 
Capriles schlecht. Ausnahmslos alle 
Umfragen sehen ihn mit einem Ab¬ 
stand von zehn bis 22 Prozentpunkten 
hinter Maduro, dem gute Chancen ein¬ 
geräumt werden, sogar das letztjährige 
Ergebnis von Hugo Chävez zu übertref¬ 
fen. Dabei profitiert Maduro klar vom 
Bonus, der Nachfolger des „Comandan- 
te“ zu sein. Bei vielen Venezolanern gilt 
die Stimmabgabe für Maduro als letztes 
„Dankeschön“ an Chävez, „denn Liebe 
bezahlt man mit Liebe“. Auf dem zen¬ 
tralen Wahlplakat ist nicht Maduro zu 
sehen, sondern Chävez und eine Zeile 
aus dessen Rede vom Dezember: „Von 
ganzem Herzen: Maduro“. 

Beliebt sind auch Wortspiele, denn 
„maduro“ bedeutet im Spanischen 
„reif“, auch im übertragenen Sinne von 


„erwachsen“ oder „vernünftig“. Und so 
deklarieren sich viele jetzt zum „Cha- 
vista Maduro“, zum „reifen Chavista“. 
In Wahlkampfliedern wird auch darauf 
angespielt, dass Nicoläs Maduro vor 
seiner politischen Laufbahn jahrelang 
als Busfahrer gearbeitet hat: „Ich will 
sicher ans Ziel kommen, deshalb muss 
mein Fahrer reif (maduro) sein!“ 
Maduro selbst fährt zu seinen Wahl¬ 
kampfkundgebungen mit sichtlichem 
Vergnügen regelmäßig am Lenkrad ei¬ 
nes großen Busses, in dem er Repor¬ 
ter und Mitstreiter transportiert. Ende 
März holte er auch Menschen, die in 
neugebaute Wohnungen einziehen 
konnten, mit dem Bus aus ihren bishe¬ 
rigen armseligen Behausungen ab. Die¬ 
se Nähe zum einfachen Volk kommt 
bei den Menschen an - nicht jedoch 
bei den Regierungsgegnern, die sich 
etwa darüber mokieren, dass Maduro 
kein abgeschlossenes Studium vorzu¬ 
weisen hat. 

Zugleich versucht die Opposition 
selbst, die Trauer um Hugo Chävez aus¬ 
zunutzen. So werden „frühere Chavis¬ 
tas“ aufgeboten, die in Veranstaltungen 
dazu aufrufen, nun den Kandidaten der 
Rechten zu wählen. Capriles selbst ko¬ 
piert so sehr Stilmittel und Sätze aus 
Auftritten von Hugo Chävez, dass da¬ 
rüber in Venezuela bereits Witze kur¬ 


sieren. Am 4. April präsentierte er sich 
bei einer Versammlung einer Grup¬ 
pe „Bolivarianos und Revolutionäre 
für Capriles“ - tatsächlich handelte es 
sich Medienberichten zufolge um Mit¬ 
glieder der Mitte-Rechts-Partei „Vo- 
luntad Populär“ - sogar als „Sozialist“ 
und erklärte: „Der echte Sozialismus 
unterscheidet nicht zwischen den einen 
und den anderen, denn wir alle sind in 
diesem schönen Land mit den selben 
Rechten auf ein besseres Leben gebo¬ 
ren worden.“ 

Es ist diese Beliebigkeit, mit dem der 
Begriff Sozialismus in Venezuela oft 
gebraucht wird, die auf Kritik der ve¬ 
nezolanischen Kommunisten stößt. In 
einem Interview mit dem Rundfunk¬ 
sender Noticias 24 unterstrich etwa 
Jerönimo Carrera, Ehrenpräsident der 
KP Venezuelas, dass das Land zwar 
eine Revolution erlebe, diese aber 
noch keine sozialistische sei. So habe 
die Arbeiterklasse nicht die führende 
Rolle inne. Ohne die Arbeiter - „die 
echten Arbeiter, nicht die im Büro“ - 
könne eine Revolution aber nicht zum 
Sozialismus führen. Auch hinsichtlich 
der Bedeutung von Hugo Chävez zeig¬ 
te er sich zurückhaltend. Es werde „in 
vielen Jahren“ die Aufgabe der Histo¬ 
riker sein, die tatsächliche geschichtli¬ 
che Bedeutung des Präsidenten zu be¬ 
werten. Er erinnerte daran, dass in sei¬ 
ner Jugendzeit etwa der von 1941 bis 
1945 regierende venezolanische Präsi¬ 
dent Isaias Medina Angarita als „Mit¬ 
telpunkt der Welt“ gegolten habe. Den 


heutigen Generationen sei dieser aber 
zumeist kein Begriff mehr. Unmittelbar 
nach Chävez 4 Tod gemachte Äußerun¬ 
gen von Vertretern der Vereinten Sozi¬ 
alistischen Partei (PSUV), die Chävez 
als „zweiten Befreier“ auf eine Ebene 
mit dem Nationalhelden Simon Bolivar 
stellten, wollte Carrera deshalb nicht 
übernehmen. 

Ohne Wenn und Aber setzt sich die 
Kommunistische Partei aber für einen 
Wahlsieg von Nicoläs Maduro und ei¬ 
nen Fortgang und eine Radikalisierung 
der Bolivarischen Revolution ein. Da¬ 
bei wird ihr vom Kandidaten offen¬ 
sichtlich eine größere Rolle einge¬ 
räumt, als dies unter Chävez der Fall 
war. So wurde mit Yul Jabour erstmals 
ein Vertreter der PCV in den zentra¬ 
len Wahlkampfstab, das „Comando de 
Campana Hugo Chävez“ berufen, und 
auch in den regionalen Zentralen ar¬ 
beiten Kommunisten mit, so etwa der 
internationale Sekretär der Partei, Ca¬ 
rolus Wimmer, in Barinas. Zudem hat¬ 
te Maduro die Kommunisten bereits 
wenige Tage nach Chävez 4 Tod einge¬ 
laden, Teil der politisch-militärischen 
Führung der Bolivarischen Revoluti¬ 
on zu werden. Diesem Gremium ge¬ 
hören bislang das Regierungskabinett, 
das Oberkommando der Streitkräfte, 
die Gouverneure der 20 sozialistisch re¬ 
gierten Bundesstaaten, Caracas 4 Ober¬ 
bürgermeister Jorge Rodrfguez und die 
Regierungschefin des Hauptstadtdis¬ 
trikts, Jacqueline Farfas, an. 

Andre Scheer 
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Schmierentheater in Italien 

Bersani kapituliert vor Berlusconi 



Wem gehören 
die Konzerne? 

Zur Offshore -Strategie der russischen Oligarchen 


Bersani hat viele Gründe sich an den Kopf zu fassen. 


ie für 16. April angesetzte Wahl 
eines neuen Staatspräsidenten 
als Nachfolger des aus dem Amt 
scheidenden Giorgio Napolitano (DP) 
erfolgt im Klima der seit der Wahl vor 
sechs Wochen anhaltenden Regierungs¬ 
krise und gestaltet sich zur Tribüne eines 
Schmierentheaters. Der bei einer Regie¬ 
rungsbildung an einer fehlenden Mehr¬ 
heit im Senat gescheiterte Vorsitzende 
der Demokratischen Partei (DP) und 
Führer von Mitte-Links, Luigi Bersa¬ 
ni, hat vor dem Druck des Ex-Premiers 
und Exponenten der extremen Rechten 
Berlusconi kapituliert. Entgegen sei¬ 
nen bisherigen Beteuerungen, es werde 
keine Zusammenarbeit mit dem Medi¬ 
endiktator geben, berichtete die linke 
„Unita“ am 4. April, er habe sich mit 
dem Chef der Partei Berlusconis „Volk 
der Freiheit“ (PdL), Angelo Alfano, ge¬ 
troffen, um Gespräche mit dem Ex-Pre- 
mier persönlich vorzubereiten. 

Hinter den Kulissen ist, wie Berichten 
des Sprachrohrs der DP „Repubblica“ 
als auch des großbürgerlichen Mailän¬ 
der „Corriere della Sera“ zu entnehmen 
ist, ein Schacher um die Besetzung des 
Quirinais (Sitz des Präsidenten) und 
des Palazzo (des Premiers) im Gange. 
Berlusconi sei bereit, auf das für sich 
bzw. seine PdL geforderte Amt des 
Staatschefs zu verzichten und die Kan¬ 
didatur des prononciert rechten Mannes 
aus der DP Massimo D Alema zu unter¬ 
stützen. Aus Angst vor seiner drohen¬ 
den Verurteilung wegen schwerwiegen¬ 
der krimineller Vergehen (u.a. Beste¬ 
chungen in Millionenhöhe, Sex mit einer 
Minderjährigen und Amtsmissbrauch) 
biedert sich Berlusconi jetzt bei den 
Sozialdemokraten an, deren führende 
Vertreter er bisher als „letzte Mogelpa¬ 
ckung der Kommunisten“, „Erzlügner“ 
und „recycelte Stalinisten“ beschimpfte. 
In D Alema sieht in Berlusconi jetzt den 
Mann, der ihm, wie die „Repubblica“ 
schrieb, gegen seine „ungelösten Pro¬ 
bleme mit der Justiz“ beistehen werde. 
„Die Diplomaten der DP und der PdE‘ 
seien, so das Blatt, „bereits an der Ar¬ 
beit“, um die entsprechenden Fragen zu 
lösen. Berlusconi hat dazu laut der Tu- 
riner „Stampa“ eine „Reform der Jus¬ 
tiz“ gefordert, was die Unterstellung der 
Ermittlungsorgane unter die Exekutive 
einschließen und eine Einstellung der 
Verfahren bedeuten würde. D Alema ist 
für Berlusconi ein akzeptabler Partner, 
weil er sich schon Anfang der 2000er 


Nächste Woche wird Ecuadors Präsi¬ 
dent Rafael Correa Deutschland einen 
Staatsbesuch abstatten. Dabei wird er 
am 16. April in der Berliner Technischen 
Universität einen Vortrag halten. 
„Wege aus der Krise“ heißt der etwas 
unbescheidene Titel. Der Einladungs¬ 
text besagt, dass Ecuador „aktuell der 
Welt eine völlig verschiedene Alterna¬ 
tive anbietet, um der Krise zu entkom¬ 
men“. Dabei will Rafael Correa auf die 
Strategien seines Landes eingehen, die 
„zu Wirtschaftswachstum, politischer 
Stabilität und sozialer Gleichheit im 
Volk geführt haben“, heißt es weiter. 
Neben dem Präsidenten, der 2006 eine 
zehnjährige Phase politischer Instabi¬ 
lität mit sieben Präsidenten beendet 
hatte, werden auch Botschafter Jorge 
Jurado und der Präsident der TU, Jörg 
Steinbach, sprechen. Tags darauf ist im 
Humboldtsaal der „Urania“ ein Treffen 
mit in Deutschland lebenden Landsleu¬ 
ten geplant. 

In der Tat kann die Präsidentschaft Ecu¬ 
adors auf diverse Erfolge im bildungs- 
und gesundheitspolitischen Bereich, 
aber auch bei Infrastrukturmaßnahmen 
zurückblicken, die Mitte Februar zum 
überwältigenden Wahlsieg mit 57 Pro¬ 
zent der Stimmen führten. Auch in der 
Nationalversammlung kam es erstmals 
zu einer Mehrheit für Correas Partei 
„Alianza Pafs“ die zwei Drittel der Sit¬ 
ze schaffte. Mit den gewonnenen Mehr¬ 
heiten sind das zuvor gescheiterte Um¬ 
weltgesetz, das Wassergesetz, das Straf- 


Jahre nach dem Vorbild der USA für 
ein Zweiparteien-System aussprach, in 
dem Mitte-Links den Part der Demo¬ 
kraten und die faschistoide PdL den der 
Republikaner übernehmen sollten. 

In der DP stehen sich inzwischen ver¬ 
schiedene Richtungen von Links bis 
Konservativ gegenüber. Während der 
gemäßigte Sozialdemokrat Bersani 
noch darauf besteht, weiter eine Regie¬ 
rung zu bilden, wird gegen ihn sein rech¬ 
ter Widersacher Matteo Renzi, der ge¬ 
gen ihn bei der Kandidatenaufstellung 
2012 unterlag, in Stellung gebracht. Der 
38-jährige politische Newcomer und 
Florenzer Bürgermeister hat sich pro¬ 
nonciert für ein Zusammengehen mit 
Berlusconi ausgesprochen. Seine An¬ 
hänger hoffen, ihn der PdL als Kompro¬ 
misskandidaten für eine Regierungsbil¬ 
dung schmackhaft zu machen. In der DP, 
in der 2009 Katholiken und Linksdemo¬ 
kraten fusionierten, wächst der Druck, 
Bersani solle verzichten, weil die Par¬ 
tei mit Renzi bessere Chancen für eine 
Regierungsbildung, aber auch bei nicht 
auszuschließenden Neuwahlen habe. 
Im Gespräch für den Palazzo sind je¬ 
doch, wie der „Corriere“ verriet, noch 
zwei wahrscheinlich aussichtsreiche¬ 
re Kandidaten: Die beiden früheren 
Christdemokraten Giuliano Amato und 
Franco Marini. Amato, zweimaliger Mi¬ 
nisterpräsident und später in einer Re¬ 
gierung D Alema Schatzminister, kam 
2009 zur DP. Er ist als Politiker des So¬ 
zialabbaus bekannt. Marini, langjähriger 
Führer der katholischen Gewerkschaft 
CISL und stets Vertreter der Sozial¬ 
pakte mit dem Kapital, kam wie Ama¬ 
to ebenfalls von der katholischen Mitte 
zur DP. 


gesetz, das Kommunikationsgesetz und 
das Kapitalverkehrsgesetz nächste Vor¬ 
haben, so Botschafter Jurado in einem 
Radiointerview. Demnach ist eine große 
Mehrheit mit der Arbeit der Regierung 
zufrieden; die Sozialprogramme für eine 
kostenfreie Gesundheitsversorgung für 
die ärmsten Schichten werden dabei aus 
den Öl- und vor allem den Bergbauein¬ 
nahmen gedeckt. 

Das kann nicht spannungsfrei von¬ 
statten gehen: in einer Erklärung vom 
25. Februar hatte sich Ermel Chävez, 
Vorsitzender einer „Organisation zur 
Verteidigung der Amazonasregion in 
Ecuador“, von der Wiederwahl Cor¬ 
reas enttäuscht gezeigt. Es gehe Cor¬ 
rea um eine Ressourcenausbeutung 
zu Lasten von Mensch und Natur. Im 
Amazonasgebiet ist es tatsächlich erst 
vor kurzem zu Auseinandersetzungen 
der angestammten Waorani mit zwei 
„nichtkontaktierten“ Völkern, den Ta- 
gaeri und den Taromenani, gekommen. 
Der Vorsitzende der einflussreichen 
Indigenenkoordinierung CONAIE, 
Humberto Cholango, machte darauf 
aufmerksam, dass es hier im Gegensatz 
zur Darstellung in den nationalen Me¬ 
dien nicht um einen „primitiven Krieg“ 
oder Selbstjustiz gehe, sondern darum, 
dass die Tagaeri und die Taromenani 
durch die Ölförderung gezwungen sind 
in die Gebiete der Waorani einzudrin¬ 
gen; das führt unweigerlich zu kriege¬ 
rischen Auseinandersetzungen. „Nicht- 
kontaktierte Völker“ werden diejenigen 


Die Zerrissenheit der DP zeigte sich am 
Sonntag bei der Aufstellung der Kandi¬ 
daten für die Wahl des Bürgermeisters 
der Hauptstadt in den üblichen Vorwah¬ 
len. Gegen den bisherigen Amtsinhaber, 
den einstigen AN-Faschisten Giovanni 
Allemano, traten sechs Bewerber ver¬ 
schiedener Strömungen an. Die „Re¬ 
pubblica“ sprach von der Gefahr der 
Spaltung der DP. 

In der 5-Sterne-Bewegung Beppe Gril- 
los wachsen die Meinungsverschieden¬ 
heiten über den Kurs des Parteichefs, 
alles, was von der DP ausgehe, abzu¬ 
lehnen, was Berlusconi nutzte und eine 
Regierung unter Bersani verhinderte. 
Nachdem der frühere Komiker seine 
„5 Sterne“ bisher diktatorisch über sei¬ 
nen Blog leitete, berieten am Sonntag - 
erstmals nach dem Wahlsieg - die über 
150 Abgeordneten und Senatoren. Sie 
drohten, wenn es zu keiner Regierungs¬ 
bildung komme, unter der Losung „Oc- 
cupy Montecitorio“ das Parlamentsge¬ 
bäude zu besetzen. 

Die Entscheidung, ob es zu Neuwahlen 
kommt, bleibt bis zur Wahl des neuen 
Staatschefs offen. Sollte es gelingen, 
D Alema über diesen Kuhhandel in den 
Quirinal zu bringen, wird erwartet, dass 
dann auch eine Kompromiss-Regierung 
von DP und PdL möglich wird. Bleibt 
die Frage, ob Nicchi Vendola mit seiner 
Linkspartei Umwelt und Freiheit (SEL) 
in eine solche Regierung eintritt. Bisher 
hatte er abgelehnt. 

Fest steht: Die Regierungsachse wird 
mit dieser Lösung scharf nach rechts 
verschoben und einem solchen Kabi¬ 
nett dürfte keine lange Lebensdauer 
beschieden sein. 

Gerhard Feldbauer 


Amazonasvölker genannt, die vor dem 
Zugriff der Öffentlichkeit geschützt 
werden. 

Cholango weist darauf hin, dass das Ent¬ 
wicklungsmodell seit Beginn der Ölära 
in den sechziger Jahren zu einer immer 
weiteren Zurückdrängung der Urvölker 
geführt hat. Die Wao-Gemeinschaften 
seien inzwischen sogar gezwungen, 
Landwirtschaft zu betreiben, weil Lärm 
und Kontaminierung zu einem Rück¬ 
gang der natürlichen Nahrungssuche 
(Fischerei und Sammeln von Früchten) 
geführt hatten. Da es also ein nationa¬ 
les Problem sei, könne die Lösung nicht 
in einer individuellen administrativen 
Maßnahme liegen. 

Klar ist, dass Ecuador im Rahmen der 
Schuldenrückzahlung gezwungen ist, 
Naturreichtümer zu verkaufen. Um da¬ 
rüber hinaus noch Geld für eine ange¬ 
messene Sozialpolitik zu haben, wird 
das aber - ebenso wie in den Nachbar¬ 
ländern Kolumbien, Peru und Chile - 
ohne große Rücksichtnahme gemacht. 
Rafael Correa hat sich bei den Wahlen 
neben der Rechten vor allem gegen sei¬ 
nen einzigen linksgerichteten Konkur¬ 
renten, seinen ehemaligen Minister Al¬ 
berto Acosta, durchgesetzt, der gemein¬ 
sam mit der linkssektiererischen MPD 
und der CONAIE-nahen Partei „Pacha- 
kutik“ angetreten war. Dessen Fans wer¬ 
den in Deutschland zahlreicher sein als 
zu Hause - entsprechend könnte es in 
Berlin auch kritische Nachfragen ge¬ 
ben. Nicht nur, weil das ecuadorianische 
Modell natürlich keinerlei Vorbild für 
ein Hochtechnologieindustrieland sein 
kann wie es der Vortragstitel andeutet. 

Günter Pohl 


In einem auf der Internetseite der 
KPRF veröffentlichen Beitrag unter¬ 
sucht Dr. Iwan Nikitschuk, ZK-Mit- 
glied und Duma-Abgeordneter der 
KPRF, die Offshore-Strategie der rus¬ 
sischen Oligarchen und deren Folgen 
für sein Land. Er kommt darin zu dem 
Schluss, dass fast alle großen Betriebe, 
die in der Sowjetzeit in Russland vom 
Volk aufgebaut und im Zuge der Kon¬ 
terrevolution an die Räuber des Volks¬ 
eigentums verschleudert wurden, wie 
auch das danach Geschaffene, inzwi¬ 
schen nicht mehr Russland gehört. Er 
betont: Russland ist das einzige Land 
in der Welt, dessen große Wirtschafts¬ 
unternehmen fast ausschließlich Off¬ 
shore, das heißt im Ausland, registriert 
sind und ausländischer Gerichtsbarkeit 
unterliegen. 

Der Autor belegt dies mit Beispielen. 
So gehören die meisten Firmen des 
Konzerns „Basis Element“ zur Basic- 
Element Ltd, die auf der Insel Jersey 
registriert ist. Dieses Unternehmen ist 
wiederum zu 100 Prozent eine Toch¬ 
terfirma von F-Finance, registriert auf 
den britischen Virgininseln. Als Bene- 
fiziar (Begünstigter, Inhaber) fungiert 
der Oligarch Deripaska. 

Besitzer der drei unter Kontrolle des 
Oligarchen Abramowitsch stehen¬ 
den Buntmetall-Unternehmen Zap- 
Sib (Westsibirisches Metallurgisches 
Kombinat), „Nishnjetagilski Metall¬ 
urgisches Kombinat“ und „Nowokus- 
njetski Metallurgisches Kombinat“ ist 
die zyprische Firma Vastercrof Ltd, der 

70.8 Prozent der Aktien gehören. 

Die „XK Metalloinvest“ des Oligar¬ 
chen Usmanow gehört den zyprischen 
Offshore-Unternehmen Gallagher 
Holding Ltd, Seropaem Holdings, 
Coalco Metalist Ltd und Samlnvest. 
Besitzer der OAO „Sewerstal“ des 
Oligarchen Mordaschow sind die zy¬ 
prischen Offshore-Unternehmen Ast- 
roshineLtd, Loranell Ltd und Rayglow 
Ltd. 

Das Bergbau und Metallurgie-Kombi¬ 
nat „Norilsk-Nickel“ der Oligarchen 
Potanin und Deripaska ist über die 
zyprischen Offshore-Unternehmen 
Gershvin Investments Cotp Ltd, Boni- 
co Holdings Co. Ltd, Montebella Hol¬ 
dings Ltd registriert, in deren Besitz 

47.8 Prozent der Aktien sind. 

Auf Zypern sind auch die Sibirische 
Kohle-Energie-Gesellschaft des Olig¬ 
archen Rasche wski, der Uralkali-Kon- 
zern des Oligarchen Rybolowlew und 
der Metschel-Konzern des Oligarchen 
Sjusin registriert, die Unternehmen der 
Alfa-Gruppe in den Niederlanden, auf 
den britischen Virgin-Inseln und auf 
Gibraltar. Auf diese Weise gehören die 
größten und profitabelsten russischen 
Industriebetriebe Offshore-Firmen, 
insbesondere auf Zypern registrierten. 
Iwan Nikitschuk wirft dann die Frage 
auf, warum die russischen Oligarchen 
in Offshore-Unternehmen flüchten 
und nennt vor allem folgende Grün¬ 
de: die Möglichkeit, weniger Steuern in 
Russland zu zahlen, die Möglichkeit, fi¬ 
nanzielle Mittel ins Ausland zu verbrin¬ 
gen und nicht zuletzt die Möglichkeit, 
„ihr“ Eigentum vor der Gefahr uner¬ 
wünschter politischer Veränderungen 
in Russland zu sichern. Er verweist auf 
Berechnungen von Experten, nach de¬ 
nen innerhalb von 20 Jahren vor allem 


Ukraine: Opposition 
blockiert das Parlament 

In der vergangenen Woche hat die aus 
den Abgeordneten der Parteien Timo- 
schenkos und Klitschkos sowie denen 
der faschistischen Swoboda bestehende 
Opposition in der Obersten Rada da¬ 
mit begonnen, das zentrale Parlament 
der Ukraine zu blockieren und die 
Mehrheit aus Abgeordneten der Par¬ 
tei der Regionen und der Kommunis¬ 
tischen Partei der Ukraine am Betre¬ 
ten des Parlaments zu hindern. Im Sit¬ 
zungssaal des Parlaments veranstalten 
die Putschisten derweil eine von ihnen 


mit Hilfe von Offshore zwei Billionen 
Dollar aus Russland verbracht wur¬ 
den. Allein im Krisenjahr 2008 hat die 
Kapitalflucht mehr als 200 Milliarden 
Dollar betragen. 

Die Formen, in denen dies geschieht 
sind vielfältig. Eine der am meisten ge¬ 
nutzten ist die Ausschüttung von ex¬ 
trem hohen Dividenden. So wurde in 
den letzten Jahren von Offshore-regis- 
trierten Unternehmen ein immer grö¬ 
ßerer Teil des Profits als Dividenden 
ausgeschüttet. Wenn z.B. der Anteil 
der ausgeschütteten Dividenden bei 
„Sewerstal“ im Jahr 2005 6,4 Prozent 
betrug, so waren es 2007 45,7 Prozent. 
Bei der Energie- Bau- und Montage- 
Gesellschaft (ESMK) waren es in den 
genannten Jahren 81,7 bzw. 90 Prozent 
und bei dem zu Metalloinvest gehören¬ 
den Oskolsker Elektrometallurgischen 
Kombinat (OEMK) 10 bzw. 100 Pro¬ 
zent. Die ausgeschüttete Dividende bei 
der OAO „Rusal Krasnojarsk“ über¬ 
stieg im Krisenjahr 2008 mit 103 Pro¬ 
zent sogar den gesamten Reingewinn. 
In den Jahren 2005 bis 2008 sind allein 
die Offshore-Konten des Oligarchen 
Deripaska auf diese Weise um 8,2 Mrd. 
Dollar gewachsen. 

Das klassische Szenario zur Minde¬ 
rung der in Russland zu zahlenden 
Steuern mit Hilfe von Offshore sieht 
nach Nikitschuk so aus: die russischen 
Produzenten verkaufen ihre Produk¬ 
te an die Offshore registrierten Un¬ 
ternehmen zu herabgesetzten Preisen 
und diese verkaufen die Waren dann 
an die Endverbraucher zu Marktprei¬ 
sen weiter. Dadurch landet der Haupt¬ 
teil des bei dem Geschäft realisierten 
Profits der Oligarchen beim Offshore- 
Unternehmen. 

Zudem besteht die Möglichkeit für 
die Oligarchen, einen Teil des in rus¬ 
sischen Unternehmen erzeugten Pro¬ 
fits über Versicherungsverträge mit zu 
diesem Zweck geschaffenen Offshore- 
Versicherungsgesellschaften oder die 
Rückzahlung von Scheinanleihen bei 
ihren Offshore-Firmen und andere 
Tricks der Besteuerung in Russland 
zu entziehen. 

Der Autor verweist schließlich noch 
auf einen anderen Aspekt der Off- 
shore-Problematik, auf damit verbun¬ 
dene Gefahren für die nationale Si¬ 
cherheit und Souveränität Russlands. 
So sind unter den offshore registrier¬ 
ten russischen Großunternehmen nicht 
wenige zu finden, die zugleich auf der 
Liste der 295 Unternehmen stehen, die 
von der russischen Führung zu strategi¬ 
schen Unternehmen Russlands erklärt 
wurden. Das bedeutet aber, dass sie 
letztlich ausländischer Gerichtsbarkeit 
unterliegen. Hinzu kommt, dass hinter 
den Offshore-Unternehmen zwar in 
der Regel russische Oligarchen ste¬ 
hen, viele von ihnen aber inzwischen 
Aufenthaltsgenehmigungen für ande¬ 
re Länder oder gar deren Staatsbür¬ 
gerschaft neben der russischen besit¬ 
zen. Wenn sie die russische Staatsbür¬ 
gerschaft ablegen, sind ausländische 
Mächte, darunter Staaten wie die USA 
und EU-Staaten, bei Konflikten zwi¬ 
schen ihnen und Russland ihre Inter¬ 
essenvertreter mit allen dadurch mög¬ 
lichen Konsequenzen und internatio¬ 
nalen Konflikten. 

Willi Gerns 


als „Abgeordnetenversammlung“ de¬ 
klarierte Veranstaltung unter der Prä¬ 
sidentschaft des der faschistischen Swo¬ 
boda angehörenden Vizesprechers der 
Obersten Rada, Ruslan Koschulinski, 
durch. Zu den Absichten, die die von 
den westlichen Medien und Politikern 
mit dem Beiwort „demokratisch“ ge¬ 
schmückte Opposition damit verfolgt, 
erklärte Oleg Sarubinski von der Partei 
der Regionen: „Das ist eine Provokati¬ 
on zu dem Zweck, das Parlament an der 
Arbeit zu hindern. Ist es doch in einer 
solchen Situation einfacher Chaos zu 
schaffen und im Chaos leichter an die 
Macht zurückzukehren.“ 


Erfolge und Widersprüche 

Ecuadors Präsident Rafael Correa auf Staatsbesuch in Berlin 
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Gastkolumne von Klaus Wagener 


Licht im Schwarzen Loch? 


„Steueroasen bekommen deutsche 
Entwicklungshilfe!“, empört sich das 
Fachblatt des investigativen Journa¬ 
lismus, die BILD-Zeitung, und „War 
Gunter Sachs ein Millionenbetrü¬ 
ger?“ Der Top-Experte der Bundes¬ 
regierung in Sachen Steueroasen, Phi¬ 
lipp Rösler, will nun sogar „auf inter¬ 
nationaler Ebene darüber beraten, 
wie ein Missbrauch in Steueroasen 
stärker sanktioniert werden kann“ 
Was meint hier „Missbrauch in Steu¬ 
eroasen“ genau? 

BaFin Chefin Elke König („Vor die¬ 
ser Frau zittern Deutschlands Ban¬ 
ker“, Spiegel) „droht“, wenn es An¬ 
haltspunkte gäbe, „dass ein Institut 
systematisch gegen Steuerrecht ver¬ 
stößt oder dabei hilft“ werde ihre 
Bundesanstalt für Finanzdienstleis¬ 
tungsaufsicht dies „bankaufsicht¬ 
lich untersuchen“. Untersuchen. Das 
Schlüsselwort dürfte hier „systema¬ 
tisch“ heißen. 

Seit das „internationale Konsortium 
investigativer Journalisten“ (ICIJ) 
begonnen hat, Einzelheiten aus je¬ 
nem 260 Gigabyte-Datensatz zu ver¬ 
öffentlichen, der Finanzdetails zu 
130000 Personen enthalten soll, ist 
eine gewisse Nervosität spürbar. Der 
heldenhafte Kampf des US-Boys um 
die Befreiung der afghanischen Frau¬ 
en sah einfach nicht mehr so gut aus 
nach den Bildern aus der Hubschrau¬ 
berkamera. Und so könnte die Frage 
neue Brisanz erhalten, was an Ban¬ 
ken so systemrelevant sein soll, dass 
sie mit Hunderten Milliarden, und 
immer wieder, gerettet werden müs¬ 
sen, wenn sie sich vorwiegend mit der 
Verwaltung und Verschleierung von 
Billionenvermögen in den „großen 
schwarzen Föchern der Weltwirt¬ 
schaft“ beschäftigen. 


Neu ist das alles nicht sonderlich. 
Seit der Französischen Revolution, 
als Köpfen - wie Vermögen - plötz¬ 
lich ihre gottesgnädige Sicherheit ab¬ 
handen kam, wurde die Suche nach 
den sicheren „Häfen“ für das Ge¬ 
raubt- und Geklaubte die wichtigste 
Beschäftigung des alten Feudal- wie 
des neuen Geldadels und seiner di¬ 
versen Derivate. Den Turbo für die¬ 
sen stumpf-blasierten Jahrmarkt der 
Eitelkeiten zündete natürlich die 
neoliberale Gegenreformation. Die 
riesigen Gewinne des nun wieder er- 
öffneten globalen Casinos konnten 
nun, ohne die dummen Kapitalver¬ 
kehrskontrollen, in die Monte Carlos 
dieser Welt transferiert werden. Bei 
Vermögen in den 60-70 Finanzoasen 
der Erde in Höhe der Wirtschafts¬ 
leistung von EU plus USA geht es 
selbstredend um weit mehr als Steu¬ 
erhinterziehung. Mit ihnen wird Welt¬ 
finanzpolitik gemacht. 

Die Französische Revolution hatte 
die Grimaldis noch enteignet und 
Honore III. in den Knast gesteckt. 
Etwas Ähnliches brauchen ihre mo¬ 
dernen Erben selbst von Knete- 
Peers „Kavallerie von Fort Yuma“ 
kaum befürchten. Auch wenn Wolf¬ 
gang Schäuble nun „Wasser auf un¬ 
sere Mühlen“ zu erkennen glaubt, 
und offenbar auf Munition für seine 
neue Euro-Rettungsstrategie (Bail¬ 
in) hofft. Ohne eine breite Bewegung 
von Unten dürfte der Datensatz eher 
zur Munitionskiste gegen tote „Play¬ 
boys“ geraten, denen man die Bardot 
nicht verzeiht, und zum ultimativen 
Beweis, dass alles was links von Ange¬ 
la Merkel steht, auch Dreck am Ste¬ 
cken hat. 


Die Pflicht einen Krieg 
in Korea zu verhindern 


Vor einigen Tagen habe ich mich auf 
die großen Herausforderungen bezo¬ 
gen, denen sich die Menschheit heu¬ 
te gegenüb ersieht. Das intelligente 
Leben auf unserem Planeten ist vor 
rund 200.000 Jahren entstanden, so¬ 
fern nicht neue Entdeckungen etwas 
Anderes belegen. 

Die Existenz intelligenten Lebens ist 
nicht mit der Existenz von Leben zu 
verwechseln, das in seinen elementa¬ 
ren Formen in unserem Sonnensys¬ 
tem vor Millionen von Jahren ent¬ 
standen ist. 

Es gibt eine praktisch unendliche 
Zahl von Lebensformen. In der 
hochentwickelten Arbeit der wich¬ 
tigsten Wissenschaftler der Welt ist 
die Idee entstanden, die Geräusche 
zu reproduzieren, die beim Big Bang, 
beim Urknall, vor 13,7 Milliarden 
Jahren entstanden sind. 

Diese Einleitung wäre zu lang, wenn 
sie nicht dazu dienen würde, die Be¬ 
deutung eines so unglaublichen und 
absurden Ereignisses zu erklären, wie 
es die auf der koreanischen Halbin¬ 
sel entstandene Lage ist, einem geo¬ 
graphischen Gebiet, in dem sich fast 
fünf Milliarden der sieben Milliarden 
Menschen, die derzeit diesen Planeten 
bevölkern, konzentrieren. Es ist eine 
der größten Gefahren eines Atom¬ 
krieges seit der Oktoberkrise 1962 
um Kuba vor 50 Jahren entstanden. 
1950 brach dort ein Krieg aus, der 
Millionen Menschenleben forder¬ 
te. Gerade einmal fünf Jahre zuvor 
waren zwei Atombomben über den 
wehrlosen Städten Hiroshima und 
Nagasaki explodiert, die in Minuten 
Hunderttausende Personen töteten 
und auslöschten. 

Auf der koreanischen Halbinsel 
wollte General Douglas MacArthur 
Atomwaffen gegen die Demokrati¬ 
sche Volksrepublik Korea einsetzen. 
Nicht einmal Harry Truman erlaubte 
ihm das. 


Den Angaben zufolge verlor die 
Volksrepublik China eine Million 
tapfere Soldaten, um zu verhindern, 
dass an der Grenze dieses Landes 
zu ihrem Heimatland eine feindli¬ 
che Armee stationiert werden würde. 
Die UdSSR ihrerseits lieferte Waffen, 
Luftunterstützung, technologische 
und wirtschaftliche Hilfe. 

Ich hatte die Ehre, Kim II Sung ken¬ 
nenzulernen, eine historische, offen¬ 
sichtlich mutige und revolutionäre 
Persönlichkeit. 

Wenn dort ein Krieg ausbricht, wür¬ 
den die Völker beider Seiten der 
Halbinsel in schrecklicher Weise 
geopfert, ohne Nutzen für irgend¬ 
einen von ihnen. Die Demokrati¬ 
sche Volksrepublik Korea hat sich 
gegenüber Kuba immer freund¬ 
schaftlich verhalten, so wie es Kuba 
ihr gegenüber immer war und blei¬ 
ben wird. 

Jetzt, da sie ihre technischen und wis¬ 
senschaftlichen Fortschritte demons¬ 
triert hat, erinnern wir sie an ihre 
Pflichten gegenüber den Ländern, 
die immer ihre großen Freunde ge¬ 
wesen sind. Es wäre nicht gerecht zu 
vergessen, dass ein solcher Krieg in 
besonderer Weise mehr als 70 Pro¬ 
zent der Bevölkerung des Planeten in 
Mitleidenschaft ziehen würde. 

Wenn dort ein Konflikt dieser Art 
ausbrechen würde, würde die Re¬ 
gierung von Barack Obama in ihrer 
zweiten Amtszeit unter einer Sintflut 
von Bildern begraben werden, die 
ihn als die verhängnisvollste Per¬ 
sönlichkeit in der Geschichte der 
Vereinigten Staaten zeigen würden. 
Die Pflicht, es zu verhindern, ist auch 
die seine und die des Volkes der Ver¬ 
einigten Staaten. 

Fidel Castro Ruz 

(„Reflexion“ von Fidel Castro Ruz , 
4. April 2013, 

Übers.: Redglobe) 
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„Der VS ist in Wirklichkeit ein Systemschutz““ 

Linke-Politikerin fordert Abschaffung der Inlandsgeheimdienste. UZ-lnterview mit Kerstin Köditz 


Markus Bernhardt: Derzeit läuft vor 
dem Amtsgericht Dresden der Prozess 
gegen den Jenaer Jugendpfarrer Lothar 
König. Die Staatsanwaltschaft wirft dem 
59jährigen vor, sich bei den gegen einen 
Neonaziaufmarsch gerichteten Protes¬ 
ten im Februar 2011 in der sächsischen 
Landeshauptstadt des schweren auf¬ 
wieglerischen Landfriedensbruches, 
der versuchten Strafvereitlung und der 
Beihilfe zum Widerstand gegen Polizis¬ 
ten schuldig gemacht zu haben. Damals 
hatten sich mehr als 20 000 Nazigegner 
in Dresden versammelt und einen Auf¬ 
marsch von rund 2 000 Neofaschisten 
verhindert. Wie bewerten Sie das Ver¬ 
fahren? 

Kerstin Köditz: Um Karl Kraus zu per¬ 
siflieren: Zur sächsischen Justiz fällt 
mit nichts mehr ein. Wer Lothar König 
auch nur ein wenig kennt, wer seine Ju¬ 
gendarbeit einmal erlebt hat, weiß, dass 
die gegen ihn erhobenen Vorwürfe ab¬ 
surd sind. Lothar König lebt und pre¬ 
digt Gewaltfreiheit. Er sagt aber auch 
genauso freimütig, dass er gewaltfreien 
zivilen Ungehorsam für legitim und - 
wie im Fall der Naziaufmärsche in 
Dresden - zuweilen auch für notwen¬ 
dig hält. Im Freistaat Sachsen sind je¬ 
doch keine mündigen Bürgerinnen und 
Bürger erwünscht, sondern hier fordert 
die „Obrigkeit“ Untertanengeist. Wer 
den nicht aufbringt, wird schnell zum 
Staatsfeind erklärt. 

Markus Bernhardt: Die sächsische 
Justiz ist mittlerweile - weit über die 
Landesgrenzen des Freistaates hin¬ 
aus - dafür bekannt, antifaschistisches 
Engagement mit allen Mitteln zu krimi¬ 
nalisieren. Selbst Bundestagsvizepräsi¬ 
dent Wolf gang Thierse (SPD) kritisierte 
die Zustände kürzlich als „ besorgniser- 
regend “. Wie erklären Sie sich diesen 
auffälligen Verfolgungseif er der Justiz, 
zumindest, wenn es gegen Finke geht? 

Kerstin Köditz: Die hiesige Gerichts¬ 
barkeit macht immer wieder dadurch 
von sich reden, dass sie offenbar durch 
vordemokratische Denkmuster geprägt 
ist. Es fehlt zwar die schon recht ange¬ 
staubte Komik, doch gelegentlich füh¬ 
le nicht nur ich mich in die Zeiten des 
„Königlich Bayerischen Amtsgerichts“ 
zurückversetzt. Immer, wenn ich glau¬ 
be, dass es schlimmer oder absurder 
nicht mehr kommen kann, widerlegt 
mich die sächsische Justiz. Nach der 
Beschlagnahmeaktion von Plakaten 
zu den Blockadeaktionen in Dresden 
kam die sächsische Haussuchung im 
thüringischen Jena bei Lothar König. 
Nach dem hanebüchenen Prozess ge¬ 
gen den ehemaligen Linken-Fraktions- 
chef Andre Hahn wegen „Rädelsfüh¬ 
rerschaft“ kam das Skandalurteil gegen 
Tim H. von 22 Monaten Haft ohne Be¬ 
währung. Und jetzt stellte sich kurz vor 
Prozessbeginn heraus, dass Lothar Kö¬ 
nig entlastendes Material unter dubi¬ 
osen Umständen zurückgehalten wor¬ 
den war. Eine Demokratisierung der 
sächsischen Justiz ist längst überfällig. 



Kerstin Köditz ist Sprecherin für anti¬ 
faschistische Politik der sächsischen 
Linksfraktion. 


Markus Bernhardt: Im Gegensatz zum 
Vorgehen gegen Finke ließen sächsische 
Richter im Verfahren um die militante 
neofaschistische Organisation „Sturm 
34“ Milde walten ... 

Kerstin Köditz: ... nachdem vor dem 
Revisionsverfahren zunächst die Ak¬ 
ten über Monate verschwunden wa¬ 
ren, was sich strafmildernd auswirken 
musste. Was von den dort festgestellten 
guten Sozialprognosen zu halten ist, 
sieht man bei einem Angeklagten, der 
jetzt seine Nachbarn im Bodenseeraum 
terrorisiert. Dabei ist der „Sturm 34“ 
nur ein Beispiel für die Milde der hie¬ 
sigen Justiz gegen Neonazis. Gelegent¬ 
lich tauchen dann sogar Straftaten von 
Neonazis in der Rubrik „politisch mo¬ 
tiviert - links“ auf. Das gibt es - glück¬ 
licherweise - nur in Sachsen. 

Markus Bernhardt: Auch die Mitglieder 
des „Nationalsozialistischen Untergrun¬ 
des“ (NSU) konnten sich in Sachsen 
vollkommen unbehelligt, wenn nicht gar 
mit Unterstützung der sogenannten Si¬ 
cherheitsbehörden, bewegen. Wie konn¬ 
te es überhaupt zu solchen Zuständen 
kommen? 

Kerstin Köditz: Sowas kommt von so¬ 
was. Die erfolgreiche „Soko Rex“ wur¬ 
de genau zu jener Zeit personell bis zur 
Funktionsunfähigkeit beschnitten, als 
der NSU nach Sachsen kam und das 
militante Neonazispektrum eine neue 
Höchstzahl erreicht hatte. Das Landes¬ 
amt für Verfassungsschutz war ohne¬ 
hin nie James Bond, sondern eher „Die 
nackte Kanone 33 1/3“. 

Markus Bernhardt: Kürzlich wurde 
aufgedeckt, dass der frühere NPD- 
Landtagsabgeordnete Peter Klose für 
den „ Verfassungsschutz“ gespitzelt hat. 
Zugleich findet sich der Neonazi auf 
der Liste von Unterstützern des NSU, 
die kürzlich dem Bundestagsuntersu¬ 
chungsausschuss vorgelegt wurde. Ha¬ 
ben wir es mit einem Einzelfall zu tun? 

Kerstin Köditz: Es wimmelte im Um¬ 
feld des NSU von Spitzeln. Die „Frank¬ 


furter Rundschau“ sprach kürzlich von 
24. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis 
weitere Namen bekannt werden. Der 
Generalbundesanwalt geht weiter¬ 
hin von der Einzeltäterthese aus. Da¬ 
bei sprach man zuerst von 38 Unter¬ 
stützern, dann von 100, jetzt von 129. 
Und morgen? Auch auf Bundesebene 
nähern sich die Behörden nur scheib¬ 
chenweise der Realität an. 

Markus Bernhardt: Also kann in Sa¬ 
chen „NSU“ keineswegs von einer Se¬ 
rie von Pleiten, Pech und Pannen der 
Inlandsgeheimdienste und Polizeibe¬ 
hörden gesprochen werden? 

Kerstin Köditz: Eher von Schreddern, 
Spitzeln, Staatsversagen. Bei diesem 
Thema wuchern ohnehin Verschwö¬ 
rungstheorien. Das Verhalten aller be¬ 
teiligten Behörden in Vergangenheit 
und Gegenwart scheint darauf ausge¬ 
richtet, das Entstehen solcher Kon¬ 
strukte noch zu befördern. Aber im 
Ernst: bereits jetzt steht für mich fest, 
dass es um die Analysefähigkeit der 
Inlandsgeheimdienste schlecht, sehr 
schlecht bestellt ist. 

Markus Bernhardt: Welche Konsequen¬ 
zen fordern Sie aus den Enthüllungen? 

Kerstin Köditz: Für mich ist im Verlauf 
der vergangenen 18 Monate immer 
deutlicher geworden, dass diese Ge¬ 
heimdienste nicht reformierbar sind. 
Man kann sie nur abschaffen. Sie sind 
ein Fremdkörper in der Demokratie. 
Als Mitglied der Parlamentarischen 
Kontrollkommission weiß ich nur zu 
genau, dass eine effektive Kontrolle 
der Geheimdienste nicht möglich ist. 
Der angebliche Verfassungsschutz ist 
in Wirklichkeit ein „Staatsschutz“, ein 
Systemschutz. 

Markus Bernhardt: Also sollten die 
Inlandsgeheimdienste allesamt abge¬ 
schafft werden? 

Kerstin Köditz: Ja, ohne Wenn und 
Aber. Wenn Straftaten vorliegen, dann 
ist ohnehin die Polizei zuständig. Ist das 
nicht der Fall, dann ist es durch die Mei¬ 
nungsfreiheit gedeckt. Wir brauchen 
keine Gedankenpolizei. 

Natürlich muss dann darauf geachtet 
werden, dass sich die Polizei keine Ge¬ 
heimdienstbefugnisse anmaßt. Aber 
Polizei ist allemal leichter zu kontrol¬ 
lieren als ein Geheimdienst. 

Wenn in Sachsen der „Verfassungs¬ 
schutz“ fast 200 hauptamtliche Mitar¬ 
beiter hat, dann kann man das Geld für 
diese wahrlich sinnvoller verwenden. 
Wir als Linke fordern stattdessen die 
Errichtung eines unabhängigen For¬ 
schungsinstituts, das alle Formen grup¬ 
penbezogener Menschenfeindlichkeit 
und der Ideologien der Ungleichwer¬ 
tigkeit untersuchen soll. Wenn man 
wirklich realistische Ergebnisse erhal¬ 
ten will, dann ist Staatsferne dafür un¬ 
abdingbare Voraussetzung. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Bedeutende deutsche Rüstungsexporte (seit 2000) 


Juni 2000: 

1200 Panzerfäuste an Saudi-Arabien 

Dezember 2002: 

Lieferung von Fuchs-Transportpanzern nach Israel 

September 2004: 

20 Radpanzer des Typs Fuchs in den Irak 

Oktober 2004: 

Export von U-Booten nach Israel 

November 2005: 

Verkauf von 298 gebrauchten Leopard-2-Panzern in die 
Türkei / Lieferung von zwei Dolphin-U-Booten nach Israel 

Juni 2006: 

Verkauf von 150 Dingo 2 (Allschutz-Transport-Fahrzeug) 
an Israel 

Mai 2009: 

Lieferung von 36 Leopard-2-Kampfpanzern an Katar und 
im Sommer 2009 24 Panzerhaubitzen 2000. 

April 2010: 

Lieferung von 3 ME KO-Korvetten nach Israel 

Juli 2011: 

Export von 200 deutschen Leopard 2A7+ nach Saudi-Ara¬ 
bien. Saudi-Arabien hatte im benachbarten Bahrain kurz 
zuvor mit Panzern an der Unterdrückung von Demonstra¬ 
tionen teilgenommen 

September 2011: 

Bei Libyens Regierungstruppen werden neue G36-Sturm- 
gewehre (Heckler & Koch) entdeckt. Die Waffen tragen ei¬ 
nen aufgestanzten Bundesadler sowie die Württemberger 
Geweihstange als Kennzeichen des Beschussamtes Ulm. 

Juli 2012: 

Indonesien will 100 gebrauchte Leopard 2 für rund 
280 Millionen US-Dollar kaufen. Kanzlerin Merkel befür¬ 
wortet das Geschäft. 

Juli 2012: 

Saudi-Arabien will 60 Eurofighter kaufen. 

September 2012: 

Ägypten schließt einen Vertrag über die Lieferung von 
zwei U-Booten der Klasse 209 ab. 

November 2012: 

Das algerische Verteidigungsministerium bestellt zwei 
Deutsche Fregatten, die Bundesregierung übernimmt eine 
Bürgschaft in Höhe von 2,13 Milliarden Euro. 

Dezember 2012: 

Saudi-Arabien bekundet Interesse an mehreren hundert 
Radpanzern vom Typ Boxer. 

Dezember 2012: 

Abschussgeräte für Panzerfäuste und bunkerbrechende 
Munition an Israel. 




Sofortiger Stopp aller 
Rüstungsexporte! 


A m 26. Februar „verlieh“ die 
Kampagne „Aktion Aufschrei - 
Stoppt den Waffenhandel!“ 
zu deren Trägerorganisationen die 
IPPNW (Internationale Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges, Ärzte in 
sozialer Verantwortung) zählt, in Ber¬ 
lin der Bundesregierung für ihre zwei¬ 
felhaften Verdienste beim Rüstungs¬ 
export die Skulptur „Unsere Waffen 
töten“ Die Skulptur (siehe Foto oben 
links) steht eine entknotete Fassung 
des berühmten Friedenssymbols der 
verknoteten Pistole dar, einer Skulp¬ 
tur, die als Friedenssymbol seit 1988 
vor dem Hauptsitz der Vereinten Na¬ 
tionen in New York steht. Eine Replik 
seiner Skulptur hatte der schwedische 
Künstler Reuterswärd im Jahr 2005 der 
Bundesregierung als Anerkennung für 
ihre Nichtbeteiligung am Irakkrieg ge¬ 
schenkt. 

Inzwischen ist Deutschland wieder an 
Kriegen in aller Welt beteiligt - und 
hat vor allem seine Rüstungsexporte 
in Krisenregionen ausgeweitet. 

Daran wird sich, wenn der Widerstand 
nicht größer wird und die Forderung 
nach sofortigem Stopp aller Rüstungs¬ 
exporte der Bundesrepublik lauter, si¬ 
cher auch künftig nichts ändern, auch 
wenn kurz nach der Abstimmung über 
eine Resolution zu einem ersten globa¬ 
len Abkommen über den Waffenhan¬ 
del (ATT) in der UN-Voll Versammlung 
am 2. April Außenminister Westerwel¬ 
le tönte, Deutschland werde sich mit 
Nachdruck dafür einsetzen, dass das 
Abkommen so schnell wie möglich in 
Kraft treten könne. 

154 Uno-Mitgliedstaaten, darunter 
Deutschland, hatten dem Abkommen 
in der Vollversammlung zugestimmt. 
23 Delegationen - darunter die aus den 
großen Waffenexportländern Russland 
und China, Nummer zwei und fünf auf 
der Liste der größten Waffenexporteu¬ 
re - enthielten sich. Der Iran, Nord¬ 
korea und Syrien hatten dagegen ge¬ 
stimmt. 

Der Vertrag verbietet die Ausfuhr von 
Waffen in andere Staaten, wenn die 
Rüstungsgüter bei Völkermord, Ver¬ 
brechen gegen die Menschlichkeit oder 
Kriegsverbrechen eingesetzt werden 
könnten. Ebenso sollen Staaten die 
Ausfuhr von Waffen verbieten, wenn 
deren Einsatz das humanitäre Völ¬ 
kerrecht oder „die Menschenrechte“ 
ernsthaft verletzen könnte. Auch dür¬ 
fen Rüstungsgüter nicht an „Terroris¬ 


ten oder Kriminelle“ geliefert werden. 
Was aber „Menschenrechte“ sind oder 
wer als „Terrorist“ oder „Krimineller“ 
gilt, bleibt dabei unbestimmt, wird also 
von der jeweiligen Interessenlage ab- 
hängen. 

Geplant ist auch der Aufbau von Kon- 
trollsystemen zur Regulierung des 
Exports etwa von Munition und Waf¬ 
fenteilen. Die Vereinbarung erstreckt 
sich auf Panzer, bewaffnete Fahrzeu¬ 
ge, schwere Artilleriesysteme, Kampf¬ 
flugzeuge und -hubschrauber, Kriegs¬ 
schiffe, Raketen und Raketenwerfer. 
Auch leichte und kleine Waffen sind 
genannt. Truppentransporter oder 
Handgranaten werden jedoch nicht 
erfasst. Das Abkommen, so Friedens¬ 
forscher, „hinkt“ dem technologischen 
Fortschritt hinterher. 

Der Vertrag kann zudem erst in Kraft 
treten, wenn er durch die einzelnen 
UN-Mitgliedsstaaten unterzeichnet 
wurde. Und schon das wird ein Prob¬ 
lem - nicht nur weil diese Prozedur Jah¬ 
re dauern wird .... 

Zudem sind nach Einschätzung von 
UNO-Diplomaten die Regelungen 
des ATT schwächer als die Export¬ 
bestimmungen Deutschlands und der 
EU. Haben aber diese „starken“ Ex¬ 
portbestimmungen bislang Waffenex¬ 
porte Deutschlands noch anderer EU- 
Länder verhindert? Die Lieferungen in 
Krisengebiete gehen weiter ... 

In Deutschland, hinter den USA und 
Russland drittgrößter globaler Rüs¬ 
tungsexporteur, scheine es den „kla¬ 
ren Willen zur Lieferung größerer 
Rüstungsmengen zu geben“, erklärte 
im Zusammenhang mit dem jüngsten 
Bericht des Stockholmer Friedensfor- 
schunggsinstituts (SIPRI) kürzlich SI- 
PRI-Experte Pieter Wezeman - selbst 
wenn politische Bedenken dem entge¬ 
genstünden. 

Die EU ist mit 35 Prozent Anteil am 
Weltmarkt noch vor den USA der 
größte Rüstungsexporteur der Welt. 
Die EU-Partner Deutschlands Frank¬ 
reich und Großbritannien belegen im 
nationalen Ranking der größten Rüs¬ 
tungsexporteure die Plätze vier und 
sechs. 

Die großen Rüstungskonzerne und 
Händler des Todes werden sich das 
Geschäft gewiss nicht verbieten lassen. 
Nach Einbrüchen in den letzten Jahren 
aufgrund der Krise geht die Jagd nach 
Maximalproüt weiter ... nh 


Die fünf größten 
Rüstungsexporteure 
(2008-2012) [SIPRI] 


USA: 30% 

Russland: 26% 

Deutschland: 7% 

Frankreich: 6% 

China: 5% 


Zwischen 2007 und 2011 erreichten 
die EU-Staaten insgesamt einen Ex¬ 
portanteil von mehr als dreißig Pro¬ 
zent und liegen damit knapp vor den 
USA (isw) 

Die fünf größten 
Waffenimporteure 
(2008-2012) [SIPRI] 


Indien: 12% 

China: 6% 

Pakistan: 5% 

Südkorea: 5% 

Singapur: 4% 

Deutsche Waffenexporte 
gingen nach: 

Europa: 35% 

Süd-Ost-Asien/Ozeanien: 31% 

Nord-/Südamerika: 17% 

NaherOsten: 14% 

Sonstige 3% 

Größte Abnehmerländer 
(Stand 2012): 

Griechenland: 10% 

Südkorea: 10% 

Spanien: 8% 


Griechenland kaufte unter anderem 
vier U-Boote und insgesamt 1640 Le¬ 
opard-Panzer. U-Boote, Panzer und 
die dafür nötigen Kredite kamen aus 
Deutschland, dessen Politiker gerne 
behaupten, die Griechen lebten über 
ihre Verhältnisse (isw). 

135 Länder sind Kunden der deut¬ 
schen Rüstungsindustrie (waffen- 
exporte.org): rund 100 sogenann¬ 
te Drittläder, 25 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union und 12 der 
Gruppe der Nato-Länder bzw. Nato- 
Mitgliedern gleichgestellten Länder. 

Umsatz der größten deutschen 
Waffenhersteller (Anteil der 
Rüstungsgüter in US-Dollar) 

European Aeronautic Defence and 
Space Company (EADS, gemein¬ 
sam vor allem mit Frankreich): 
16,36 Mrd. - Platz 7 der weltweit 
größten Waffen ex porteure 
Rheinmetall: 2,66 Mrd.- Platz 31 
Krauss-Maffei Wegmann: 1,59 Mrd.- 
Platz 53 

Thyssen-Krupp: 1,34 Mrd. - Platz 56 
Diehl Defence: 1,21 Mrd. - Platz 63 
Quelle: waffenexporte.org, Stand 2010 

Umfang der deutschen 
Waffenexporte 

Im Jahr 2011 wurden Kriegswaffen 
im Wert von 1,285 Mrd. Euro expor¬ 
tiert. (Zum Vergleich: Im Jahr 2010: 
2,119 Mrd., im Jahr 2009:1,34 Mrd.) 
Quelle: isw 


Bilder: 

Bild 1: Aktion der Kampagne „Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!“ am 
26.2.2013. 

Bild 2: Protest gegen Panzerexporte Berlin Kanzleramt 2011. 

Bild 3: DSEi Arms Fair 2009 in London. Auf dem Poster der Rüstungsfirma steht 
unter anderem: „Der Erfolg unserer Kunden ist unsere Mission“. 

Bild 4: G36-HK-Sturmgewehr von Heckler & Koch. 
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Verloren, aber nicht vergebens gekämpft 

Vor 50 Jahren wurde Willi Meyer-Buer (KPD) erneut verurteilt 


A m 20. Mai 1963 gerade mal 18 Jahre nach 
der Befreiung Deutschlands vom Faschis¬ 
mus verurteilte das Landgericht Bremen 
Willi Meyer-Buer „im Namen des Volkes“ zu 
acht Monaten Gefängnis mit fünfjähriger „Be¬ 
währung“ Das einzige „Vergehen“ des stadtbe¬ 
kannten Kommunisten und antifaschistischen Wi¬ 
derstandskämpfers: er hatte trotz KPD-Verbot als 
Einzelbewerber bei der Bundestagswahl 1961 in 
Bremen kandidiert. 

Dieser erneute Prozess gegen ihn steht am An¬ 
fang der Lebenserinnerungen von Willi Meyer- 
Buer, die er bis in die 1980er Jahre niedergeschrie¬ 
ben, auf zahlreichen Veranstaltungen vor allem 
vor Jugendlichen vorgetragen, aber zu Lebzeiten 
nicht veröffentlicht hat. Der 50. Jahrestag dieses 
Prozesses ist für uns der äußere Anlass, diese Le¬ 
benserinnerungen von Willi Meyer-Buer jetzt zu 
veröffentlichen. Den inhaltlichen Grund formu¬ 
lierte Willi Gerns anlässlich des 100. Geburtsta¬ 
ges des kommunistischen Widerstandskämpfers, 
langjährigen Fraktionsvorsitzenden der KPD in 
der Bremischen Bürgerschaft, Mitbegründers der 
DKP und langjährigen Bezirksvorstandsmitglie¬ 
des im Land Bremen: „ Es ist und bleibt die Ver¬ 
pflichtung der heute lebenden und nachfolgenden 
kommunistischen Generationen, die Erinnerung 
an den kommunistischen antifaschistischen Wi¬ 
derstand und seine Träger gegen alle Versuche 
der Geschichtsrevisionisten, ihn zu ignorieren 
oder zu relativieren, offensiv zu verteidigen und 
wach zu halten.“ 

Willi Meyer-Buer hat bis zu seinem Tod am 
13. Juli 1997 für eine Welt des Friedens und des 
Sozialismus gewirkt und für ein anderes Deutsch¬ 
land gekämpft. Er sei ein „unverbesserlicher 
Kommunist“, vor dem die Volksgemeinschaft ge¬ 
schützt werden müsse, donnerte 1934 der Staats¬ 
anwalt in Hamm den erst 22jährigen von den Fol¬ 
terknechten der Gestapo geschundenen Häftling 


an. Drei Jahrzehnte später meinte der Staatsan¬ 
walt des Landgerichts in Bremen fast wort gleich: 
Meyer-Buer „ist ein unbelehrbarer, fanatischer 
Anhänger der KPD“. Am 30. April 1911 in Gel- 
senkirchen-Buer geboren, wurde Willi Meyer- 
Buer mit 20 Jahren Mitglied des KJVD und der 
KPD. Schon bald nach dem 30. Januar 1933 ging 
der junge Kommunist in die Illegalität. Der ers¬ 
te Teil seiner Lebenserinnerung umfasst die Zeit 
des Faschismus, in der er sieben Jahre in verschie¬ 
denen Zuchthäusern bzw. Konzentrations- und 
Arbeitslagern verbracht hat. Die Solidarität sei¬ 
ner kommunistischen Mithäftlinge, aber auch 
die Freundschaft mit sozialdemokratischen Lei¬ 
densgenossen halfen ihm, diese dunkle Odyssee 
zu überstehen. Zugleich hat er, z.B. als Kalfaktor 
im Zuchthaus Münster, unter Gefahr für das ei¬ 
gene Leben, zum Überleben kranker und gefähr¬ 
deter Kameraden beigetragen. 

Nach der Befreiung vom Faschismus engagierte 
Willi sich sofort in der Kampfgemeinschaft gegen 
den Faschismus, beim Aufbau der KPD und der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes. Er 
wirkte mit bei Erarbeitung der Bremischen Lan¬ 
desverfassung und in einer Arbeitsgruppe für das 
Grundgesetz. Willi Meyer-Buer war ein heraus¬ 
ragender kommunistischer Parlamentarier. Von 
1946 bis 1959 gehörte er dem bremischen Parla¬ 
ment an, zehn Jahre der Landesbürgerschaft und 
nach dem Verbot der KPD 1956 noch drei Jahre 
der Stadtbürgerschaft als „Unabhängiger Sozia¬ 
list“. Diese Jahre stehen im Zentrum des zweiten 
Teiles seiner Lebenserinnerungen. Als Anhang 
drucken wir neben einigen Zeitungsausschnitten 
im Faksimile eine Broschüre nach, mit der die 
Bremer KPD-Fraktion 1954 öffentlich Rechen¬ 
schaft über vier Jahre Parlamentsarbeit abgelegt 
hat. 

Als Fraktionsvorsitzender der KPD hat Willi 
Meyer-Buer mit polemischer Schärfe und wir¬ 


kungsvollem Witz manchen Strauß mit Antikom¬ 
munisten und anderen Widersachern ausgefoch- 
ten. Dabei hat er sich Ansehen bei „Freund und 
Feind“ erworben, wie Heinrich Hannover in sei¬ 
nem Geleitwort zu diesem Buch schreibt. Willi 
Meyer-Buer kämpfte von der Parlamentstribüne 
wie in Aktionen auf der Straße unermüdlich für 
die Anliegen der Werft- und Hafenarbeiter, der 
Kriegsopfer, Parzellenbewohner sowie kleinen 
Haus- und Grundstückseigentümern - die sich 
z.B. am „Großen Blink“ in Bremerhaven dage¬ 
gen wehrten, sich durch die Errichtung amerika¬ 
nischer Kasernenbauten vertreiben zu lassen. In 
der Literatur über die Geschichte der Bremischen 
Bürgerschaft kommen selbst bürgerliche Chro¬ 
nisten nicht umhin, den kommunistischen Abge¬ 
ordneten und besonders ihrem Fraktionsvorsit¬ 
zenden zu bescheinigen, sie haben „in den fünf¬ 
ziger Jahren die Möglichkeiten der politischen 
Ausstrahlung vom Podium des Parlamentes aus 
weit über ihre Verhältnisse in Anspruch genom¬ 
men, ja bis zum Letzten ausgenutzt“. Der KPD- 
Fraktionsvorsitzende habe „sicher in der Dikti¬ 
on, routiniert und geschliffen, ja mitunter brilliant 
als Redner“ seine Aufgabe erfüllt. Dabei gelang 
es in dieser Parlamentsarbeit auch an wichtigen 
Schnittpunkten der Entwicklung - z.B. bei Bür¬ 
gerschaftsentscheidungen gegen Adenauers Re¬ 
militarisierung Übereinstimmungen zwischen So¬ 
zialdemokraten und Kommunisten zum Tragen 
zu bringen. Wesentlichen Anteil daran hatte Wil¬ 
li durch sein im gemeinsamen Kampf während 
der Nazi-Diktatur entstandenes vertrauensvol¬ 
les Verhältnis zu vielen Sozialdemokraten, von 
dem er sich auch nicht durch den Antikommu¬ 
nismus der SPD-Führung in der Zeit des Kalten 
Krieges abbringen ließ. Und es zeugt von Größe 
und Bescheidenheit, wenn Willi Meyer-Buer am 
Ende schreibt: „Die Geschichte meiner Partei ist 
die Geschichte des Kampfes gegen Krieg und Fa¬ 


schismus, verkörpert im Leben überzeugter und 
opferbereiter Genossen. Ich bin einer von vielen, 
die durch ihren Widerstandskampf der kommu¬ 
nistischen Partei Deutschlands einen historisch 
unvergänglichen Namen gegeben haben.“ 

Willi Meyer-Buer, Der verlorene Kampf. 

... aber er war nicht vergebens. 
Lebenserinnerungen, Mit einem Geleitwort von 
Heinrich Hannover, Neue Impulse Verlag, 2013, 
ca. 300 Seiten, ca. 19,80 Euro 


Auslieferung im Mai 2013 



„...eine Zierde der Demokratie/' 

Leseprobe aus den Erinnerungen von Willi Meyer-Buer 



M eine Partei, die Kommunistische Partei 
Deutschlands, die im Kampf gegen den 
deutschen Faschismus die größten Opfer 
hatte bringen müssen und der ich seit 1931 ange¬ 
hörte, war auf Betreiben der Regierung des Bun¬ 
deskanzlers Adenauer (CDU) am 17. August 1956 
erneut verboten worden. Als die Bundestagswah¬ 
len 1961 bevorstanden, befand sich die KPD also 
zum wiederholten Male in der Illegalität, bereits 
wieder seit fünf Jahren. Sie konnte also nicht zum 
Bundestag kandidieren. Seit dem Bestehen der 
Bundesrepublik habe ich aber bei jeder Bundes¬ 
tagswahl kandidiert. Ich sah keinen Grund, wa¬ 
rum ich mich trotz des Parteiverbots in meinem 
Wahlkreis nicht auch 1961 bei den Bundestags¬ 
wahlen um ein Mandat bewerben sollte. In der 
Öffentlichkeit war ich als Kommunist bekannt. Es 
gab in den Jahren seit 1945 kein bedeutendes po¬ 
litisches Ereignis im Lande Bremen, an dem ich 
nicht mitbeteiligt war. Seit dem Zusammenbruch 
der faschistischen Gewaltherrschaft hatte ich un¬ 
zählige öffentliche Versammlungen durchgeführt. 
Vor Tarifverhandlungen und anderen wichtigen 
betrieblichen Vorgängen stand ich seit Jahren zu¬ 
sammen mit anderen Genossen vor den Werksto¬ 
ren, um Flugblätter zu verteilen und mit Betriebs¬ 
arbeitern zu diskutieren. 

Als Auftakt zur Wahlkampagne organisierte ich 
mit Hilfe von Genossen und Freunden eine Wahl¬ 
kundgebung. In meiner Rede betonte ich immer 
wieder, dass ich als Kommunist nach wie vor mei¬ 
ne Aufgabe zu erfüllen gedenke. Ein Gerichtsur¬ 
teil gegen meine Partei könne daran nichts än¬ 
dern. Für mich sei kein Gerichtsurteil maßgeblich, 
sondern meine Gesinnung, die mich verpflichtet, 
unter allen Bedingungen für die Partei und ihre 


Politik einzutreten. Es sei mir daran gelegen, gera¬ 
de in der Illegalität mich als aktiven Kommunisten 
zu bekennen, der seine Partei nicht im Stich lässt. 
Mein Auftreten in der Öffentlichkeit mit der Beto¬ 
nung meiner kommunistischen Prinzipien sah ich 
als notwendig an, um zu beweisen: Die KPD lebt 
und arbeitet, trotz Verbot. Unsere Genossen wa¬ 
ren hocherfreut, wieder einmal an einer öffentli¬ 
chen kommunistischen Veranstaltung teilnehmen 
zu können, auf der ein bekannter Parteifunktionär 
sprach. Die Wirkung der Wahlversammlung auf 
unsere Genossen war unbeschreiblich. Das gilt 
auch für parteilose Besucher der Wahlveranstal¬ 
tung, die in der Presse publiziert und durch andere 
Aktivitäten bekanntgemacht wurde. Ich jedenfalls 
tat so, als spiele das Verbot der Partei für mich 
überhaupt keine Rolle und stellte mich auf einen 
interessanten Wahlkampf ein. 

Aber es kam anders. Bei der zweiten Wahlver¬ 
sammlung war vor dem Wahllokal ein Polizeiauf¬ 
gebot aufmarschiert. Mir wurde mitgeteilt, dass 
meine angekündigte Versammlung nicht stattfin¬ 
den würde. Die Besucher durften den Versamm¬ 
lungssaal nicht betreten. Hunderte Menschen vor 
dem Lokal waren verärgert und aufgeregt über 
das Versammlungsverbot, viele gingen nicht nach 
Hause, sondern diskutierten in kleinen und gro¬ 
ßen Gruppen mit unseren Genossen bis in die spä¬ 
ten Abendstunden. 

Meine Versammlung fiel zwar aus, aber die Zei¬ 
tungen berichteten am nächsten Tag ausführlich 
über das Geschehen. So wurden zehntausende 
Bürger durch die Presse darüber informiert, dass 
die KPD noch lebt. Obwohl verboten, war mei¬ 
ne Wahlversammlung, so gesehen, ein Erfolg. Es 
gab zwar keine Wahlversammlungen mehr, aber 
es gab wieder Diskussionsabende mit Wählern, 
und auch die Genossen, die sich bereit erklärten, 
mir zu helfen, haben auf solchen Diskussionsaben¬ 
den die Politik unserer Partei erläutert. Wir Kom¬ 
munisten mögen es nicht, wenn Gerichte uns da¬ 
zwischenreden und uns vorschreiben wollen, was 
wir tun und was wir nicht tun dürfen. Die Folge 
meines eben erst begonnenen Wahlkampfes ließ 
nicht lange auf sich warten. Ich erhielt eine An¬ 
klage wegen Unterstützung der verbotenen KPD. 
Sie war dem Inhalt nach die gleiche Begründung, 
die mir unter Hitler schon zweimal eine Zucht¬ 
hausstrafe eingebracht hatte. Die historische Kon¬ 
tinuität von Hitler bis Adenauer und seinem Re¬ 
gime war offenkundig. Die gleichen Mentalitäten, 
dokumentiert in der Anklagebegründung, waren 
nicht zu übersehen. 

Die Staatsanwaltschaft ahnte jedoch nicht, welche 
Folgen das für sie haben würde. Als Widerstands¬ 
kämpfer gegen Hitler hatte ich einen Namen, 
nicht nur in Bremen. Bekannte Persönlichkeiten 


und selbstverständlich auch die illegale Partei¬ 
leitung organisierten eine Kampagne gegen die 
Eröffnung des Gerichtsverfahrens. Dem Gericht 
gingen zu: Protesttelegramme des Erzbischofs von 
Canterbury, vom Bergarbeiterverband in Wales 
(Großbritannien), von Gewerkschaftsorganisa¬ 
tionen Frankreichs und Italiens, von internatio¬ 
nalen Verbänden der Widerstandskämpfer. Ne¬ 
ben vielen anderen Protest- und Solidaritätsbe¬ 
kundungen kam ein Protestschreiben der Bremer 
Polizeigewerkschaft, die es „als eine Schande für 
unsere Demokratie“ bezeichnete, „einen Mann 
wie Meyer-Buer vor Gericht zu stellen“. Das ließ 
sich also alles gut an. Das Gerichtsverfahren ge¬ 
gen mich dauerte etwa drei Wochen. Bei den täg¬ 
lichen Verhandlungen fanden sich im Zuschauer¬ 
raum des Gerichts Bremer Bürger, Vertreter der 
Zeitungen und auch Vertreter des Auslands ein, 
die mit großem Interesse den Verlauf des Verfah¬ 
rens beobachteten ... 


Der Senator für Häfen, Schifffahrt und Ver¬ 
kehr, Dr. Borttscheller (FDP), der ebenfalls als 
Zeuge vor Gericht aussagte, erklärte wörtlich: 
„Wäre er nicht Kommunist, so wäre er eine 
Zierde der Demokratie.“ Richtiger hätte es na¬ 
türlich heißen müssen: „Herr Meyer-Buer ist 
eine Zierde der Demokratie, weil er ein Kom¬ 
munist ist.“ (Willi Meyer-Buer) 


Das Gericht verurteilte mich schließlich nach 
Bekundung persönlicher Sympathien, die oft wie 
Entschuldigungen lauteten, zu einer achtmonati¬ 
gen Gefängnisstrafe mit fünfjähriger Bewährungs¬ 
frist. Ich wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass ich mir in dieser Bewährungsperiode nichts 
zuschulden kommen lassen dürfe, es wurde aufge¬ 
listet, was ich tun und was ich nicht tun darf. Aber 
ich tat, was ich für richtig hielt, nämlich aktiv für 


die Ziele der kommunistischen Politik weiterhin 
einzutreten. Alle im Saal, einschließlich des Ge¬ 
richts, waren davon überzeugt, dass ich genau so 
handeln würde. 

Das Landesamt für Wiedergutmachung in Bre¬ 
men hat sofort nach der Urteilsverkündung mit 
sofortiger Wirkung meine Rechte aus dem Bun¬ 
desentschädigungsgesetz aufgehoben und meine 
Schwerbeschädigtenrente gestrichen. Mein Status 
als Verfolgter des Naziregimes wurde annulliert. 
Obwohl ich durch meinen aktiven Widerstand 
gegen das nationalsozialistische Gewaltregime 
zu den Menschen gehöre, über die es in der Ein¬ 
leitung zum Bundesentschädigungsgesetz heißt: 
„Der aus Überzeugung oder des Glaubens oder 
des Gewissens willen gegen die Nationalsozia¬ 
listische Gewaltherrschaft geleistete Widerstand 
war ein Verdienst um das Wohl des Volkes und 
des Staates.“ 

Zur Erheiterung des Lesers möchte ich noch eine 
Begegnung schildern, die sich nach einiger Zeit 
zugetragen hatte. Ich traf beim Spaziergang ei¬ 
nen der drei Richter des Prozesses. Wir begrüß¬ 
ten uns mit Handschlag freundschaftlich wie gute 
alte Bekannte. Bei der Gelegenheit erzählte er 
mir, dass er vor kurzem in der Sowjetunion ge¬ 
wesen sei und sehr interessante Eindrücke mit¬ 
genommen habe, über die er gern auch in seinem 
Persönlichkeits-und Berufskreis sprechen wolle. 
Daraufhin erwiderte ich scherzhaft: „Na, Sie sind 
mir der Richtige, erst sitzen sie über einen Kom¬ 
munisten zu Gericht, verknacken ihn zu 8 Mona¬ 
ten Gefängnis und dann besteigen sie eine Ver¬ 
kehrsmaschine und fliegen direkt nach Moskau. 
Ihr Vertrauen zu den Kommunisten in der Sow¬ 
jetunion muss deshalb ebenso groß sein wie mein 
eigenes. Es ist schade, dass Ihre Informationsrei¬ 
se nicht schon vor meinem Prozess stattgefunden 
hat, möglicherweise könnte ich Sie dann, obwohl 
als Richter tätig, als meinen Entlastungszeugen 
befragt haben.“ ... 


Karl Steinhardt: Lebenserinnerungen eines Wiener Arbeiters 


Im Januar 2013 jährte sich zum 50. Mal der To¬ 
destag von Karl Steinhardt (1875-1963), einer 
bedeutenden Persönlichkeit der österreichi¬ 
schen und internationalen Arbeiterbewegung. 
Als Buchdruckerlehrling gehörte Steinhardt 
zu den Pionieren der österreichischen Arbeite¬ 
rinnen- und Gewerkschaftsbewegung. Im No¬ 
vember 1918 war er einer der Mitbegründer der 
Kommunistischen Partei Österreichs. Nach der 
Befreiung Wiens im April 1945 amtierte er als 
Wiener Vizebürgermeister und Stadtrat für das 
Wohlfahrtswesen. International ist er vor allem 
durch sein Auftreten am Gründungskongress 
der Kommunistischen Internationale im März 
1919 in Moskau bekannt, als auf seinen Antrag 


hin die Komintern ins Leben gerufen wurde. 
Anlässlich seines 50. Todestages veröffentlicht 
die Alfred Klahr Gesellschaft Steinhardts 1950 
geschriebene „Lebenserinnerungen eines Wie¬ 
ner Arbeiters“. Ihnen vorangestellt ist ein ein¬ 
leitender biographischer Abriss von Manfred 
Mugrauer. 

Karl Steinhardt: Lebenserinnerungen eines Wie¬ 
ner Arbeiters, hg. und eingeleitet von Manfred 
Mugrauer, Wien: Alfred Klahr Gesellschaft 2013 
(Biografische Texte zur Geschichte der österrei¬ 
chischen Arbeiterbewegung, Bd. 7), 320 Seiten, 
mit 39 Abbildungen und Fotos,15 Euro, ISBN 978- 
3-9503137-2-7 
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ich habe genau das getan, was ich 
dachte, dass ich es tun kann“ 

Zum 100. Geburtstag von Stefan Heym 


S tefan Heym löste nicht nur als 
Schriftsteller, sondern durch sein 
politisches Handeln Bewegungen 
aus. Bei Heyms lebenslangen kritischen 
Einlässen auf politische Ereignisse fin¬ 
det man ein prägendes Merkmal: Er 
setzte sich - meist wissend - zwischen 
alle Stühle, geleitet von einer unbe¬ 
dingten Wahrhaftigkeit, die Gerech¬ 
tigkeit suchte und Eltopien fand. Das 
führte auch zwischen Fronten, in ver¬ 
schiedene Länder und politische Syste¬ 
me. Die Existenz „dazwischen“ ist ein 
Thema seiner Bücher, in denen nicht 
die Helden einer einzigen Wahrheit 
im Mittelpunkt stehen, sondern „An¬ 
ti-Helden 4 , 4 wie er selbst sagte. Im Ro¬ 
man „Der König David Bericht“ (1972) 
hat er sein Denkprinzip, seine Absicht 
und die Schwierigkeit im Umgang mit 
den Ergebnissen zum Gegenstand ge¬ 
macht. Der Roman war bei offiziellen 
Stellen der DDR zuerst unerwünscht, 
dann wurde er wenig akzeptiert, war 
aber beliebter Diskussionsstoff und 
Unterrichtsgegenstand an den Uni¬ 
versitäten. In dem „Redaktor“ des 
„einen und Einzigen Wahren und Au¬ 
toritativen, Historisch Genauen und 
Amtlich Anerkannten Berichts“ darf 
man ein Abbild Heyms erkennen. Es 
geht in dem Roman, „einfach gesagt, 
um schöngefärbte Berichte“ wie kürz¬ 
lich in der „Freien Presse“ stand. Man 
konnte den Roman als Hinweis auf 
Verdrängtes aus der DDR-Geschichte 
lesen; aber Heym meinte nie ein ein¬ 
ziges historisches Beispiel, sondern 
allgemein Gültiges: Macht war ihm 
grundsätzlich verdächtig. Der Roman 
ist aktuell: „Schöngefärbte Berichte“ 
beschreiben eine gängige Herrschafts¬ 
methode in der heutigen Bundesrepub¬ 
lik. Die Selbstdarstellungen der Macht 
in der Neuzeit ähneln sich, wiederho¬ 
len sich und sind gegenwärtig, so auch 
in Heyms Roman „Die Architekten“ 
( 2000 ). 

Gestellt in eine Welt, in er es keine ein¬ 
fache und auch keine einzige Wahrheit 
gibt, befinden sich Heyms literarische 
Gestalten zwischen den Fronten. Das 
wurde zu einem seiner Themen, in den 
Romanen „Ahasver“, „Lassalle“ und 
„Radek“ zum Beispiel. Als Satyrspiel 
findet es sich noch einmal im Roman 
„Pargfrider“ (1998), in dem Heym 
auch lächelnd und fragend auf die ei¬ 
gene Existenz blickt. Es sind Variatio¬ 
nen des jüdischen Menschen. In seinem 
„Lassalle“ (1968) beschrieb er die Ti¬ 
telgestalt in solcher Zwischenstellung: 
die Revolution als Schicksal suchend, 
aber nur auf unvollkommene Revolu¬ 
tionen treffend. Ähnliche Erkenntnisse 
betrafen andere literarische Gestalten, 
sie waren aus den eigenen bitteren Er¬ 
fahrungen gewonnen: Er war, wie sein 
Lassalle, „zu spät geboren, oder auch 
zu früh, das war seine Tragödie“. Es ent¬ 
steht der Eindruck, als hätte sein Le¬ 
ben die Illustration zu diesen Biogra¬ 
fien geliefert. 

Der jüdische Kaufmannssohn Helmut 
Flieg wurde 1913 in Chemnitz geboren; 
er starb 2001 nach einem Heinrich-Hei- 
ne-Symposium am Toten Meer in Isra¬ 
el. Er legte auf einem Berliner Gym¬ 
nasium das Abitur ab. Das Chemnitzer 
Gymnasium musste er 1931 verlassen -, 
nachdem er sein erstes Gedicht verfasst 
hatte, das deutsche Militärhilfe in Kri¬ 
sengebieten brandmarkte: „Die Her¬ 
ren exportieren deutsches Wesen/zu 
den Chinesen.“ 

Wie oft bei Heym trifft zu, dass trotz li¬ 
terarischer Schwächen - ihm selbst fehl¬ 
te in dem Gedicht „die Kästner’sche 
Glätte der Form“ - das Gedicht heute 
aktuell ist. Damals schuf es die lebens¬ 
lange Konfrontation: Auf der einen Sei¬ 
te die Nazis, auf der anderen Helmut 
Flieg. Er floh vor den Faschisten und 
wurde Stefan Heym. Als Angehöriger 
der US-Army kehrte er zurück und be¬ 
teiligte sich an der Vernichtung des Fa¬ 
schismus. Der Besatzungsoffizier Heym 
wollte die Deutschen umerziehen und 
lehnte es ab, im Kalten Krieg gegen die 
Sowjetunion zu agitieren. 1952 ging er 


aus den USA in die DDR ins „Asyl“ 
(„Nachruf“), gab wegen der Politik der 
USA sein US-Offizierspatent und sei¬ 
nen Orden zurück. 

Immer begeisterte Stefan Heym sich 
für Revolutionen - besonders für die 
Französische Revolution von 1789 - 
und bedauerte, dass die Deutschen 
keine vollendeten. In seinen Werken ist 
es nachzulesen, von den „Papieren des 
Andreas Lenz“ (1963) bis zu „Schwar¬ 
zenberg“ (1984): „Mein ganzes Werk - 


ich habe versucht, eine Geschichte der 
Revolution zu schreiben, beginnend 
mit der ersten, der Schöpfung, in Ahas¬ 
ver 4 “, brachte er sein Lebenswerk (im 
Gespräch mit Christoph Dieckmann) 
auf einen Nenner. 

Man sollte dieses durch Wahrheit, Mo¬ 
ralität und Ehrlichkeit beeindrucken¬ 
de Lebenswerk nicht überfordern; es 
ist eine politische Unterhaltungslitera¬ 
tur im besten Sinne, nahe dem Journa¬ 
lismus - ihm galt Heyms frühester Be¬ 
rufswunsch und auf diesem Feld hatte 
er erste Erfolge. Es ist Spannungslite¬ 
ratur, oft mit kriminalistischen Vorgän¬ 
gen versehen, Kolportage nicht scheu¬ 
end, von Heym nach den Gesetzen des 
Marktes konzipiert, „wo trifft man auf 
die wenigsten Widerstände?“ („Wie 
,Der Fall Glasenapp 4 entstand“). Welt¬ 
literatur, verwendet man den Begriff im 
Sinne literarischer Qualität, ist es nicht. 
Warum auch? Er wirkt auf dem Feld 
der Spannungsliteratur; seine Bücher 
tragen meist unterhaltende, manchmal 
triviale Züge und geben sich nicht mit 
ästhetischen Reflexionen ab. Er ge¬ 
hört zu den erfolgreichen Autoren des 
20. Jahrhunderts; mit Superlativen wie 
„zu den größten Autoren“ sollte man 
ihn verschonen, um seine Wirkung 
nicht zu beschädigen. Literarische Pa¬ 
rallelen findet man: Er schrieb als Ma¬ 
gisterarbeit „Versuch einer Analyse. 
Atta Troll“. Heinrich Heine war ihm 
als Denker wesensverwandt. Heyms 
lebenslange Neigung zu ihm weist 
ebenso die Richtung wie die Motti aus 
Georg Büchners „Dantons Tod“, die er 
in seinem Roman „Radek“ und an an¬ 
deren Stellen verwendete: Heine und 
Büchner gelten - unabhängig von ihrer 
weltliterarischen Bedeutung - als nam¬ 
hafte Beiträger zum Jungen Deutsch¬ 
land; deren Autoren bieten sich als 


Vergleich zu Stefan Heym an: Es sind 
moralisch lautere Autoren, mit politi¬ 
schen Interessen, die von Utopien, we¬ 
niger von politischen Strategien getra¬ 
gen werden. Will man weitere literari¬ 
sche Bezugsgrößen für Heym nennen, 
wäre es Eugene Sue (1804-1857), des¬ 
sen „Ewiger Jude“ Heym beeinflusste. 
Der Titel eröffnet, ergänzt um „polni¬ 
sche“, den Roman „Radek“ (1995). Wie 
Sue engagierte er sich für die kleinen 
Leute und idealisierte ihre moralischen 


Forderungen, entwickelte er sozialuto¬ 
pische Vorstellungen und entschiede¬ 
nen Atheismus. Wie Sue entwickelte er 
spannende Handlungen und bediente 
sie mit journalistischen Mitteln. Daniel 
Defoe - Heym ähnlich als vielseitiger 
Akteur und Journalist, der das Wort sa¬ 
tirisch zuspitzte, zudem denkverwandt 
als Sozial- und Religionskritiker - hat 
er in „Die Schmähschrift oder Königin 
gegen Defoe“ (1970) ein Denkmal ge¬ 
setzt. Frank Arnau, Lion Feuchtwanger, 
das sind nur einige Namen aus der Ah¬ 
nengalerie Stefan Heyms. 

Er wird ein eindrucksvolles histori¬ 
sches Beispiel bleiben für einen Men¬ 
schen, der konsequent an seiner Idee, 
die er „Traum“ nannte, festhielt; „de¬ 
mokratisch, sozial und produktiv“ (In¬ 
terview 1991) sollte sein Sozialismus 
sein. Mit dieser Verkürzung, dem Ver¬ 
zicht auf das gesellschaftliche Eigen¬ 
tum und Norbert Blüm als Partner ak¬ 
zeptierend, verunsicherte er manchmal 
diejenigen, die politisch seine Partner 
waren. Er war ein Mensch, der an De¬ 
mokratie und daran, sie im Sozialismus 
durchzusetzen, glaubte und feststellen 
musste, dass die Demokratie, in der er 
nach 1989 ungewollt ankam, ihn brüs¬ 
kierte und verunglimpfte. In der DDR 
hatte man sich mit seinen Vorstellun¬ 
gen und auch eigenwilligen Entschei¬ 
dungen auseinandergesetzt, ihn kriti¬ 
siert und angegriffen, auch schikaniert, 
um ihn parallel dazu auszuzeichnen: 
Der scharfen Kritik an der DDR folg¬ 
te 1954 die Wahl zum Mitglied des Vor¬ 
stands der Schriftstellerverbandes; der 
Roman über den 17. Juni („Der Tag X“, 
später: „5 Tage im Juni“) wurde 1956 
verboten und bis 1989 in der DDR 
nicht veröffentlicht, aber Heym bekam 
1956 den Literaturpreis des FDGB und 
andere Auszeichnungen, 1959 einen 


Nationalpreis usw. Sogar grundsätzlich 
gab es diesen Gegensatz: Seine Bücher 
erschienen manchmal nur oder zuerst 
im Westen; Heym selbst aber lebte im 
Osten und wollte dort leben. 

Seine kritische Haltung zur Politik 
in der DDR war dem westdeutschen 
Feuilleton bis 1989 Grund genug, ihn 
als Oppositionellen zu hofieren. Als er 
indessen durch die Wende in der Bun¬ 
desrepublik angekommen war und 
ganz demokratisch für die PDS in den 
Bundestag gewählt wurde, wo er als 
Alterspräsident die Eröffnungsrede zu 
halten hatte, wurde er von der CDU/ 
CSU gedemütigt und „demokratisch“ 
mit Missachtung gestraft. Seine durch 
Alter entstandene Würde und sein 
durch Leistung entstandenes Direkt¬ 
mandat wurden diskriminiert, nach¬ 
dem alle Versuche, seine Rede zu ver¬ 
hindern, gescheitert waren. Dass auch 
die sogenannten Bürgerrechtler ihn 
verunglimpften - Konrad Weiß nann¬ 
te Heyms Entscheidung „töricht und 
pervers“ - hatte er inzwischen nicht 
anders erwartet. Der Vorgang, der mit 
allen Materialien dokumentiert werden 
sollte, wird ein dauerndes historisches 
Beispiel für den Wert der bürgerlichen 
Demokratie und ihrer Beachtung der 
Menschenwürde bleiben. Als biogra¬ 
fisches Dokument ist dieser Vorgang 
ebenso wichtig wie die zahlreichen 
Werke Heyms; er wurde durch diesen 
Vorgang und durch seine literarische 
Wirksamkeit zur repräsentativen his¬ 
torischen Gestalt für deutsches Demo¬ 
kratieverständnis. 

Für Stefan Heym war der Sozialismus 
immer das erstrebenswerte Ziel, über 
den Weg dahin äußerte er sich selten. 
Für Werk und Leben hatte er sich der 
Kritik als Denkmethode verschrieben; 
sie diente auch der Legendenzertrüm¬ 
merung, einer Wirkungsabsicht Heyms. 
Kritik der Systeme war sein Programm, 
zuerst aus der Not geboren, als er sich 
vor den Faschisten in Sicherheit brin¬ 
gen musste, dann zum Prinzip gewor¬ 
den, als er erkannte, wie nach dem Ende 
des deutschen Faschismus Faschistoi¬ 
des weiterlebte, schließlich angewendet 
auf den sich ihm darbietenden Sozialis¬ 
mus. Sein kritisches Denken beförderte 
sein Werk und bestimmte sein Leben. 
Der individualistische Ansatz ließ ihn 
die Gefahren übersehen, die sich erga¬ 
ben, als er die Ergebnisse dieses Den¬ 
kens - wie seine Stellungnahmen zur 
Biermann-Ausweisung, über den Geg¬ 
ner veröffentlichte. 

Heym erkannte diese Fehler: In der 
„Humanite“ stellte er im März 1990 
fest, dass der Oktober 1989 die Mög¬ 
lichkeit eines veränderten Sozialismus 
gebracht habe, aber dann habe man 
„eine Niederlage erlitten von den Re¬ 
aktionären, nicht von den Parteifunk¬ 
tionären, sondern von den Ur-Reakti- 
onären“. Die Folge seien in der letzten 
Volkskammer der DDR Parlamenta¬ 
rier gewesen, die von Westdeutschen 
„an den Schnüren geführt wurden 44 . 
Ein Jahr nach der Wende musste er 
erkennen, dass sich die Chancen von 
1989 „in ihr Gegenteil, eine Restaura¬ 
tion des Kapitalismus“ verwandelt hät¬ 
ten. Diese Erkenntnis traf ihn schwerer 
als zuvor Erlebtes. Schlimmeres musste 
er nicht mehr erleben: 2002 lehnte ein 
Chemnitzer Förderverein ab, das Gym¬ 
nasium auf dem Chemnitzer Kaßberg 
nach Stefan Heym zu benennen, weil 
er „unverbesserlicher Sozialist“ voller 
„Menschenverachtung“ in seinen Wer¬ 
ken gewesen sei. 

In seinem letzten Interview, kurz vor 
seinem Tod in Israel gegeben, verglich 
sich Heym noch einmal mit Heinrich 
Heine und dessen Leben zwischen den 
Stühlen. Er hatte Sorge vor einer neu¬ 
en „bösen Zeit“ in Deutschland, den 
erstarkenden Neonazis, hoffte, dass sie 
nicht wiederkämen, aber in Anbetracht 
dessen, „was jetzt passiert ... habe ich 
meine Zweifel“. Seinen Nachlass hatte 
er, auch aus dieser Angst heraus, bereits 
zu Lebzeiten nach England gegeben. 

Rüdiger Bernhardt 



Stefan Heym: Ein gefragter Gesprächspartner - vor 1989 und danach. 


Nicht genug 

Klischeehafte „Rebellen“ 


Wolfgang Schorlau schreibt im Nach¬ 
wort zu seinem neuen Roman „Rebel¬ 
len“: „... ich wolle nicht nur an eine 
vergangene Periode erinnern. Manch¬ 
mal ist es notwendig, etwas Spezifisches 
zu erzählen, um etwas Allgemeines 
auszudrücken.“ Sein Buch handelt von 
Alexander und Paul, von Jugendidea¬ 
len und der Liebe zweier Männer zu 
derselben Frau. 

Alexander, Sohn eines Fabrikbesitzers 
freundet sich mit Paul, einem Arbeiter¬ 
kind, das im Waisenhaus lebt, an. Als 
Paul seine Lehre beginnt, werden bei¬ 
de politisiert. 

Als beide Mitte zwanzig und im Kom¬ 
munistischen Bund Westdeutschland, 
einer der zahlreichen maoistischen 
Sekten der 1970er Jahre, aktiv sind, 
trennen sich ihre Wege: Alexander 
übernimmt die Firma seines verstor¬ 
benen Vaters und führt sie mit einer 
von Paul geklauten Erfindung zu neu¬ 
em Ruhm und heiratet Toni, in die bei¬ 
de seit Jahren verliebt sind und die ein 
Kind erwartet, von dem sie nicht weiß, 
ob Paul oder Alexander der Vater ist. 
Paul, auf Grund des Unvereinbarkeits¬ 
beschlusses mit maoistischen K-Grup- 
pen aus der IG Metall ausgeschlossen, 
gründet, vom Maoismus und der Kul¬ 
turrevolution enttäuscht, die Grünen 
mit und stirbt jung an Nierenkrebs, den 
er sich vermutlich bei seiner Arbeit in 
der Metallverarbeitung zugezogen hat. 
Was ist jetzt das Allgemeine, das Schor¬ 
lau hier durch das Spezifische aus- 
drücken wollte? Jugendidealen wird 
zwangsläufig abgeschworen? Der Ar¬ 
beiter ist der Verlierer der Geschichte? 
Der Kapitalistensohn wird zwangsläu¬ 
fig Kapitalist? Oder die Geschichte mit 
Toni: Money can buy you love, after all? 
Mir wollte es nicht so ganz einleuchten. 
Und leuchten tut eh nicht so viel in 
dem Roman. Natürlich gibt es Stellen, 
die einem das Herz ein bisschen höher 
schlagen lassen, wenn zum Beispiel die 
Lehrlinge im Marx-Zirkel sitzen und 
allmählich begreifen, dass sie es sind, 
die den Mehrwert erschaffen. 

Aber eben nur ein bisschen höher. 
Während Schorlau es schafft in seinen 
Dengler-Krimis wunderbare Charakte¬ 
re zu erschaffen, bleiben die Protago¬ 
nisten in „Rebellen“ flach und klischee¬ 
haft. So realistisch der Werdegang der 
einzelnen Figuren ist, so wenig mag 
man sich auf sie einlassen: weder auf 
Paul, der sich nach dem Waisenhaus ein 
Leben erkämpft, noch auf Toni, die bei 
den Revoluzzern aus Liebe mitmacht, 
aber nicht die Welt verändern will, und 
schon gar nicht auf Alexander, der, erst 
hin und her gerissen zwischen den Op¬ 
tionen Kapitalist oder Revolutionär, 
später stolz darauf ist, dass er maois- 
tische Führungsprinzipien zum Erfolg 
seiner Firma anwendet. Wenn er einem 
Banker auf die Frage, ob er als Jugend¬ 
licher tatsächlich mal eine Scheibe bei 
der Deutschen Bank eingeschmissen 
habe, mit der Churchill-Phrase, wer 
mit zwanzig kein Kommunist sei, habe 
kein Herz, wer mit vierzig noch einer 
sei, habe keinen Verstand, antwortet, 
verdreht man als Leserin nur noch die 
Augen. 

Da hilft es auch nicht, dass in dem Buch 
der Satz steht „Schande über die Hans- 
Böckler-Stiftung!“ (für den Entzug des 
Stipendiums bei SDS-Mitgliedschaft). 
Es ist schön, so was in einem Roman 
zu lesen. Es reicht aber nicht. 

Melina Deymann 



Wolfgang Schorlau, Rebellen, Kiepen¬ 
heuer & Witsch, 2013.19,99 Euro 
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Anzeigen /Aktionen 


unsere 


zeit Q£d 


Einladung an die Delegierten 
des 20. Parteitages zum 
3. Tag des 20. Parteitags der DKP 


Samstag, 25 . Mai 2013 , 10.00 Uhr bis 
16.00 Uhr 

Freizeitheim Döhren, Hildesheimer Stra¬ 
ße 293,30519 Hannover 

Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Abstimmung über Tagesordnung und 
Zeitplan 

3. Diskussion und Beschlussfassung 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 

4. Diskussion und Beschlussfassung über 
weitere Anträge 

5. Schlusswort 


Für die Deckung der Kosten wird ein Dele¬ 
giertenbeitrag von 40 Euro erhoben. 

Wir bitten um umgehende Überweisung 
auf das Konto: 

DKP Parteivorstand, 

Kto.-Nr. 4002 487 502, 

GLS Bank Bochum, 430 609 67. 

Parteivorstand der DKP 


Für Übernachtungsmöglichkeiten bitte um¬ 
gehend den Parteivorstand kontaktieren: 
0201 -17 78 89 0 oder dkp.pv@t-online.de. 


Rheinland-Westfalen. 


Empfang zum 
1. Mai 2013 



Sonntag, 21. April 2013 
um 11:00 Uhr in der Karl Liebknecht Schule 

51373 Leverkusen-Wiesdorf, Am Stadtpark 58 


Begrüßung 
Wollgang SchaFz 

Seki'älär Betrieb und Gewerkschaft 


Einteilung 
Thomas Lienmann 
Be2irk£vür&il£ender der 
DKP Rheinland-Westfalen 


Thema: DKP und Einheitsgewerkschaften sowie 
Tarifauseinandersetzung 2013 


Uwe Fritsch: 

(Mitglied des DKP Partei Vorstandes, 

und OetnebEratsvür&itzender bei 
VW Braunscnv/eig) 


Voaker Melzrolh 

(Milglied des DKP Partei Vorstandes) 


Wir sind es Wert! Mindestlohn und: sichere Arbeit für die Jugend! 

Sandra vor Rosenberg 
(Vertreterin SDAJ Rheinland-Westfalen 

Eingeladen, Vertreter der PVDA (Partei der Arbeit) eua Genk (Ford-Werke) 

Wie immer linden wir Zeit für Diskussionen und einen Imbiss 

Deutsche Kommunistische Panel Rheinland Westfalen 
vvivw.dkp-rheinland-wostfaien.de. Am Stadtpark 63, 51373 Leverkusen, 
Tel-: 0214 49323 , V-iMP.: T.Liermann 


DKP-Betriebsgnippe Metall Hanau: 

Kabarett zum I.Mai 

Du hast die 
Wahl 

Freitag, 26. April -19:30 Uhr 
Reinhardskirche 
Ha na u-Kess elsta dt 

Jakob-Rullmann-Straße 6 

Eintritt: Spende fürs Buffet 



Jetzt bestellen: 

UZ & UZ-Extra zum i. Mai 

Ende April erscheint die 8-seitige UZ-Extra 

den können, bieten wir die Zeitung zu be¬ 

zum 1. Mai mit folgenden Themen: 

sonders günstigen Bezugspreisen an. Nutzt 

Widerstand gegen Agenda 2020 

bitte dieses Angebot, um die UZ bekannter 

Krise in der EU, Situation auf Zypern 

zu machen und viele neue Leserinnen für 

Interview mit Gewerkschaftern aus Irland 

unsere Wochenzeitung zu gewinnen! Preise: 

Arbeitszeitverkürzung - Argumente für die 

10 x UZ: 10,00 € 

30-Stunden-Woche 

20 x UZ: 20,00 € 

DGB-Flirt mit der Bundeswehr 

50 x UZ: 25,00 € 

Aktuelle Tarifkämpfe 

100 x UZ: 30,00 € 

Blockupy 

200 x UZ: 40,00 € 

Aufruf gegen Leiharbeit 

Preise: 

Alle Preise inklusive Versandkosten! Auch 
andere Liefermengen möglich. 

70 x UZ-Extra: EUR 7,00 

Keine Mai-Demo 

140 x UZ-Extra: EUR 14,00 

und Kundgebung 

21 Ox UZ-Extra: EUR 21,00 

500 x UZ-Extra: EUR 45,00 

ohne UZ und UZ-Extra! 

1000 x UZ-Extra: EUR 90,00 

Bestellungen bitte bis 15.04.2013 an Gustl 

Damit zusätzlich möglichst viele Exemplare 

Ballin, info@dkp-nordbayern.de oder Tel.: 

der regulären UZ verteilt oder verkauft wer- 

0911-8019991 


Aktionstag in Schorndorf 

Antifaschistischer Widerstand schränkte den Handlungsspielraum 

der Nazis ein 


D ie Initiative „Rems-Murr na¬ 
zifrei 44 ein breites antifaschis¬ 
tisches Bündnis, dem u. a die 
DGB-Ortsverbände im Rems-Murr- 
Kreis sowie die DKP angehören, er¬ 
innerte mit einem Aktionstag an den 
rassistischen Brandanschlag von Win¬ 
terbach vor zwei Jahren. Gleichzeitig 
protestierten sie gegen neofaschisti¬ 
sche und rechtsextremistische Gefah¬ 
ren. Zur Erinnerung an die UZ-Leser: 
In der Nacht vom 9. auf den 10. April 
2011 überfiel eine neofaschistische, 
rechtsradikale Horde neun Migran¬ 
ten auf einem Gartengrundstück in 
Winterbach. Nach einer mörderi¬ 
schen Hetzjagd und einem Brand¬ 
anschlag auf eine Gartenhütte, in die 
die Gehetzten flüchteten, entkamen 
diese nur in allerletzter Sekunde dem 
Feuertod. 

Rund 200 Teilnehmer kamen zur De¬ 
monstration nach Schorndorf, der 
Nachbarstadt von Winterbach. Im 


Anschluss fand eine Informationsver¬ 
anstaltung über die neofaschistischen 
Umtriebe im Rems-Murr-Kreis statt. 
Fazit: Im Rems-Murr-Kreis, einst rech¬ 
te Hochburg der Neofaschisten, in der 
diese sich recht wohl fühlten, wurde 
durch den antifaschistischen Wider¬ 
stand ihr Handlungsspielraum einge¬ 
engt. Ein Erfolg des Protestes. Doch es 
gelte weiterhin wachsam und aktiv zu 
sein, denn „wir wollen keine Faschis¬ 
ten weder hier noch anderswo 44 . Beim 
abendlichen Konzert Rock gegen 
rechts spielten vier regionale Bands 
„Laut gegen rechte Gewalt 44 wie es im 
Aufruf zum Aktionstag heißt. 

Walter Burkhardt als Vertreter des 
DGB erinnerte auf der Kundgebung, 
daran, dass vor 80 Jahren am 30. Janu¬ 
ar 1933 vom Groß,- Finanz- und Rüs¬ 
tungskapital Hitler die Macht übertra¬ 
gen und nach dem zweiten Weltkrieg 
die alten Besitz- und Machtverhältnisse 
wieder hergestellt wurden. „Wir müs¬ 


sen selbstkritisch reflektieren: Die Wur¬ 
zeln des Faschismus sind noch längst 
nicht beseitigt. Das Gegenteil ist der 
Fall. Rechtsextreme Einstellungen in 
der Gesellschaft haben deutlich zuge¬ 
nommen. 44 

Die DKP Rems-Murr formulierte dazu 
in ihrem Flugblatt, dass „neofaschisti¬ 
sche Gewalttaten nur die Spitze des 
Eisbergs 44 und „keine Randerscheinung 
der Gesellschaft 44 sind. „Ihr breiter So¬ 
ckel ist eine rassistische, ausländer¬ 
feindliche Ideologie und Politik. 44 Weg¬ 
schauen, verniedlichen und schweigen 
ist deshalb der falsche Weg. Nur durch 
einen vielfältigen und aktiven Wider¬ 
stand können wir den Einfluss der Fa¬ 
schisten zurückdrängen. Die Beteilig¬ 
ten waren sich einig: Der Kampf geht 
weiter. Keinen Fußbreit den Faschisten. 
Faschismus ist keine Meinung sondern 
ein Verbrechen. Deshalb her mit einem 
Verbot der NPD! Jetzt! 

Dieter Keller 


Bundesweit gegen Mietenwahnsinn 

Gemeinsames und abgestimmtes Handeln ist erforderlich 



Unter diesem Motto fand am 23. März 
in Köln eine bundesweite Beratung zu 
Wohn- und Mietfragen statt. Einge¬ 
laden hatten dazu die Initiativgrup¬ 
pen der Bewegung „Wem gehört die 
Stadt? 44 Vertreter von insgesamt zwölf 
verschiedenen Initiativen und Aktions¬ 
bündnissen beratschlagten darüber, wie 
man den insbesondere in den Ballungs¬ 
gebieten immer teureren Mietpreisen 
Widerstand entgegensetzenkann. 
Dabei berichteten die einzelnen Grup¬ 
pen von sehr unterschiedlichen Erfah¬ 
rungen und Schwerpunkten ihrer Ar¬ 
beit. Kampf gegen Wohnungsverkäufe, 
Mietervertreibungen, Zwangsräumun¬ 
gen, Modernisierungen und damit ver¬ 
bundenen Mieterhöhungen, Zusam¬ 
menbruch des sozialen Wohnungsbaus 
und Anderes mehr fordern geradezu zu 
verstärktem Protest heraus. Und zu ge¬ 
meinsamem, abgestimmtem Handeln, 
darüber waren sich alle Teilnehmer ei¬ 
nig. 

Allen Teilnehmern war bewusst, dass 
die so genannte Marktlogik die Ba¬ 
sis der oben benannten Probleme ist. 
Wohnen und Mieten wurden als ge¬ 
sellschaftliche Frage gesehen. Dabei 
ist die Herangehensweise äußerst un¬ 
terschiedlich. So spielte die Frage nach 
den Eigentumsverhältnissen an Grund 
und Boden keine Rolle, während man 
andererseits bei dem großen Woh¬ 
nungsbestand sehr wohl das kapitalisti- 


Mieterdemonstration in Essen 

sehe Eigentum als Ursache der Misere 
ansieht. Gemeinsam wurden mehrere 
Losungen verabschiedet, unter denen 
zukünftige Aktionen begleitet werden: 
„Keine Profite mit der Miete 44 - „Die 
Stadt gehört allen 44 und „Mietenwahn¬ 
sinn stoppen 44 . Über weitere Fragen soll 
bei weiteren Veranstaltungen beraten 
werden, u.a. über mögliche Genossen¬ 
schaftslösungen bei effektiver Selbst¬ 
verwaltung bzw. Mitbestimmung der 
Mieter oder eine Mietpreisobergrenze 


von zehn bzw. 20 Prozent, gemessen am 
Haushaltseinkommen. 

Man verabredete auch, dass weitere 
Initiativen und Gruppen zur Mitarbeit 
gewonnen werden sollen. Die einzel¬ 
nen Gruppen planen unter den oben 
genannten Losungen zu den jeweils 
örtlichen Schwerpunkten am 22. Mai 
Aktionen durchzuführen. Eine nächste 
Aktionskonferenz ist direkt nach der 
Bundestagswahl am 28. September in 
Düsseldorf geplant. Klaus Seibert 


NPD-Aufmarsch in Frankfurt gemeinsam 
entschlossen blockieren! 

Kein Naziaufmarsch - weder in Frankfurt noch anderswo! 


Am 1. Mai 2013 wollen Neonazis aus 
der ganzen Republik nach Frankfurt 
kommen und an der Europäischen 
Zentralbank unter dem Motto „Raus 
aus dem Euro 44 gegen „EU und das 
Großkapital 44 demonstrieren. 

Was sie damit meinen, ist Hetze ge¬ 
gen Migrantinnen, Flüchtlinge, Mus¬ 
lime und gegen die Menschen in den 
südeuropäischen sogenannten „EU- 
Pleitestaaten 44 . Darin sind sie sich mit 
Sarrazin, BILD und Co einig. Antise¬ 
mitismus und Rassismus sind die Mar¬ 
kenzeichen der alten und neuen Nazis. 
Der verlogene „Protest 44 von Nazis ge¬ 
gen EU und EZB ist reaktionär und 
nationalistisch. 

Wir erinnern: Am 2. Mai 1933, vor ge¬ 
nau 80 Jahren, stürmten die Faschis¬ 
ten die Gewerkschaftshäuser. Ge- 
werkschafter/nnen und Antifaschis- 
t/nnen wurden verfolgt und ermordet 
und ihre Organisationen zerschlagen. 
Heute wollen die Nazis der NPD am 
1. Mai, dem internationalen Kampf¬ 
und Feiertag der Arbeiter/nnen, in 
Frankfurt demonstrieren. Das lassen 
wir nicht zu! 


Über 190 Todesopfer haben die Fa¬ 
schisten in der BRD seit 1990 zu ver¬ 
antworten! 

Wir finden es unerträglich, dass Nazis 
auch nach der Aufdeckung der NSU- 
Morde unter staatlichem Schutz für 
ihre menschenverachtende Ideolo¬ 



gie offen auftreten können. Die Ver¬ 
brechen des NSU wären ohne die 
Unterstützung von Staat und Verfas¬ 
sungsschutz so nicht möglich gewesen. 
Genauso unmöglich wäre ein Naziauf¬ 
marsch in Frankfurt ohne massiven Po¬ 
lizeischutz. Deshalb muss Antifaschis¬ 
mus unsere Sache sein! 

Wir rufen alle Menschen dazu auf, das 
Auftreten von Nazis nicht zu dulden. 
Die erfolgreiche Verhinderung der Na¬ 
zi-Aufmärsche in Dresden hat uns ge¬ 
zeigt, dass wir dies nur gemeinsam und 
mit vielfältigen Aktionen erreichen 


können. Dafür haben wir uns in einem 
breiten antifaschistischen Bündnis der 
Rhein-Main-Region zusammengefun¬ 
den und auf den folgenden Aktions¬ 
konsens geeinigt: 

Unser Ziel ist es, den Naziaufmarsch 
in Frankfurt am 1. Mai 2013 zu verhin¬ 
dern! Wir sind solidarisch mit allen, 
die mit uns dieses Ziel teilen. Dazu 
sind verschiedene Aktionsformen not¬ 
wendig. Wir leisten zivilen Ungehor¬ 
sam gegen den Naziaufmarsch. Unse¬ 
re Massenblockaden sind Menschen¬ 
blockaden. Von uns geht dabei keine 
Eskalation aus. 

Informiert Euch auf der Internetsei¬ 
te des Antifaschistischen Ratschlags 
Rhein-Main über die weiteren Vorbe¬ 
reitungen und beteiligt Euch daran! 
Helft mit, möglichst viele Menschen für 
die Verhinderung des Naziaufmarschs 
zu mobilisieren. Beteiligt Euch an den 
geplanten Aktionen! 

Gemeinsam und entschlossen blockie¬ 
ren wir die Nazis am 1. Mai 2013! 

Kein Naziaufmarsch - weder in Frank¬ 
furt noch anderswo! 

Antifaschistischer Ratschlag Rhein-Main 
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Die Erosion der Normalarbeit 


Die BRD ist Wegbereiter von Lohndumping in ganz Europa 



V orgedacht durch die Albrecht- 
Thesen und das Lambsdorff- 
Papier wurde der Abbruch des 
vom Grundgesetz geforderten Sozial¬ 
staates vor drei Jahrzehnten systemisch 
und der kapitalistischen Logik folgend, 
begonnen. Mit der brutalen Gewalt ei¬ 
ner Abrissbirne wurde der vom Kapital 
geforderte asoziale Sozialabbau vom 
jeweils gerade amtierenden geschäfts¬ 
führenden Vorstand der Deutschland 
AG gegen die arbeitenden Menschen 
in diesem unserem Lande gnadenlos 
durchgezogen. 

Durch die Agenda 2010 und die 
Einführung von Hartz IV von SPD 
und Grünen brandbeschleunigt, ist 
Deutschland inzwischen zum Trend¬ 
setter bei der Durchsetzung von 
Niedriglöhnen in Europa geworden. 
Immer weniger Beschäftigte arbei¬ 
ten in einem sogenannten Normalar- 
beitsverhältnis.Bis dahin aber war für 
einen abhängig Beschäftigten die un¬ 
befristete sozialversicherungspflichti¬ 
ge Vollzeitarbeit in einem Betrieb der 
Normalfall. 

Dazu gehörte selbstverständlich, 
dank des über weit hundertjährigen 
Kampfes der Arbeiterbewegung, 
dass die tarifvertraglich geregelte Ar¬ 
beit zumindest ein existenzsicherndes 
Einkommen ab warf. Ein ganzes Netz 
von tariflichen und gesetzlichen Ar¬ 
beitsrechts- und Schutzbestimmungen 
garantierten darüber hinaus für die in 
Abhängigkeit Beschäftigten einen so¬ 
zialen Mindeststatus und regelten z.B. 
auch die Länge der Arbeitszeit. Doch 
das ist mehr und mehr Vergangenheit. 
Inzwischen haben Beschäftigungsfor¬ 
men, deren Entlohnungen nicht mehr 
zur Existenzsicherung ausreichen und 
keinen oder nur einen eingeschränkten 
arbeits- und sozialrechtlichen Schutz 
bieten, explosionsartig zugenommen. 
Gerade mal 29 der knapp 42 Millionen 
abhängig Beschäftigten in Deutsch¬ 
land haben noch sozialversicherungs¬ 
pflichtige Arbeitsplätze. 5,5 Millionen 
Männer und Frauen arbeiten nur in 
Teilzeit. 4,1 Millionen Malocher ver¬ 
dienen weniger als 7,00 Euro in der 
Stunde, davon 2,5 Millionen nicht ein¬ 
mal 6,00 Euro die Stunde und rund 1,4 
Millionen von ihnen bekommen sogar 
weniger als 5,00 Euro. 70 Prozent der 
Beschäftigten im Niedriglohnsektor 
sind Frauen. 


Unter den 63- und 64-Jährigen arbeiten 
nur zehn Prozent in einer sozialversi¬ 
cherungspflichtigen Beschäftigung. 4,5 
Millionen Menschen leben von Hartz 
IV. Darunter gibt es 1,4 Millionen 
„Aufstocker“, die, obwohl sie arbei¬ 
ten, nicht genügend Geld von ihrem 
Ausbeuter bekommen, um davon le¬ 
ben zu können. Mit der Agenda 2010 
ist es dem Kapital gelungen, den größ¬ 
ten Niedriglohnsektor in Westeuropa 
zu schaffen. 

Damoklesschwert Hartz IV 

Warum aber lassen sich Arbeiterinnen 
in diesem unserem Lande in solche Ar¬ 
beitsverhältnisse zwingen? Es ist das 
Damoklesschwert Hartz IV, das stän¬ 
dig über den Köpfen der Arbeitenden 
schwebt und so die noch Beschäftigten 
zur Akzeptanz auch mieser Arbeits¬ 
bedingungen zwingt und die Arbeits¬ 
losen nötigt, möglichst schnell irgend 
eine Arbeit, selbst zu niedrigsten Löh¬ 
nen, Befristung und geringer Stunden¬ 
zahl anzunehmen. „Hartz IV hat den 
Grundsatz verankert, dass es allemal 
besser sei, für weniger Geld zu arbei¬ 
ten, als sein Leben in dauerhafter Ab¬ 


hängigkeit vom Staat zu fristen“, so die 
Süddeutsche Zeitung in einem Artikel 
zum Hartz-Jubiläum. Das vorläufige Er¬ 
gebnis: Rund 2,5 Millionen Menschen 
verdienen nicht einmal sechs Euro 
die Stunde, rund 1,4 Millionen von ih¬ 
nen bekommen weniger als fünf Euro. 
Leiharbeit, befristete Arbeitsverträge, 
Teilzeit wider Willen, Minijobs und seit 


kurzem auch miserabel bezahlte Arbeit 
auf Basis eines Werkvertrags - die Ar¬ 
beitgeber lassen nichts aus. Die regu¬ 
läre, sozialversicherungspflichtige Voll¬ 
zeitarbeit nimmt rasant ab und selbst 
dem, der ein Arbeitsleben lang geschuf¬ 
tet hat, droht Altersarmut. Der Mensch 
lebt aber nicht um zu arbeiten, sondern 
um zu leben. Daher dürfen wir Kapital 


und Regierung nicht länger gewähren 
lassen. Gewerkschaften und soziale Be¬ 
wegungen müssen endlich gemeinsam 
zur Gegenwehr auf die Straße: Schluss 
mit dem im Sozialgesetzbuch Zweites 
Buch (SGB II) fixierten „Unrechtssys¬ 
tem“ Hartz IV. Weg mit Leiharbeit und 
prekärer Beschäftigung und her mit ei¬ 
nem Mindestlohn von mindestens 10,00 
Euro. Manfred Dietenberger 


„Wir steuern auf 
einen heftigen 
Arbeitskampf zu“ 

Bei Coca Cola geht es auch 
um Werkverträge und 
Leiharbeit 

Auch die zehnte Verhandlungsrunde 
mit der Coca-Cola Erfrischungsge¬ 
tränke AG, war zäh und langatmig und 
hat keinen Abschluss gebracht. „Wenn 
es bis nächsten Dienstag, 17 Uhr (nach 
Redaktionsschluss), keine Einigung 
gibt, steuern wir auf einen heftigen 
Arbeitskampf zu“, hat Claus-Harald 
Güster, stellvertretender Vorsitzender 
der Gewerkschaft Nahrung-Genuss- 
Gaststätten (NGG) und gleichzeitig 
Verhandlungsführer, erklärt. 

„Der Arbeitgeber hat ein völlig unzu¬ 
reichendes Entgeltangebot vorgelegt: 
Drei Prozent im ersten Jahr und wei¬ 
tere zwei Prozent im zweiten sind ent¬ 
schieden zu wenig, um den Anschluss 
an die Erfrischungsgetränkeindustrie 
zu schaffen. Wir werden nicht zulas¬ 
sen, dass die Entgeltschere weiter aus¬ 
einandergeht.“ Auch bei der Arbeitszeit 
und der Beschäftigungssicherung gebe 
es noch strittige Punkte. Die Große Ta¬ 
rifkommission werde dieses Gesamtpa¬ 
ket am kommenden Dienstag bewerten 
und entscheiden, ob die Tarifverhand¬ 
lungen gescheitert sind. 

Die Gewerkschaft NGG fordert die Er¬ 
höhung der Entgelte für die rund 10 600 
Beschäftigten um sechs Prozent und be¬ 
kräftigte ihre Forderungen zur Beschäf¬ 
tigungssicherung, vor allem den Aus¬ 
schluss betriebsbedingter Kündigungen 
sowie die Begrenzung von Werkverträ¬ 
gen und Leiharbeit bei Deutschlands 
größtem Getränkehersteller. 



Caritas wollte Schuld abwälzen 

Ein-Euro-Job-Praxis fand nun juristischen Abschluss 
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Operationsbedürftig im 
Niemandsland 

Scheinselbständigkeit und die bitteren Konsequenzen für 
bulgarische Bauarbeiter 


Das Haus des Caritas-Stadtverbandes Recklinghausen ist mit erheblicher Hilfe 
von „Ein-Euro-Jobbern“ saniert worden. 


Rolf T. hatte vor etwa anderthalb Jah¬ 
ren gewagt, einem Strafbefehl der 
Staatsanwaltschaft Essen wegen Bei¬ 
hilfe zum Betrug zu widersprechen. 
Ihm war unterstellt worden, von der 
Rechtswidrigkeit des Einsatzes von 
sog. Ein-Euro-Jobbern beim Umbau 
des Schwesternwohnheimes am Pro¬ 
sper-Hospital zum „Haus der Cari¬ 
tas“ in Recklinghausen gewusst und 
mit dem Geschäftsführer des Caritas- 
Stadtverbandes und der Jugendwerk¬ 
statt in Haltern, Wilhelm Grave, abge¬ 
sprochen zu haben (die UZ hatte be¬ 
richtet). Die Staatsanwaltschaft hatte 
sich auf Aussagen von Wilhelm Grave 
im Ermittlungsverfahren der Vesti- 
schen Arbeit gestützt, in denen dieser 
die Schuld für den rechtswidrigen Ein¬ 
satz auf seinen Untergebenen Rolf T. 
abgewälzt hatte. 

Gegen den Strafbefehl hatte Rolf T. 
Widerspruch eingelegt. Er schildert, 
was danach geschah: „Der zuständige 
Richter beim Amtsgericht Marl hat an 
einem Sonntagabend - einen Tag vor 
Beginn der Verhandlung gegen mei¬ 
nen Widerspruch - meinen Rechtsan¬ 
walt angerufen und danach gefragt, ob 
denn überhaupt ein Verhandlungster¬ 
min stattfinden müsse und ob ich den 
Widerspruch nicht zurückzuziehen ge¬ 
denke. Während der Verhandlung ver¬ 
suchte der zuständige Richter mich in 
einer Beratungspause, im Beisein mei¬ 
nes Rechtsanwaltes und mit Hinweis 
auf eine höhere Strafbemessung, zum 


Verzicht auf meinen Widerspruch zu 
bewegen. Davon habe ich mich jedoch 
nicht beeindrucken lassen, weil ich mei¬ 
ne Unschuld festgestellt wissen wollte. 
Zum Ende der Verhandlung zeigte sich 
der Richter unzufrieden darüber, dass 
sich das Verfahren fortsetzt. Ich hatte 
mich deshalb auf ein beschwerlicheres 
Verfahren eingestellt.“ 

Für Rolf T. kam daher die Einstel¬ 
lung des Verfahrens völlig unerwartet 
und überraschend. Er bedankte sich 
ausdrücklich bei der Initiative „So¬ 
lidarisches Recklinghausen“ für de¬ 
ren konsequente Unterstützung: „Die 


Staatsanwaltschaft Essen und das 
Amtsgericht Marl kamen wohl letzt¬ 
endlich an den Stellungnahmen der 
Initiative und meines Rechtsanwaltes, 
in denen der Beweis meiner Unschuld 
geführt worden ist, nicht mehr vorbei.“ 
Der Sprecher der Initiative, Detlev 
Beyer-Peters, zieht vor allem eine Leh¬ 
re aus dem Geschehenen: „Ich möchte 
all diejenigen, die sich von der Strafjus¬ 
tiz zu Unrecht beschuldigt fühlen, dazu 
ermuntern, nicht klein beizugeben, son¬ 
dern sich mit rechtstaatlichen Mitteln 
und in aller Öffentlichkeit zur Wehr zu 
setzen.“ Detlev Beyer-Peters 


Nach einem Arbeitsunfall Ende Janu¬ 
ar im Industriepark Höchst bangt der 
Bulgare Biser R. um seine Gesundheit. 
Er muss dringend operiert werden. 
Diagnose der Ärzte laut MigrAr (Ge¬ 
werkschaftliche Anlaufstelle für prekär 
beschäftigte Migrantinnen mit und ohne 
Papiere) vorliegendem ärztlichen Gut¬ 
achten: Harnröhrenabriss, weitere in¬ 
nere und äußere Verletzungen. Es folgt 
die „eindringliche Empfehlung einer 
operativen Versorgung innerhalb der 
nächsten vier bis sechs Wochen“. An¬ 
sonsten droht eine chronische Erkran¬ 
kung. Biser R. ist 37 und wäre damit 
vermutlich für den Rest seines Lebens 
in seiner Arbeitsfähigkeit und Lebens¬ 
qualität eingeschränkt. 

Doch Sozialamt und Uni-Klinikum 
streiten sich seither über die Kosten¬ 
übernahme. Biser R., aufgrund seines 
Unfalls arbeits- und mittellos, hat zwi¬ 
schenzeitlich seine Wohnung verloren 
und lebt in der städtischen Notunter¬ 
kunft in der Ostparkstraße. Er lebt von 
Spenden und von - bescheidenen - Le¬ 
bensmittelgutscheinen des Jobcenters 
Mitte, bei dem er sich inzwischen mit 
Hilfe von Migr Ar (Gewerkschaftliche 
Anlauf stelle für prekär beschäftigte Mi¬ 
grantinnen mit und ohne Papiere) ar¬ 
beitslos gemeldet hat. 

Biser R. ist nicht krankenversichert - 
dazu hätten ihn seine Auftraggeber, 


der Subunternehmer A. und der Gene¬ 
ralunternehmer O.A.M. Industriede¬ 
montage GmbH mit Sitz im Industrie¬ 
park Höchst, anmelden müssen. „Bis 
Ende dieses Jahres genießen EU-Bür- 
gerInnen aus Bulgarien und Rumäni¬ 
en nur eine eingeschränkte Freizügig¬ 
keit - sie dürfen nur als selbstständige 
Gewerbetreibende hier arbeiten“, so 
Kirsten Huckenbeck, Beraterin bei 
Migr Ar. 

„Wir kennen aus unserer Beratungs¬ 
praxis viele Fälle, in denen Arbeitgeber 
dies ausnutzen und die Menschen als 
Scheinselbstständige oder auf Werk¬ 
vertragsbasis einsetzen, obwohl sie 
diese aufgrund der tatsächlichen Ab- 
hängigkeits- und Arbeitsverhältnisse 
eigentlich zur Sozialversicherung an¬ 
melden müssten. Wenn sie das nicht tun 
und dann ein Arbeitsunfall passiert, wie 
im Falle Biser R., stehen die Kollegeln- 
nen völlig schutzlos da und fallen durch 
alle Maschen des Sozialsystems“, so die 
Beraterin weiter. „Das halten wir für 
einen Skandal“. 

Biser R. muss schnellstens operiert 
werden, wir fordern das Sozialamt und 
das Unklinikum auf, sich dringend zu¬ 
gunsten des Patienten zu einigen und 
die Fehler europäischer Sozialpolitik 
nicht auf dem Rücken eines schwer 
verletzten Kollegen auszutragen. 

ver.di Hessen 
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Die Herr‘n haben durchs Monokel geguckt 
Und haben die Weit regiert. 

Und eh ‘ ein Matrose in die Newa spuckt, war‘n sie expropriiert. 
Und das war im Oktober, als das so war, 
in Petrograd in Russland im siebzehner Jahr. 

Oktobersong 

Unserem Genossen Bernd Mugele 
herzlichen Glückwunsch zum 70. Geburtstag! 

Den Stuttgarter Genossinnen bist du leider „untreu“ gewor¬ 
den, unserer gemeinsamen Sache jedoch nie! Deinen „Unru¬ 
hestand“ verbringst du im roten Leningraz: Statt Neckar jetzt 
Mur, statt Fussballtraining nun Bewährungshilfe, statt VVN und 
Personalratsarbeit jetzt KPÖ-Pensionistentreffen und Biblio¬ 
theksaufbau im Bildungsverein, statt DKP jetzt KPÖ. Und eure 
Erfolge lassen sich sehen ... 

Lieber Bernd, wir danken dir für deine Solidarität und schicken 
dir rote Kampfesgrüße! 

Alles Gute für dich und deine Anne wünscht 
die DKP Stuttgart Bad Cannstatt 


Wir gratulieren nachträglich \ 

ganz herzlich: tJ'' V 

Mc/ 

je* 

Rosemarie Dom zum 78. am 22. 2. 

Leonore Schmidt zum 72. am 3.3. 

Helga de Peris Blaumeiser zum 72. am 28. 3. 
und 

Herbert Dege zum 87. am 30.3. 

Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen viel 
Glück, Gesundheit und Freude im neuen Lebens¬ 
jahr! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
Die DKP Gruppen Hannover Linden und 
Hannover Mitte 
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PeeL GmbH 


Bundesweite Hausverwaltung 

Ihre Immobilie in guten Händen 

Auszug aus unserem augenblicklichen Mietangebot: 

Krefeld, 3 Zi, KDB, Maisonette, 80 m 2 , 475,00 € + NK 
Wuppertal, 6 Zi. 2K,2B, 175 m 2 , 800,00 € + NK 
Todtmoos, Südschwarzw., 3 Zi, KDB, 110m 2 , 650,00 € + NK 

Haben Sie Fragen zur Hausverwaltung? Wir helfen Ihnen gerne! 

Sprechen Sie mit unserem Herrn Lommes 
Mo.-Fr. 9:30 Uhr bis 13:00 Uhr unter 02154-428450 


Ferienwohung in Südfrankreich 
bei Narbonne am Meer zu vermieten 

Pfingstferien noch frei. 

Hiltraut Wurm, 08144/7200 
anna.boegel@googlemail.com 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, 
Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Die Marx-Engels-Stiftung 

lädt ein zur Tagung 

Ökonomie des Sozialismus 

Samstag, 04.05.2013,10.00-18.00 Uhr 
CVJM-Haus, Hindenburgstr.57, Essen 

Die Referenten und ihre Themen: 

★ Lucas Zeise: Es bedarf einer Theorie des Sozialismus 

★ Prof. Dr. Harry Nick: Ökonomiedebatten in der DDR 

★ Dr. Heinrich Harbach: Wirtschaft ohne Markt-Transformationsbedingun¬ 
gen für ein neues System der gesellschaftlichen Arbeit 

★ Helmut Dunkhase: Planwirtschaft - auf der Höhe der Zeit 

★ Prof. Dr. Jörg Roesler: Wagnis und Vorbild: Vor 90 Jahren begann in 
Russland der Übergang vom Kriegskommunismus zur "Neuen Ökonomi¬ 
schen Politik" 

★ Dr. Manfred Sohn: Der dritte Anlauf 

Zur Einstimmung auf das Thema empfehlen wir die Lektüre von Texten der 
Referenten, die unter http://www.dkp-ge.de/oekosoz13/aufgerufen wer¬ 
den können. 

Da wir im Tagungsgebäude auch ein Mittagessen bereitstellen wollen, wä¬ 
ren wir für eine Voranmeldung bei Rolf Jüngermann, Tel. (02 09) 20 49 74, 
E-Mail ro.ju@gmx.de dankbar. 


Liebe Anni, 
lieber Siegfried, 
gemeinsam geht es besser - 
in der kommunistischen Partei, 
der ihr jahrzehntelang angehört, 
- und auch in der Ehe. 

Herzlichen Glückwunsch zu 
Eurer Eisernen Hochzeit 
wünschen Euch die 
Genossinnen 
und Genossen der 
DKP Main-Kinzig 

Ein herzliches Dankeschön 
allen Mistreiterinnen und 
Mitstreitern, 

die mir aus Anlass meines 80sten Geburtstages mit vielen Glück¬ 
wünschen den Weg in das nächste Jahrzehnt bereitet haben. Mein 
Spendenwunsch für den Ostermarsch Rhein Ruhr erbrachte den 
Betrag von 1587 Euro und hat somit den Grundstein für den 
Ostermarsch 2014 gelegt. Ich wünsche mir, dass wir nach vielen 
notwendigen Aktivitäten dieses Jahres, Ostern 2014 zum Kampf 
für Frieden und eine gerechtere Welt wieder gemeinsam auf der 
Straße demonstrieren. 

Euer Freund\ Kollege, Kamerad und Genosse 
Willi Hoffmeister 


Veranstaltung in der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstr.66, 

Ernst Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Dienstag, 16. April 2013 

Veranstaltung anläßlich des 127. Geburtstages von 
Ernst Thälmann 

Beginn 17 Uhr 
Ansprachen 

Blumen und Kranzniederlegung vor dem Haus 
Bringt viele Blumen mit! 

Anschließend Gespräche in der Gedenkstätte 

Um 18 Uhr FILM: Ernst Thälmann „Sohn seiner Klasse“ 

Der Film Ernst Thälmann „Führer seiner Klasse“ folgt am Sonnabend, 
27. April um 18 Uhr 

Die Gedenkstätte ist zu erreichen mit: 

Busverbindung Linien 20, 22,25 und Schnellbus 34 +39, U-Bahn Kel- 
linghusenstrasse 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Tarpenbekstr.66, 
Ernst-Thälmann-Platz, 20251 Hamburg, 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonten: Postbank Hamburg, Kto.-Nr. 1337 37 204, 

(BLZ 200 100 20) 

Santander-Bank Hamburg, Kto.-Nr.:1180 328 700 (BLZ 500 333 00) 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So., 27728. April 

Thema: 

Die Aktualität der Marxschen Lehre 
Krisenanalyse, Zukunftsvorstellungen 

Referentin: Beate Landefeld 

„Der letzte Grund aller wirklichen Krisen bieibt immer die Armut und Kon¬ 
sumtionsbeschränkung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalis¬ 
tischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur die 
absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Grenze bilde. “ 

(MEW Bd. 25, S. 501) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 
30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Be¬ 
zirksvorstand abklären. 





Anzeigen 
helfen der UZ 



Entschleunigung: 

Ruhe rtsnir ’m MO-bi*- 


tfüiifuuiljwt. i JVn. 

jpsmtfäfinE ln Xr* uefau tr- Cj r* tjwi , 
Haviel l\ HiLweUsrn, A f€nd. 

3nCb: vww.triJLDfjgft.da 
ThLi Ö3 21 |AIT| 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfor¬ 
table FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

Ainr.ftnun i-biohoF.Ce j MN. HA£. GUTS 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hä us oder Häubchen; 
KinderpiTfdi«, 




Ein Lieder-und Geschichtenbuch. Mit Nota¬ 
tionen, Akkorden, Textbeiträgen, Fotos, 
Plakaten etc. - Format 140 x 200 mm, 
Fadenheftung, 2 Farben, 160 Seiten. 

Preis: 12 Euro + Versandkosten 

CD und Buch: 25 Euro + Versandkosten 

Bestellungen über Jump Up 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen, 
Tel./Fax 04 21 / 4 98 85 35 
E-Mail: info@jumpup.de 
www.jump-up.de 


Info: www.ewo2.de 



13 Lieder, Ball ad er» Lind Gesänge aus 
Ar heilskämpfen (1971 - 2013). CD mit 
Booklet und Kurz-Erklärungen zu den 

I iedern. 

Preis: 15 Furo + Versandkosten 
CD und Buch: 25 Euro + Versandkosten 

Bestellungen über Jump Up 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen, 
m/Fax 04 21 / 4 98 85 85 
E-Mail: infck@jumpup.de 
www.jump-up.de 


Info: www.ewo2.de 
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Internationale Solidarität / Termine / Impressum 


Sumpfblüten gegen Kuba 

„Nichtregierungsorganisationen“ haben ihren Platz in der antikubanischen Front 


termine@unsere-zeit.de 


D er unerklärte Krieg gegen das so¬ 
zialistische Kuba wird nicht nur 
von den Regierungen der USA 
und ihren Verbündeten einschließ¬ 
lich der BRD geführt. Auch die „Fuß¬ 
truppen“ haben ihre Rolle in diesem 
schmutzigen Spiel. Berüchtigt sind 
solche Gruppierungen wie „Interna¬ 
tional Committee für Democracy in 
Cuba“ (ICDC), „Reporter ohne Gren¬ 
zen“ (RoG) oder „Internationale Ge¬ 
sellschaft für Menschenrechte“ (IGfM), 
die allesamt hart am rechten bis rechts¬ 
extremen politischen Rand segeln. 

Auf diesem auch ünanziell lukrati¬ 
ven Feld wachsen immer wieder neue 
Sumpfblüten nach, mal überregional, 
mal örtlich begrenzt. Aus Hannover 
wird beispielsweise berichtet, dass sich 
dort seit 2010 eine Organisation na¬ 
mens „MPCA - Movimiento Populär 
Cubano Alemania e.V.“ (= Cubanisch- 
Deutsche Volksbewegung) etabliert 
hat. Laut Selbstauskunft setzt sie sich 
ein für „das Völkerrecht und die Men¬ 
schenrechte“. Unterstützt werden sol¬ 
len „Kinder, Familien und hilfebedürf¬ 
tigen Menschen“, und dies nicht nur bei 
der örtlichen karitativen Gruppen, son¬ 
dern weltweit, nämlich „in der Bundes¬ 
republik Deutschland und Europa, als 
auch der Karibik“. Spätestens hier je¬ 
doch kann die Camouflage nicht mehr 
aufrecht erhalten werden und das ei¬ 
gentliche Ziel, nämlich Kuba, wird 
sichtbar: Dort nämlich müssten die 
„Kubaner unter widrigsten Umständen 
leben (...) Neben den ohnehin schon 
schlimmen Repressalien des Castro- 
Klans (...), Hunger (...), Ausbeutung, 
keine Meinungsfreiheit,Folter (...)“. 
Um diese vermeintlich höllischen Zu¬ 
stände zu ändern, strebe die MPCA 
„eine enge Zusammenarbeit mit der 
Bundesrepublik Deutschland, der Eu¬ 
ropäischen Union und den Vereinten 
Nationen (UNO)“ an. Vorweg aller¬ 
dings wird auf die üblichen Praktiken 
solcher Fußtruppen der Blockade ver¬ 
wiesen, nämlich „die jeweiligen Men¬ 
schen und Gruppierungen“ mit „Rat 
und Tat, Sach- & Finanzleistungen“ zu 
versorgen. 

In der eigenen Berichterstattung über 
Aktivitäten und politische Forderun¬ 
gen wird durchgehend die offensicht¬ 
lich nicht sonderlich bescheidene „Prä¬ 
sidentin“ Dipl.-Ing. Maria Elena Mo- 
rejön Rodriguez in den Mittelpunkt 
gerückt. Ob Lebensmittelpakete für 
einen Exilkubaner in Madrid oder 
Treffen bei der FDP-Bundestagsfrak- 
tion - Frau „Präsidentin“ weiß sich in 
Szene zu setzen. Denn schließlich, so 
eine Meldung aus dem Mai 2010, ist 
man ja wer: „Kurz nachdem die Web- 
Seite des MPCA e.V. online ging, ha¬ 
gelte es ausschließlich positive Reso¬ 
nanz. Unzählige E-Mails erreichten uns 


aus der ganzen Welt. Vielen Dank für 
eure Präsenz. Selbst der in den USA 
bekannte Radio-Sender Radio Marti 
(Florida - Miami) interviewte bereits 
die Präsidentin Maria Elena Morejön 
Rodriguez. (...) Überwältigt von dieser 
großartigen Unterstützung eurerseits, 
gibt uns dieses noch mehr Energie wei¬ 
ter, Gas zu geben.“ 

Und „Gas gegeben“ wurde denn auch. 
Ganz im Sinne des „humanitären“ An¬ 
spruchs wurde sogar der Vatikan Ziel 
der Kritik: „Leider hat die katholische 
Kirche in den letzten 52 Jahren (seit 
Beginn der Diktatur) die Entschei¬ 
dung getroffen auf der falschen Seite 
zu sitzen. Nach Gesprächen zwischen 
der katholischen Kirche und der Dikta¬ 
tur über politische Gefangene hat sich 
aktuell die Situation wesentlich ver¬ 
schlimmert. Deshalb hat der MPCA 
e.V. die Entscheidung getroffen, dem 
Heiligen Vater die Sorgen vieler Kuba¬ 
ner, darunter ein großer Teil der kuba¬ 
nischen Opposition gegen die Diktatur, 
in einer Botschaft (Brief) zu unterbrei¬ 
ten und zu exponieren. Wir, der MPCA 
e.V., wird sich dieses Mal nicht damit 
zufrieden geben lediglich einen Brief 
zu schreiben. Wir werden dem Heili¬ 
gen Vater in einer Audienz unsere Bot¬ 
schaft direkt übergeben“ (Nov. 2010). 
Möglicherweise war dies ja der Anlass 
von Ratzingers Rücktritt? 

Wie auch immer - es ging weiter mit 
dem „Gas geben“: Eine Meldung vom 
4.10.2011, in der angebliche staatliche 
Übergriffe auf die Contra-Truppe „Da¬ 
men in Weiß“ beklagt werden, wurde 
bezeichnenderweise betitelt mit „Tu¬ 
nesien - Lybien [Schreibweise im Ori¬ 
ginal!] ... Es ist Zeit für Kuba“. In ei¬ 
nem Brief der „Präsidentin“ an den 
Menschenrechtsbeauftragten der Bun¬ 
desregierung, Markus Löhning, vom 
4.10.2011 fordert sie diesen „im Na¬ 
men des Vereines, den ich vertrete, in 
meinem eigenen Namen, als Deutsch- 
Kubanerin und im Namen aller Kuba¬ 
ner, die Regierung, die Sie vertreten, 
zu bitten, zu diesen offensichtlich ab¬ 
stoßenden Tatsachen offiziell und öf¬ 
fentlich Stellung zu nehmen“. Wie ge¬ 
sagt ist die Dame nicht unbescheiden, 
schreibt sie doch wie selbstverständ¬ 
lich „im Namen aller Kubaner“. Und 
was fordern „alle Kubaner“ von der 
deutschen Bundesregierung? Na klar: 
„Auf was warten die demokratischen 
Regierungen der Welt, unter ihnen die 
deutsche, noch, um klar und deutlich 
zu sagen, dass auch die Kubaner den 
Wechsel brauchen und mehr noch, dass 
Maßnahmen ergriffen werden, um be¬ 
sagten Wechsel herbeizuführen. (...) 
Die Ereignisse der letzten Monate in 
Nordafrika haben die Politiker eini¬ 
ger Länder, in denen die Demokratie 
am meisten proklamiert wird, schlecht 


dastehen lassen und die bis Tage vor 
dem Fall dieser Regime die besten Be¬ 
ziehungen mit den jeweiligen Diktato¬ 
ren unterhielten. Dieselben Politiker 
sollten die große Chance, die sich jetzt 
bietet, die Castros direkt anzuklagen, 
nicht verstreichen lassen, bevor die Er¬ 
eignisse wieder die Führung zu einer 
würdevollen und konsequenten Hal¬ 
tung übernehmen. (...) Wir denken es 
ist Zeit, dass die demokratischen Re¬ 
gierungen und Völker beschließen, 
dass es genug ist und nicht fortfahren 
werden, dem Leiden des kubanischen 
Volkes den Rücken zu kehren. Fort¬ 
zufahren die Castro-Diktatur anzuer¬ 
kennen heißt eine Realität der Armut, 
Repression und Mangel an Freiheiten 
zu verneinen. Zu schweigen vor diesen 
Ungerechtigkeiten, heißt mit Verbre¬ 
chen und Respektlosigkeit gegenüber 
den elementarsten Rechten des Vol¬ 
kes zu kooperieren. Aus all den oben 
angeführten Gründen bitten wir die 
deutsche Regierung um Unterstützung 
und Zusammenarbeit, um eine inter¬ 
nationale Kampagne zu starten, die mit 
Klarheit die Herkunft der Castro-Dik¬ 
tatur und den gerechten Kampf unse¬ 
rer besagten Opposition darlegt. 

Wir bedanken uns für die Zusammen¬ 
arbeit und sehen Ihrer kurzfristigen 
Antwort, wie bereits zuvor geschehen, 
entgegen.“ 

Nun ist nicht davon auszugehen, dass 
die deutsche Bundesregierung dem 
Wunsch der MPCA nachkommt und 
sich derzeit innerhalb der NATO für 
eine Flugverbotszone über Kuba ein- 
setzen wird, um mittels militärischer 
Bodentruppen einen Krieg vom Zaun 
zu brechen und die kubanischen Revo¬ 
lutionsführer wie den libyschen Staats¬ 
chef Muammar al-Gaddaü bestialisch 
massakrieren zu lassen. Aufhorchen 
lässt allerdings der Schlusssatz, wonach 
es in der Vergangenheit bereits eine 
„Zusammenarbeit“ zwischen MPCA 
und dem Auswärtigen Amt gegeben 
habe. 

Hier wird deutlich, was auch bei ande¬ 
ren so genannten NGOs Praxis ist, dass 
nämlich gerade bei „Nichtregierungs¬ 
organisationen“ bzw. „Nichtstaatlichen 
Organisationen“ der Kontakt zu Staat 
und Regierungen engstens ist. 

Die Website dieser Gruppierung wurde 
zwar seit April 2012 nicht mehr aktu¬ 
alisiert. Dennoch sollten die Freundin¬ 
nen und Freunde des revolutionären, 
freien Kuba in ihren jeweiligen Städten 
darauf achten, ob solche Sumpfblüten 
auch bei ihnen wachsen. 

Heinz W. Hammer 

(Alle Zitate wurden ohne Änderung 
von Rechtschreib- und Interpunktions - 
fehlem von der website http://www.mp- 
caev. de/übernommen] 


Esslingen am Neckar: Mitglieder- und 
Sympathisantenversammlung der DKP. 
Thema: Auswertung des Parteitages mit 
Dieter Keller. Restaurant SV 1875, Plien- 
sauvorstadt, Weilstraße 81,18.00 Uhr. 
Fürth: „Gebt ihnen einen Namen“, Ehrung 
für Rudolf Benario und Ernst Goldmann. 
Uferpromenade in Fürth, an den drei Birken 
(gegenüber der Stadthalle), 17.30 Uhr. 
Konzert in Gedenken an Rudolf Benario 
und Ernst Goldmann mit Esther Bejarano & 
Microphone Mafia. Kulturforum Fürth, U- 
Bahnstation Stadthalle, 20.00 Uhr. Eintritt: 
14,00 Euro, ermäßigt 8,00 Euro. 


SA ★ 13 . APR 


Krefeld: „Umfairteilen, aber richtig!“ Info¬ 
stand der DKP. Neumarkt, 10.30 Uhr. Um- 
fairteilen-Aktionszug durch die Krefelder 
Innenstadt mit dem Krefelder Sozialbünd¬ 
nis. Hochstraße vor C+A, 13.00 Uhr. 


MO ★IS.APR 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Köln-Kalk. Naturfreundehaus Kalk, 
Kapellenstraße 9a, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 16 . APR 


Recklinghausen: Mitgliederversammlung 
der DKP mit Vorbereitung der nächsten 
Aktionen: Albert-Funk-Ehrung und 1. Mai. 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr._ 

Hamburg: Veranstaltung anlässlich des 
127. Geburtstages von Ernst Thälmann. An¬ 
sprachen, Blumen und Kranzniederlegung 
vor dem Haus, 17.00 Uhr. Filmvorführung: 
Ernst Thälmann „Sohn seiner Klasse“, 
18.00 Uhr. „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ 
e.V., Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66/ 
Ernst Thälmann-Platz. 


Ml ★ 17 . APR 


Stuttgart: „Aufgaben der Gewerkschaften 
in der Zeit um 1933 und in der Gegenwart.“ 
Veranstaltung des Clara-Zetkin-Hauses mit 


Heinz Hummler. Gorch-Fock-Straße 26, 
Stuttgart-Sillenbuch,19.30 Uhr._ 

Wuppertal: „Stalin - ein Geschichtsbild 
ohne Legenden“ mit Hermann Kopp, Düs¬ 
seldorf, Vorstand der Marx-Engels-Stiftung. 
Marx-Engels-Stiftung, Wuppertal-Elberfeld, 
Gathe 55,19.00 Uhr. 


DO ★ 18 . APR 


Düsseldorf: „DKP und Europäische Linke - 
Erfahrungen, Ergebnisse und Probleme der 
Mitarbeit.“ Kreismitgliederversammlung 
der DKP mit Leo Mayer, der die DKP viele 
Jahre in der EL vertreten hat. Bürgerhaus 
Bilk (Salzmannbau), Himmelgeister Stra¬ 
ße 107, Raum 116/117,19.00 Uhr. 


FR ★ 19 . APR 


Barhöft bei Stralsund: „Der Weg des so¬ 
zialistischen Kubas“, Bildungswochenende 
der DKP Mecklenburg-Vorpommern mit Ni¬ 
cole Drücker. 19. bis 21. April.Infos: www. 
dkp-mv.de/jbw, Kontakt: bildung@dkp-mv. 
de. 


SA ★ 20 . APR 


München: Kreismitgliederversammlung 
der DKP München mit Wahl des neuen 
Kreisvorstandes. KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,10.00 Uhr. 


FR ★ 26 . APR 


Hanau: „2013 - Nichts für schwache Ner¬ 
ven, denn: Du hast die Wahl.“ 1.-Mai-Ver¬ 
anstaltung der DKP-Betriebsgruppe Me¬ 
tall. Reinhardskirche, Hanau-Kesselstadt, 
Jakob-Rullmann-Straße 6,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Dampf machen für die UZ! 


Sn]© sD&s 



Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 
von den Schienen zu räumen. 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

Rückfragen: 0201/225447 
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Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 


Vom 30 . März bis 5 . April 


Samstag 



Margaret Thatcher - eine Danksagung 


Wie aus gut unterrichteten Kreisen ver¬ 
lautet, hat die rosa-oliv grüne militante 
Frauengruppe im Bundestag jahrelang 
schwer darunter gelitten, dass sie zwar 
erfolgreich die Frauen in Afghanistan 
befreit hat, den unterdrückten Frauen in 
Saudi-Arabien aber nicht helfen konnte. 
Da war das Auswärtige Amt (und die 
vielfältigen Wirtschaftsinteressen) da¬ 
vor: „Die bilateralen Beziehungen zwi¬ 
schen Deutschland und Saudi-Arabien 
sind freundschaftlich und spannungs¬ 
freiHeide-Marie Wieczorek Zeul und 
Antje Vollmer sollen kurz davor gewesen 
sein, mit Gesinnungsgenossinnen (Kristi- 
na Schröder?) und einem Schlauchboot 
von Hurghada nach Alsourah überzu¬ 
setzen. Von hier wollten sie den Heili¬ 
gen Krieg für die Freiheit der saudi-ara¬ 
bischen Frauen aufnehmen. Das ist nun 
alles nicht mehr nötig. 

In einem Akt patriarchalischer Güte ha¬ 
ben die Scheichs ihren Frauen nun end¬ 
lich erlaubt, Fahrrad und Moped zu fah¬ 
ren. Zwar nur in männlicher Begleitung, 
aber wer will schon einsame Frauen? 
Zwar nur in extra ausgewiesenen Zonen, 
da verfährt sich wenigstens niemand. 
Zwar nur im Ganzkörperschleier, im¬ 
merhin kann es in Saudi-Arabien nachts 
sehr kalt werden. 

Man munkelt, dass eine weibliche Allpar- 
teien-Delegation des Bundestages (mit 
Ausnahme der DDR/Stasi-Patriarchen- 
Partei) das Fahrradübungsgelände bei 
Riad besuchen will, um mit ausgesuch¬ 
ten arabischen Geschlechtsgenossinnen 
um die Wette zu fahren - im Ganzkör¬ 
perschleier versteht sich. 

Dienstag 

Vor Jahresfrist war der Zusammenbruch 
des Abendlandes, Pardon, der deutschen 
Stromversorgung prophezeit worden - 
wegen des Atomausstieges versteht sich. 
Nun lesen wir, dass sich - nach dem käl¬ 
testen Winter seit langem - die Stromaus¬ 
fuhren der deutschen Konzerne vervier¬ 
facht haben. Am meisten haben Solar- 
und Windstrom zugelegt. 


Am 13. April 1953 befahl CIA-Direk- 
tor Allen Welsh Dulles den Start des 
geheimen Projekts MKULTRA. Ziel 
des Projekts waren Bewusstseinskon¬ 
trolle, Findung eines „Wahrheitsse¬ 
rums“ für das Verhör von sowjetischen 
Agenten, sowie die Entwicklung biolo¬ 
gischer Kampfstoffe. 

MKULTRA war eine Weiterentwick¬ 
lung der „Operation Artischocke“ - ein 
geheimes Forschungsprogramm der 
CIA, das gemeinsam mit Nazi-Ärz¬ 
ten wie Kurt Blome (Stellv. Leiter der 
Reichsärztekammer und Mitorganisa¬ 
tor der Ausrottung polnischer Tuber¬ 
kuloseerkrankter), der trotz deutlicher 
Beweislast im Nürnberger Ärztepro¬ 
zess 1946 freigesprochen wurde - um 
der CIA zur Verfügung zu stehen -, 
oder Walter Paul Schreiber (infizier¬ 
te KZ-Insassen in Buchenwald vor¬ 
sätzlich mit Fleckfieber und Malaria) 
durchgeführt wurde. Im Rahmen der 
„Operation Artischocke“ fanden Ver¬ 
höre an Gefangenen statt, bei denen 
Folter, Drogen und Hypnose ange¬ 
wandt wurden. Aufzeichnungen bele¬ 
gen, wie sowjetischen Agenten Mittel 
verabreicht wurden, um sie einer Ge¬ 
hirnwäsche („Brainwashing“) zu un¬ 
terziehen. 

Im Projekt MKULTRA wurden unter 
Ausnutzung von Methoden der ver¬ 
achtenswerten Experimente der Nazi- 
Ärzte in tausenden Fällen ahnungslose 
Testpersonen - oft willkürlich ausge¬ 
wählte Krankenhauspatienten und Ge¬ 
fängnisinsassen - ohne ihr Wissen hoch¬ 
potente halluzinogene Drogen wie LSD 
und Mescalin, aber auch Chemikalien 
wie Chlorpromazin und Secobarbital 
verabreicht. Erforscht wurden neben 
den Wirkungen von Drogen und Che¬ 
mikalien unter anderem die Wirkungen 
von Hypnose, Psychotherapie, Elek¬ 
troschocks, Gas, Krankheitserregern, 
künstliche Gehirnerschütterung und 
Operationen. Die Experimente liefen 


Wegen der Schwankungen bei deren Be¬ 
trieb hat sich der Strompreis für die hiesi¬ 
gen Verbraucher aber absurderweise ver¬ 
teuert. Das ist Kapitalismus pur, das muss 
man nicht en detail verstehen, das muss 
man en gros bekämpfen. 

Donnerstag 

Als Günther Sachs Brigitte Bardot ge¬ 
heiratet hat, sollen zahlreiche deutsche 
Männer Potenzanfälle gehabt haben, die 
allesamt schnell verpufften. Geblieben 
ist über Jahrzehnte Sachsens Image als 
kulturvoller Freund der Frauen, Förderer 
der Künste, Jetsetter im Eiskanal von St. 
Moritz und auf der Yacht vor Acapulco. 
Jetzt tut die deutsche Presse erstaunt, dass 
der reiche Mann neben seinem gespielten 
Leben ein echtes besaß. Er hat Geld ge¬ 
macht-windig, betrügerisch, auf Kosten 
anderer. Wie alle anderen ist er den Geset¬ 
zen gefolgt. Dass das Sein dem Bewusst¬ 
sein vorausgeht und dass die eine Klasse 
die andere ausbeutet. Sachs war einer wie 
alle - halt auf seiner Seite der Barrikade. 
★ 

Sachs ist nur der (bisher) prominenteste 
Nutznießer diverser Steueroasen, die sich 
um die ganze Welt verteilen. 

Auch hier gilt: Viel zu enthüllen gab es 
definitiv nicht. London, verschiedene US- 
Staaten, Singapore, Lichtenstein e tutti 
quanti machen offen Reklame dafür, dass 
man dort günstig Geld anlegen, sprich: 
waschen kann. Neu wäre lediglich, dass 
die Finanzminister der G7 diesem kruden 
Treiben ein Ende setzen würden. Ob das 
wirklich geschieht, darf bezweifelt wer¬ 
den. Das augenblickliche Ballyhoo um 
die Steuersünder ist nicht ja das erste. 

Freitag 

Beiläufig - wie meist - erfahren wir im¬ 
mer mehr über Fukushima. 270 0001 ra¬ 
dioaktives Wasser werden also dort inzwi¬ 
schen gelagert. Diese Menge entspricht 
dem Inhalt einer kleinen Talsperre, etwa 
der Ronsdorfer bei Wuppertal. Was ge¬ 
schieht mit diesen Unmengen Wasser? 
Wir werden es beiläufig erfahren - oder 
auch nicht. Adi Reiher 


an 44 Universitäten, 12 Krankenhäu¬ 
sern, 3 Gefängnissen und 15 nicht nä¬ 
her bezeichneten „Forschungseinrich¬ 
tungen“ - in den USA, Kanada und 
Europa. Zahlreiche Versuchspersonen 
trugen bei den Experimenten schwerste 
körperliche und psychische Schäden da¬ 
von - in vielen Fällen bis zum Tod. Auch 
vor Kindesmissbrauch und Entführun¬ 
gen zu Versuchszwecken schreckte die 
CIA, wie offizielle Stellen Jahre später 
Zugaben, nicht zurück - von Menschen¬ 
rechten keine Spur. 

Die Gesamtleitung des Projektes hat¬ 
te Sidney Gottlieb, der im Rahmen 
der „Operation Mongoose“ (die ge¬ 
plante Invasion und Konterrevolution 
auf Kuba) den Plan ausarbeitete, Fidel 
Castros Fernsehstudio mit LSD, des¬ 
sen Schuhe mit Thallium zu verseuchen 
oder aber Castro mit vergifteten Zigar¬ 
ren zu ermorden. Pläne, die zum Glück 
durch die erfolgreiche Abwehr der In¬ 
vasion in der Schweinebucht nicht er¬ 
folgreich umgesetzt werden konnten. 
Das Projekt MKULTRA lief bis in die 
Mitte 1970er Jahre hinein. Ab 1975 be¬ 
fassten sich in den USA mehrere of¬ 
fizielle Untersuchungskommissionen 
mit den verbrecherischen Aktionen 
des Projektes. Die meisten offiziellen 
Dokumente zu dem Projekt wurden 
jedoch bis dahin von den führenden 
Stellen der CIA selbst vernichtet. Es 
ist dem Engagement Einzelner, meist 
Hinterbliebener oder Überlebender 
der Experimente, zu verdanken, dass 
dennoch Unterlagen der Öffentlich¬ 
keit zugänglich gemacht werden konn¬ 
ten - zum Teil erst in den 1990er Jah¬ 
ren. Staatliche Stellen des US-Imperi- 
alismus hatten an einer Offenlegung 
verständlicherweise wenig Interesse, 
wollten sie die USA schließlich als Pa¬ 
radies der Menschenrechte und die So¬ 
wjetunion als „Reich des Bösen“ dar¬ 
stellen. Dafür gingen sie über Leichen. 

MHad 


„Wie einst Churchill“ (FAZ) „Krieg 
um die Falklands: Thatchers wichtigs¬ 
te Schlacht“ (Spiegel), „eine großarti¬ 
ge Politikerin und kluge Person“ (Gor¬ 
batschow). Die Thatcher-Renaissance 
hat trotz der Krise mit ihrem Tod einen 
neuen Höhepunkt erreicht. Man liebte 
sie nicht, man bewunderte sie“ (Bild). 
Phyllidia Lloyd hatte ihr mit „Die ei¬ 
serne Lady“ schon zu Lebzeiten ein 


glorifizierendes Zelluloid-Denkmal 
gesetzt. Das Biopic als Medium kon¬ 
servativer Geschichtskosmetik. Nicht 
nur bei ihr. Meryl Streep kommt das 
zweifelhafte Verdienst zu, diesem Revi¬ 
sionismus glänzend die Hand gereicht 
zu haben. 

„Knallhart, verehrt gefürchtet“ (Bild). 
In der Tat kann die Niederlage des 
britischen Miner’s Streik 1984/85 un¬ 
ter dem brutalen Druck der Thatcher- 
Regierung als Initialereignis des Nie¬ 
dergangs der Europäischen Gewerk¬ 
schaftsbewegung gesehen werden. Die 
Vorkämpferin der neoliberalen Gegen¬ 
reform hatte die offene Feldschlacht 
gesucht - und gewonnen. Der Anfang 
einer Depression, von der sich der Re¬ 
formismus nicht erholen konnte. Und 
die er zu überwinden hoffte, indem er 
sich zur Kopie seiner übermächtig er¬ 
scheinenden Gegnerin verkrümmte. 
Was dann folgte aus den Laboren der 
Chicago Boys war eine wilde Party des 
neu eröffneten Casinos in der Londo¬ 


ner City. Regeln gab es so gut wie kei¬ 
ne und die Privatisierungen besorgten 
dazu das nötige Kleingeld: British Te¬ 
lecom, British Petroleum, British Air¬ 
ways, British Airports Autority, British 
Aerospace, British Rail, British Ship- 
builders, British Leyland, Rolls-Royce, 
Britoil, Enterprise Oil, British Steel, 
British Coal, British Energy, British 
Gas, Cable and Wireless,Thames Water. 


Das und das Glück des neuen Nordsee¬ 
öls reichten für einige Jahre Tanz auf 
dem Vulkan. Bis die Blase platzte. 

Das Ergebnis war „die bislang größte 
De-Industrialisierung einer führenden 
Nation.“ (Guardian) „in den letzten 30 
Jahren schrumpfte Großbritanniens 
Industriesektor um zwei Drittel.“ Aus 
der Werkbank der Welt war unter That¬ 
cher das Casino der Welt geworden. So 
lange das Spiel lief, blieb auch für jene, 
welche nun „freigestellt“ waren, noch 
etwas im „Tronc“. Aber damit ist es 
längst vorbei. 

Tony Blairs New Labour durfte noch 
die Reste verwerten und Thatchers 
Musterschüler David Cameron setzt 
nun alles daran, die letzten ökonomi¬ 
schen Regungen, und nicht nur die, 
auch noch abzuwürgen. 

Populär war das alles nur begrenzt, 
und ob es 1983 zu einer Wiederwahl 
gekommen wäre, ist mehr als fraglich. 
Wenn nicht, wie es der Zufall wollte, 
der Falklandkrieg aus Frau Thatcher 


einen Winston Churchill machte. Zu¬ 
mindest medial. Herr Blair scheint die¬ 
sen PR-Erfolg genau studiert zu haben. 
Aber, wie es scheint auch Herr Hollan¬ 
de. Herr Bush dagegen, dürfte zumin¬ 
dest in dieser Hinsicht, kaum Nachhilfe 
nötig gehabt haben. 

Mit dem Londoner „Big Bang“ insze¬ 
nierte die Heroine der Konservativen 
zusammen mit ihren ihr freundschaft¬ 
lich verbundenen Brüdern im Geiste 
Ronald Reagan und Augusto Pinochet 
die gigantische globale Spekulations¬ 
blase deren Zusammenbruch heute 
zum Schicksal von Millionen Menschen 
auf der Welt geworden ist. 

Schon richtig, wir erleben eine globale 
Überakkumulationskrise und daran ist 
nicht eine Person schuld. Aber Reagan, 
Pinochet und vor allem auch Thatcher 
haben der Spekulation den Weg freige¬ 
schossen. Zum Teil im Wortsinn. Laut 
„Allianz Global Wealth Report“ ist in 
2012 das Brutto-Privatvermögen in 52 
untersuchten Staaten auf 103 Bio Euro 
gestiegen. Etwa 50 Prozent höher als 
die globale Wirtschaftskraft. Deutlich 
mehr als ein Drittel dieses Reichtums 
wird mit Hilfe von Finanzoasen verwal¬ 
tet. Gleichzeitig wandern immer mehr 
Menschen in Armut und Arbeitslosig¬ 
keit und auch wieder in Hunger und 
Elend. Staaten brechen zusammen, 
ganze Generationen sind ohne Chan¬ 
ce. Die „Sicherheitspolitiker“ rüsten 
zum Bürgerkrieg. 

Danke Frau Thatcher. Sie haben ganze 
Arbeit geleistet! Klaus Wagener 


Der rote Kanal 


Don Mariano weiß von 
nichts, l/F 1967 

Verfilmung von Leonardo Sciascias 
Roman „Der Tag der Eule“ der die 
Ursachen für das Funktionieren der 
mit der Wirtschaft verflochtenen 
italienischen Mafia aufzeigt. 

So., 14.4., 23.00-0.40 Uhr, rbb 

Vernehmung der 
Zeugen, DDR 1986 

Der Film beruht auf der gleichnami¬ 
gen Erzählung von Inge Meyer, die 
auf einen authentischen Kriminalfall 
zurückgreift. 

Mo., 15.4., 22.50-0.05 Uhr, mdr 

Generation Wende 

Aufgewachsen in der DDR, 
erwachsen geworden im vereinten 
Deutschland. Seit 1987 befragt eine 
sächsische Langzeitstudie Hun¬ 
derte Ostdeutsche der Jahrgänge 
1972/73 zu ihrer Lebenssituation, 
ihren politischen Ansichten, ihren 
Zukunftsplänen. 

Di., 16.4., 22.05-22.48, mdr 


MKULTRA und „Operation Artischocke“ 

Menschenversuche und Nazi-Methoden der CIA 



Über 20 Jahre ist es her, dass Margret Thatcher Englands Premierministerin war. 
Auch nach so langer Zeit sitzt der Hass vieler Briten auf sie tief. In London gab es 
spontane Freudenkundgebungen. 













